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Vorwort 

Der Deutsche Bundestag hat mit Beschluss vom 24. Mai 
2007 die Bundesregierung aufgefordert, 

„einen Bericht zur Lage und Entwicklung der Wohnungs- 
und Immobilienwirtschaft in Deutschland vorzulegen. 
Der Bericht soll auf dem Bericht ,Wohnungs- und Immo- 
bilienmärkte in Deutschland 2006 ‘ des Bundesamtes für 
Bauwesen und Raumordnung' aufbauen. Der Bericht soll 
insbesondere eingehen auf: 

- die Bedeutung der Wohnungs- und Immobilienwirt- 
schaft und der branchennahen Dienstleistungen für die 
Entwicklung des Standortes Deutschland; 

- den Grad der Intemationalisierung der Wohnungs- und 
Immobilienwirtschaft und die damit verbundenen 
Auswirkungen in der Bundesrepublik Deutschland. 
Dazu gehören neben den wirtschaftlichen Aspekten 
u. a. auch die sozialen Folgen und die Auswirkungen 
auf die Stadtentwicklung; 

- Art und Umfang des Zusammenspiels von öffentli- 
chen und privaten Investitionen im Rahmen eines inte- 
grierten Ansatzes von Wohnungs- und Städtebaupoli- 
tik; 

- die Entwicklung des ländlichen Raumes im Vergleich 
zu den Metropolenregionen; 

- Schlussfolgerungen der Bundesregierung aus der 
Wohnungsmarktprognose 2020 in Bezug auf die Flä- 
chenpolitik, die Stadtentwicklung, das Wohnungswe- 
sen sowie die Entwicklung des ländlichen Raumes; 

- die Bedeutung der Immobilie als selbstgenutztes Ei- 
gentum und als Anlageform für die Alters Vorsorge; 

- den Beitrag des Gebäudesektors zur Erreichung der 
Klimaschutzziele der Bundesrepublik Deutschland.“ 

Mit dem vorliegenden Bericht kommt die Bundesregie- 
rung diesem Berichtsauftrag nach. Der Bericht basiert auf 
dem vom Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 
im Jahre 2007 vorgelegten Bericht „Wohnungs- und Im- 
mobilienmärkte in Deutschland 2006“. Dabei werden 
neuere statistische Daten und Informationen sowie aktu- 
elle Ergebnisse des vom Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung gemeinsam mit anderen Insti- 
tutionen in Auftrag gegebenen Gutachtens zur „volks- 
wirtschaftlichen Bedeutung der Immobilienwirtschaft“ zu 
Grunde gelegt. Der Bericht greift die im Berichtsauftrag 
enthaltenen Fragestellungen auf und berücksichtigt 
aktuelle Entwicklungen auf den genannten Politikfeldem. 

Der Bericht geht insbesondere auch auf die Integration 
von Wohnungs-, Städtebau- und Raumordnungspolitik 
ein. Er ist daher in engem Zusammenhang zu sehen mit 
dem von der Bundesregierung kürzlich vorgelegten Stadt- 
entwicklungsbericht 2008. Da dort die Schwerpunkte und 
Handlungsfelder der Stadtentwicklungspolitik umfas- 
send dargestellt sind, beschränkt sich die Behandlung die- 


• Vgl. BBR: Wohnungs- und Immobilienmärkte in Deutschland 2006, 
Berichte Band 27, Bonn 2007. 


ser Themen in dem vorliegenden Bericht auf die wesentli- 
chen Grundzüge. 

0 Zusammenfassung 

Im Auftrag des Deutschen Bundestages legt die Bundes- 
regierung erstmals einen Wohnungs- und Immobilien- 
marktbericht vor. 

Die Wohnungsversorgung in Deutschland ist gut. Hohe 
bauliche Qualität und Ausstattungsstandards sind Ergeb- 
nis eines seit Jahrzehnten hohen Investitionsniveaus in 
Neubau und Bestand. Grundlage hierfür sind bewährte 
ordnungsrechtliche Rahmenbedingungen, gezielte fÖrder- 
politische Impulse und wirksame soziale Sicherungs- 
instrumente. Mietrecht und Steuerrecht gewährleisten 
gleichermaßen die Wirtschaftlichkeit der Wohnungsver- 
mietung wie den Schutz der Mieterinnen und Mieter. 

Die Wohnungs- und Immobilienwirtschaft steht seit eini- 
ger Zeit tiefgreifenden wirtschaftlichen und gesellschaft- 
lichen Veränderungen gegenüber. Wohnungs- und Immo- 
bilienmärkte werden durch die Intemationalisierung der 
Wirtschafts- und Finanzmärkte nachhaltig beeinflusst. 
Stmkturen und Handlungsstrategien ihrer Akteure verän- 
dern sich. Zugleich führt die demografische und 
wirtschaftliche Entwicklung zu einer verstärkten Regio- 
nalisiemng der Wohnungsmärkte. Die notwendige An- 
passung des Gebäudebestandes an die Anforderungen des 
Klimaschutzes und der Energieeinsparang, an sich verän- 
dernde Wohnbedürfnisse sowie an eine älter werdende 
Bevölkerung bilden darüber hinaus zentrale Herausforde- 
rungen für die Wohnungs- und Immobilienwirtschaft und 
die Politik. 

Um diese Herausforderungen erfolgreich zu bewältigen, 
sind integrative Handlungsansätze in der Raumordnungs-, 
Stadtentwicklungs- und Wohnungspolitik und das Zu- 
sammenwirken der Akteure aus Politik und Wohnungs- 
und Immobilienwirtschaft unverzichtbar. 

Die Wohnungs- und Immobilienwirtschaft hat große 
Bedeutung für den Standort Deutschland 

Die Wohnungs- und Immobilienwirtschaft hat aufgrund 
ihrer engen Verflechtung mit anderen Wirtschaftsberei- 
chen eine große Bedeutung für die Volkswirtschaft. Im- 
mobilien machen mit rund 86 Prozent den herausragen- 
den Anteil am deutschen Anlagevermögen aus. Die 
Bedeutung des Immobiliensektors für die Gesamtwirt- 
schaft hat in den letzten Jahren erheblich zugenommen; 
die Immobilienwirtschaft ist eine Wachstumsbranche. 
Der Sektor ist überwiegend durch kleine und mittlere Un- 
ternehmen geprägt. Die Professionalisierang der Immobi- 
lienwirtschaft und eine zunehmende Arbeitsteilung haben 
zu einem deutlichen Anstieg der Beschäftigung und der 
Brattowertschöpfung geführt, seit 1991 um 80 Prozent. 
Im Grundstücks- und Wohnungswesen waren 2006 rund 
460 000 Menschen erwerbstätig. Damit leistet die Woh- 
nungs- und Immobilienwirtschaft eine wichtigen Beitrag 
zur Wirtschaftsleistung Deutschlands und zur Schaffung 
und Sicherung von Beschäftigung. 
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Zunehmende Internationalisierung der 
Immobilienmärkte 

Mit der fortschreitenden Globalisierung geht ein Zusam- 
menwachsen von Immobilien- und Kapitalmärkten ein- 
her. Sowohl auf den gewerblichen als auch auf den 
Wohnimmobilienmärkten kommt es verstärkt zu grenz- 
überschreitenden Investitionen. Die starke Zunahme der 
Transaktionen auf dem deutschen Mietwohnungsmarkt 
hat dabei eine große öffentliche Aufmerksamkeit erlangt. 
Von 2004 bis Mitte 2008 wurden mehr als 1,9 Millionen 
Wohnungen gehandelt. Als Verkäufer fungierten zu glei- 
chen Teilen die öffentliche Hand und private Unterneh- 
men. Mehr als die Hälfte der Wohnungen wurde von 
ausländischen Unternehmen gekauft. Folgen der Trans- 
aktionen können aufgrund des kurzen Erfahrungszeitrau- 
mes nicht abschließend bewertet werden. Bislang hat die 
Veränderung der Eigentümerstruktur keine negativen 
Auswirkungen auf Wohnungsversorgung und Stadtent- 
wicklung. Die Bundesregierung wird die weitere Ent- 
wicklung aufmerksam analysieren. 

Finanzkrise - Konjnnktnrabschwnng, aber keine 
Immobilienkrise in Dentschland 

Die Folgen der aktuellen Wirtschaftskrise auf die deut- 
schen Immobilienmärkte sind gegenwärtig noch schwer 
abschätzbar. Positiv wirkt sich aus, dass es in Deutsch- 
land in den letzten Jahren keine spekulativen Übertrei- 
bungen und keine Immobilienpreisblase gegeben hat. We- 
gen des traditionellen soliden Finanzierungssystems mit 
risikoarmen Festzinshypotheken und Bausparverträgen 
gibt es hier bisher keine Einschränkungen bei der privaten 
Eigenheimfinanzierung. Für Wohnungsuntemehmen er- 
weisen sich solide, langfristige Kreditfinanzierungen als 
vorteilhaft. Die Wohnungswirtschaft übt einen stabilisie- 
renden Einfluss aus. Dennoch sind auch für diese Bran- 
che die Finanzierungsbedingungen insgesamt schwieriger 
geworden. Im Bereich der Gewerbeimmobilien haben 
sich die Finanzierungskonditionen teilweise spürbar ver- 
schlechtert und beeinflussen das Transaktionsgeschehen. 

Entspannte Wobnnngsmärkte nnd znnebmende 
Regionalisiernng 

Bei insgesamt weitgehender Marktentspannung verstärkt 
sich in wirtschaftlich dynamischen Regionen die Woh- 
nungsnachfrage weiter, während es in schrumpfenden Re- 
gionen zu einem steigenden Überangebot an Wohnraum 
kommen kann. Die Mieten und Wohnimmobilienpreise 
haben sich in den letzten zehn Jahren stabil entwickelt; in 
Wachstumsregionen sind leichte Preissteigerungen zu 
verzeichnen. 

Mit der allgemeinen Entspannung der Wohnungsmärkte 
ging ein deutlicher Rückgang der Bautätigkeit einher. 
Überdurchschnittlich stark nahm der Geschosswohnungs- 
bau ab. Wohnungsbauinvestitionen verlagern sich zuneh- 
mend auf Maßnahmen im Bestand; auf diese entfallen ge- 
genwärtig bereits knapp drei Viertel der Investitionen. 
Die Anpassung des Wohnungsbestandes an sich verän- 
dernde Bedürfnisse, die im Zuge des demografischen 


Wandels stark wachsende Zahl älterer Menschen sowie 
die Anforderungen des Klimaschutzes bleiben weiter im 
Mittelpunkt der Wohnungsbauaktivitäten. Dabei darf 
jedoch der Neubau nicht aus dem Blickfeld geraten. Ak- 
tuell erreicht die Wohnungsbautätigkeit bundesweit die 
Untergrenze eines nachhaltigen Neubaubedarfs. 

Die Wohneigentumsquote ist weiter gestiegen und lag 
2008 bei gut 43 Prozent. Die Bedingungen für den Er- 
werb von Wohneigentum sind gegenwärtig auch nach der 
Abschaffung der Eigenheimzulage im langfristigen Ver- 
gleich sehr günstig. Gründe sind niedrige Hypothekenzin- 
sen, stabile Immobilienpreise und in den letzten Jahren 
moderat gestiegene Einkommen. Die Wohneigentumsbil- 
dung findet zunehmend im Bestand statt. Der Eigenheim- 
bau bleibt aber eine wichtige Stütze der Bautätigkeit. Von 
2008 knapp 200 000 fertig gestellten Wohneinheiten ent- 
fallen rund 80 Prozent auf Eigenheime und Eigentums- 
wohnungen. 

Das Wohneigentum bleibt für viele Menschen ein wichti- 
ger Baustein für die Alters Vorsorge. Ihre Notwendigkeit 
wird durch die Veränderung der Altersstruktur verstärkt. 
Daher wurde das selbstgenutzte Wohneigentum mit dem 
Eigenheimrentengesetz besser in die geförderte kapital- 
gedeckte private Altersvorsorge (Riester-Rente) inte- 
griert. 

Soziale Sicherung des Wohnens hleiht weiter zentrales 
Anliegen 

Auch bei entspannten Wohnungsmärkten bildet die so- 
ziale Sicherung des Wohnens einen Schwerpunkt der 
Wohnungspolitik. Ziel ist die Gewährleistung der Wohn- 
raumversorgung für Haushalte, die sich nicht aus eigener 
Kraft mit ausreichendem Wohnraum versorgen können. 
Dazu gehören Maßnahmen der Subjektförderung wie 
Wohngeld und Übernahme der Kosten der Unterkunft 
und Heizung (KdU) sowie die Objektförderung in Form 
der sozialen Wohnraumförderung der Länder. 

Das Wohngeld wurde reformiert und zum 1 . Januar 2009 
deutlich angehoben. Erstmals sind die Heizkosten in pau- 
schalierter Form einbezogen. Die Leistungsverbesserun- 
gen haben ein Volumen von insgesamt 520 Mio. Euro. 
Rund 800 000 Haushalte werden von der Wohngeld- 
reform profitieren. Die öffentliche Hand unterstützt durch 
die Übernahme der KdU für Transferleistungsempfänge- 
rinnen und Transferleistungsempfänger, insbesondere von 
Grundsicherung für Arbeifsuchende, efwa achf Millionen 
Menschen bei den Wohnkosfen. Von diesem Förderinstru- 
menf können mittelfrisfig spürbare Auswirkungen auf die 
lokalen Wohnungsmärkfe ausgehen. 

Aufgrund der zunehmenden Regionalisierung der Woh- 
nungsmärkte wurde die Zuständigkeit für die soziale 
Wohnraumförderung 2006 mit der Föderalismusreform 1 
auf die Länder übertragen. Zum Ausgleich für den Weg- 
fall der Finanzhilfen des Bundes erhalten die Länder bis 
2013 jährlich zweckgebundene Kompensationszahlungen 
in Höhe von 518,2 Mio. Euro. 
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Von der quantitativen zur qualitativen Förderpolitik 
des Bundes 

Angesichts weitgehend entspannter Wohnungsmärkte 
wurde die Förderung des Wohnungswesens in den ver- 
gangenen Jahren auf qualitative Aspekte der Wohnraum- 
versorgung verlagert. Durch gezielte Fördermaßnahmen 
werden Anreize für Investitionen geschaffen, die im 
Marktgeschehen nur in unzureichendem Umfang oder mit 
erheblichen Verzögerungen Berücksichtigung finden. 
Dies sind vor allem Maßnahmen für die energetische und 
die altersgerechte Anpassung des Wohnungsbestandes 
und der Stadtquartiere, die verstärkte Ausrichtung der 
Städtebauförderung auf die Innensfädfe und die Beseiti- 
gung von sfrukturellen Defizifen im Rahmen des Sfadf- 
umbaus. 

Herausforderung demografischer Wandel - 
altersgerechtes Wohnungsangehot aushauen 

Die demografische Entwicklung stellt die Wohnungs- 
märkte vor neue Aufgaben bei der Wohnungsversorgung 
älterer Menschen. Ein wesentliches Ziel ist, dass ältere 
Menschen so lange wie möglich in ihrer vertrauten Um- 
gebung wohnen können. Daher fördert die Bundesregie- 
rung seit 2009 Maßnahmen der altersgerechten Woh- 
nungsanpassung über ein Förderfenster „Altersgerecht 
Umbauen“ im Rahmen des KfW-Programms „Wohnraum 
Modernisieren“. 

Herausforderung Klimaschutz - energetische 
Sanierung des Bestandes 

Der Europäische Rat hat 2007 unter deutscher EU-Rats- 
präsidentschaft die Weichen für eine infegrierfe europäi- 
sche Klima- und Energiepolitik gestellt. Zur nationalen 
Umsetzung der ambitionierten Ziele hat die Bundesregie- 
rung Ende 2007 das Integrierte Energie- und Klima- 
schutzprogramm (lEKP) beschlossen. 

Einen Schwerpunkt des lEKP bilden Maßnahmen zur 
Verbesserung von Energieeffizienz und Klimaschutz im 
Gebäudebereich. Der Gebäudebereich hat einen Anteil 
von rund 40 Prozent am gesamten Endenergieverbrauch 
in Deutschland und trägt mit 20 Prozent zum CO 2 -AUS- 
stoß bei. Ziel ist es, die Sanierungsrate in den nächsten 
Jahren auf jährlich drei Prozent des Wohnungsbestandes 
bzw. rund 390 000 Wohngebäude zu steigern. 

Das lEKP umfasst zum einen die Schärfung ordnungs- 
rechtlicher Instrumente. Ziel der Energieeinsparverord- 
nung (EnEV) ist es, neue Gebäude mit möglichst guter 
Energiebilanz zu erstellen und im Gebäudebestand vor- 
handene Möglichkeiten zur Energieeinsparung auszu- 
schöpfen. Wesentliches Element der EnEV 2007 sind Re- 
gelungen für Energieausweise im Besfand. Die EnEV 
2009 erhöht die energetischen Anforderungen an den Ge- 
bäudebereich. Das Emeuerbare-Energien-Wärmegesetz 
führt für Neubaufen die Pfiichf ein, einen Mindesfanfeil 
des Wärmeenergiebedarfs aus emeuerbaren Energien zu 
decken. Die Novelle der Heizkosfenverordnung, die An- 
fang 2009 in Kraft getreten ist, setzt insbesondere durch 


eine stärkere verbrauchsabhängige Kostenverteilung An- 
reize zur sparsamen Energieverwendung. 

Zum anderen werden wirkungsvolle wirtschaftliche An- 
reize zur Energieeinsparung gesetzt. Die Förderung des 
energieeffizienten Bauens und Sanierens erfolgt über 
zinsverbilligte Kredite und Investitionszuschüsse der 
KfW-Förderbank. 

Große Nachfrage nach Förderung des energie- 
effizienten Bauens und Sanierens 

Im Mittelpunkt der KfW-Förderung steht seit 2001 das 
mit Bundesmitteln aufgelegte und seither sukzessive aus- 
gebaute COj-Gebäudesanierungsprogramm. Durch die 
von 2006 bis 2008 finanzierten Investitionen mit einem 
Gesamtvolumen von 35,5 Mrd. Euro konnten bereits über 
800 000 Wohnungen umfassend energetisch saniert bzw. 
energieeffizient errichtet werden. Über die durchschnitt- 
lich 30-jährige Nutzungszeit der Maßnahmen werden mit 
dem ausgereichten Kredit- und Zuschussvolumen von 
über 1 8 Mrd. Euro in den sanierten Gebäuden bundesweit 
mehr als 2,4 Mio. Tonnen CO 2 jährlich eingespart. 2009 
erfolgen eine Neustrukturierung und eine Aufstockung 
des C02-Gebäudesanierungsprogramms im Rahmen des 
ersten Konjunkturpakets der Bundesregierung sowie der 
Umsetzung der lEKP-Maßnahmen auf rund 1,5 Mrd. 
Euro Programmmittel bis 2011. 

Investitionsstau hei kommunaler und sozialer 
Infrastruktur üherwinden 

Ein weiteres wichtiges Handlungsfeld der Energieeinspa- 
rung und des Klimaschutzes ist die Modernisierung der 
kommunalen und sozialen Infrastruktur. Kommunen und 
gemeinnützige Organisationen können über die seit 2007 
bestehenden KfW-Programme „Kommunalkredit - ener- 
getische Gebäudesanierung“ und „Sozial Investieren - 
energetische Gebäude Sanierung“ zinsverbilligte Kredite 
für die energetische Sanierung von Schulen und Kinderta- 
gesstätten beziehen. Darüber hinaus wurde im Jahr 2008 
den Kommunen mit dem von Bund, Ländern und Ge- 
meinden geschlossenen Investitionspakt mit einem För- 
dervolumen von 600 Mio. Euro Programmmittel ein 
neues Finanzierungsinstrument für die energefische Sa- 
nierung und bauliche Erweiferung der kommunalen und 
sozialen Infrastrukfur eröffnef. 

Die Konjunkturpakete der Bundesregierung stärken 
die Sanierung von Gehäudehestand und sozialer 
Infrastruktur 

Im Rahmen des ersten Konjunkturpakets der Bundesre- 
gierung werden zusätzliche Bundesmittel für die Jahre 
2009 bis 2011 in Höhe von 3,3 Mrd. Euro Programmmit- 
tel bereitgestellt. Sie werden insbesondere zur Aufsto- 
ckung des C02-Gebäudesanierungsprogramms, des 
altersgerechten Umbaus von Wohnungen, der Städte- 
bauförderung und zur Fortführung des Investitionspaktes 
zwischen Bund, Ländern, Gemeinden sowie für die In- 
vestitionsoffensive Infrastruktur eingesetzt. Modemisie- 
rungsmaßnahmen werden auch über die Steuerermäßi- 
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gung für die Inanspruchnahme von 
Handwerkerleistungen in privaten Haushalten unterstützt 
- soweit keine Förderung über KfW-Programme in An- 
spruch genommen wurde. Der abzugsfahige Höchstbe- 
trag für Handwerkerleistungen in privaten Haushalten 
wurde zum 1 . Januar 2009 auf 1 200 Euro verdoppelt. 

Das zweite Konjunkturpaket umfasst für den Bereich Zu- 
kunftsinvestitionen ein zusätzliches Finanzvolumen von 
10 Mrd. Euro für Investitionen in die kommunale und so- 
ziale Infrastruktur, das von den Ländern um weitere 
3,3 Mrd. Euro zu ergänzen ist. Investitionsschwerpunkt 
des Zukunftsinvestitionsprogramms mit 6,5 Mrd. Euro 
sind Bildungseinrichtungen, wobei Maßnahmen zur Ver- 
ringerung der C02-Emissionen und zur Steigerung der 
Energieeffizienz und des Einsatzes emeuerbarer Energien 
im Mittelpunkt stehen. Im Investitionsschwerpunkt sons- 
tige Infrastruktur sind Maßnahmen des Städtebaus fÖrder- 
fähig. 

Nationale Stadtentwicklungspolitik und Städtebau- 
förderung zur Stärkung der Städte weiter entwickeln 

Die Rückbesinnung auf aktives Leben in einer attraktiven 
Stadt ist ein zentrales Ziel des neuen Politikansatzes der 
Nationalen Stadtentwicklungspolitik. Damit wird die 
„Leipzig Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt“ 
umgesetzt und die Städte werden durch die weiterentwi- 
ckelte, erfolgreiche Städtebauförderung und innovative 
Pilotprojekte gestärkt. Das investive Kemelement der Na- 
tionalen Stadtentwicklungspolitik ist die Städtebauförde- 
rung mit den zentralen Programmen zum Stadtumbau, zur 
Sozialen Stadt, zur Zentrenentwicklung und zum städte- 
baulichen Denkmalschutz. Die Wettbewerbsfähigkeit 
städtischer Quartiere ist weiter zu verbessern. Wichtig 
sind dabei gezielte Angebote für Familien mit Kindern, 
für ältere Menschen und für alle Altersgruppen, die es 
wieder zurück in die Stadt zieht. Ein Schwerpunkt der 
Stadtentwicklungspolitik muss daher das bedarfsgerechte 
Angebot an Kindertagesbetreuung in guter Qualität sein. 
Das Kinderförderungsgesetz, das am 16. Dezember 2008 
in Kraft getreten ist, ist ein wichtiger Schritt auf diesem 
Weg. Auch der niedrigschwellige Zugang zu oder die ge- 
bündelte Vermittlung von haushaltsnahen Dienstleis- 
tungen wie in den 500 Mehrgenerationenhäusem des 
Aktionsprogramms der Bundesregierung entlastet Fami- 
lien und wertet Städte dadurch auf 

Der Rückbau leer stehender Wohnungen im Rahmen des 
Programms Stadtumbau Ost trägt zu einer Stabilisierung 
des Wohnungsmarktes bei. Die Leerstandsquote der 
ostdeutschen kommunalen Wohnungsuntemehmen und 
Wohnungsgenossenschaften konnte von 16 Prozent im 
Jahr 2002 auf 11 Prozent Ende 2008 gesenkt werden. Die 
zweite Säule des Programms, die Aufwertung der Innen- 
städte und erhaltenswerten Stadtquartiere, gewinnt an Be- 
deutung. Das Programm Stadtumbau West umfasst 
Finanzhilfen für die besonders vom Strukturwandel be- 
troffenen Kommunen in den alten Ländern. 

Ziel des Bund-Länder-Programms Soziale Stadt ist es, ne- 
gative Entwicklungsprozesse in Stadtquartieren zu durch- 
brechen und eine Trendwende zur Stabilisierung und 


Aufwertung der Quartiere einzuleiten. Seit dem Pro- 
grammstart 1999 wurden insgesamt 523 Quartiere in 
328 Kommunen mit rund 2,3 Mrd. Euro gefördert. Mit 
dem Programm Aktive Stadt- und Ortsteilzentren werden 
die zentralen Versorgungsbereiche in den Stadt- und Orts- 
teilzentren wieder als attraktive Wirtschaftsstandorte und 
Orte für Wohnen, Arbeiten, Leben und Kultur gestärkt. 
Ziel des Bund-Länder-Programms Städtebaulicher Denk- 
malschutz ist es, die historischen Innenstädte in ihrer Be- 
bauungsstruktur und Bausubstanz zu erhalten und zu revi- 
talisieren. Wegen seiner großen Erfolge wurde das 
Programm 2009 auch auf die alten Länder ausgeweitet. 

Integrierte Handlungsfelder der Zukunft 

Aus den dargestellten Entwicklungslinien ergeben sich 
vielfältige Handlungsfelder für die Weiterentwicklung 
der Wohnungs- und Stadtentwicklungspolitik. 

Ein Schwerpunkt liegt in der weiteren Verstärkung der In- 
vestitionen zur Anpassung des Gebäudebereich an die Er- 
fordernisse des Klimaschutzes. Die Bundesregierung will 
bis 2020 den Ausstoß von Treibhausgasen um 30 Prozent 
bzw. im Falle einer Verpflichtung anderer großer Indus- 
triestaaten auf ein 30 Prozent-Ziel um 40 Prozent gegen- 
über 1990 verringern. Für den Gebäudebereich wird an- 
gestrebt, bis 2020 den Anteil emeuerbarer Energien im 
Wärmesektor auf 14 Prozent zu erhöhen und die Energie- 
produktivität gegenüber 1990 zu verdoppeln. Hierzu ist 
eine entsprechende Verschärfung der ordnungsrechtlichen 
Vorgaben unter Beachtung der Wirtschaftlichkeit ebenso 
vorgesehen wie die Weiterentwicklung des Förderinstm- 
mentariums. 

Da der Blick sich auch verstärkt über das einzelne Ge- 
bäude hinaus auf das Quartier richten muss, ist die Stadt- 
entwicklungspolitik zum integrativen Bestandteil einer 
umfassenden Energie- und Klimapolitik im Sinne einer 
ökologischen Stadtemeuerang weiterzuentwickeln. Die 
Stärkung des städtischen Wohnens und Lebens trägt zu 
einer Ressourcen schonenden Stadtentwicklung bei. Dazu 
gehört auch, kommunale Handlungsstrategien zur effizi- 
enten Lösung wohnungspolitischer Fragen in den Kom- 
munen zu entwickeln und zu erproben. 

Eine stärkere Beteiligung privater Investoren bietet die 
Möglichkeit, privates Kapital und Fachwissen zur Unter- 
stützung öffentlicher Aufgaben einzubinden. Die EU-Ini- 
tiative JESSICA (Joint European Support for Sustainable 
Investments in City Areas) eröffnet die Möglichkeit, 
Stadtentwicklungsinvestitionen neben Zuschüssen über 
verbilligte Kredite, Garantien und Beteiligungskapital zu 
fördern. 

Ansätze zur energetischen Sanierung der Bestände sind 
zu verbinden mit Investitionen zur Anpassung der Be- 
stände an sich verändernde Wohnbedürfnisse, an die de- 
mografische Entwicklung hinsichtlich der Altersstruktur 
und der zunehmenden Singularisierung der Lebensstile. 

Im Sinne eines umfassenden Verständnisses von Nachhal- 
tigkeit muss bei allen Veränderungsprozessen im Gebäu- 
debestand, dem Wohnumfeld und der Stadtentwicklung 
die soziale Dimension in die Erarbeitung tragfähiger Ge- 
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Samtkonzepte einbezogen werden. Hierzu muss aueh eine 
Evaluierung der sozialen Sieherung des Wohnens, insbe- 
sondere des Wohngeldes erfolgen. Dabei geht es vor al- 
lem um die Wirksamkeit der mit der Wohngeldnovelle 
2009 reformierten und neu eingeführten Komponenten. 

Aueh die Weiterentwieklung und Stärkung des Genossen- 
schaftsgedankens bleibt wichtiges Anliegen. Diese 
Wohnform verbindet die Flexibilität der Mietwohnung 
mit der Sicherheit des Wohneigentums und trägt zur so- 
zialen Stabilität in den Stadtquartieren bei. Hier bestehen 
hinsichtlich des demografischen und sozialen Struktur- 
wandels erhebliche Leistungspotenziale bei der Bereit- 
stellung von Wohnraum, spezieller Dienstleistungen und 
bei der Altersvorsorge. 

Die Bewältigung der Zukunftsaufgaben erfordert ein ge- 
meinsames und koordiniertes Handeln von Politik, Ver- 
bänden und privaten Entscheidungsträgem. Das Bundes- 
ministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
(BMVBS) als Ansprechpartner innerhalb der Bundes- 
regierang für die Interessen der Wohnungs- und Immobi- 
lienwirtschaft hat dazu den „Immobilienwirtschaftliche 
Dialog“ ins Leben gerufen, den das BMVBS seit Novem- 
ber 2007 regelmäßig mit den Akteuren der Wohnungs- 
und Immobilienwirtschaft führt. Ziel sind gemeinsame 
Initiativen und Kooperationen für den Immobilienstand- 
ort Deutschland. 

1 Die Wohnungs- und Immobilien- 

wirtschaft in Deutschland 

1 .1 Aktuelle Herausforderungen für die 

Wohnungs- und Immobilienmärkte 

Die Wohnungs- und Immobilienmärkte in Deutschland 
gelten seit jeher als stabil und beständig, vor allem wert- 
beständig. ln der Grundtendenz waren diese Märkte trotz 
gelegentlich großer konjunktureller Ausschläge gekenn- 
zeichnet von steigenden Immobilienwerten und Mieten. 
Diese Märkte befinden sich seit einigen Jahren in einem 
tiefgreifenden Umbrach. Zum Teil erfahren seit längerem 
wirksame größere Trends eine Beschleunigung; zum an- 
deren sehen sich die Akteure mit neuartigen Herausforde- 
rungen konfrontiert. 

Der bereits begonnene und sich beschleunigende Rück- 
gang der Bevölkerung verändert die Wohnungsnachfrage 
und die sektoralen und regionalen Teilmärkte. Der Bevöl- 
kerungsrückgang geht dabei mit zunehmenden regionalen 
Ungleichgewichten einher. Eine älter werdende Bevölke- 
rung entwickelt andere Präferenzen und Anforderungen 
an Wohnstandorte. Der Bedarf an altersgerechten Woh- 
nungen wächst und erfordert entsprechende Anpassungen 
des Wohnungsbestandes. Die Änderung der Lebensstile 
geht mit einer weiter wachsenden Zahl kleiner Haushalte 
einher, deren Nachfrage sich auf andere Wohnungsgrößen 
und -grandrisse richtet. 

Die Bewältigung des Klimawandels stellt eine der großen 
Herausforderungen dieser und der nächsten Generationen 
dar. Die Verringerung des C02-Ausstoßes ist daher eines 
der vorrangigen politischen Ziele. Dem Gebäudebereich, 


auf den 20 Prozent der C02-Emmissionen entfallen, 
kommt dabei eine Schlüsselrolle zu. 

Die Immobilien- und Wohnungswirtschaft gerät zuneh- 
mend unter den Einfluss der internationalen Kapitalmärkte 
und wird zum Gegenstand globaler Anlagestrategien. Im 
Interesse der Wettbewerbsfähigkeit des Standorts werden 
nationale institutionelle und steuerliche Regelungen mehr 
und mehr nach internationalen Standards vereinheitlicht. 
Auf europäischer Ebene werden harmonisierte Regelun- 
gen auf den mit den Wohnungs- und Immobilienmärkten 
eng verbundenen Bereichen wie Gesellschafts-, Finanzie- 
rung- Steuer- und Beihilferecht durchgesetzt, die die Rah- 
menbedingungen für die Bewirf Schaffung von Immobi- 
lien nachhaltig verändern. 

Die Schere zwischen wachsenden und schrumpfenden 
Regionen öffnet sich weiter. Die Wohnungs- und Immo- 
bilienwirtschaft ist in schrumpfenden Gebieten mit Leer- 
ständen sowie Preis- und Mietrückgängen konfrontiert. 
Gleichzeitig gibt es Wachstumsregionen, in denen Mieten 
und Preise steigen und daher verstärkt Neubauinvestitio- 
nen erforderlich sein werden. Instrumente der Wohnungs- 
und Stadtentwicklungspolitik müssen mit Blick auf regio- 
nale Erfordernisse weiterentwickelt werden. 

Die Verfügbarkeit von Wohnraum und die Belastung mit 
Wohnkosten ist eine Schlüsselfrage für die Lebensbedin- 
gungen einkommensschwächerer Haushalte. Wie die Ar- 
muts- und Reichtumsberichte der Bundesregierung zei- 
gen, öffnet sich die Schere zwischen hohen und niedrigen 
Einkommen seit Jahren. Daraus erwächst die wichtige 
Herausforderung, für diese Bevölkerangsgrappen ein 
ausreichendes Angebot angemessener Wohnungen zu 
bezahlbaren Preisen bereitzustellen. Neben hohen Trans- 
ferleistungen der öffentlichen Hand geht es auch um trag- 
fähige und nachhaltige Versorgungskonzepte im Zusam- 
menwirken der Beteiligten. 

Die Akteure auf den Wohnungs- und Immobilienmärkten 
müssen sich den Trends stellen und die Herausforderun- 
gen armehmen. Vor dem Hintergrund wachsender Unsi- 
cherheiten und Risiken müssen zukunftsorientierte Ent- 
scheidungen vor allem über hohe Investitionen für lange 
Zeifräume getroffen werden. Die politischen Rahmenbe- 
dingungen müssen verlässlich bleiben, aber auch an neue 
Erfordernisse angepasst werden. Eine enge Zusammen- 
arbeit mit der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft un- 
terstützt die Umsetzung ihrer Ziele. Dem partnerschaftli- 
chen Dialog zwischen allen Beteiligten kommt daher eine 
Schlüsselrolle zu. 

1 .2 Die Bedeutung der Wohnungs- und 

Immobilienwirtschaft für den 
Standort Deutschland 

1.2.1 Definitionen 

Der Begriff „Immobilien“ umfasst Bauwerke, d. h. Hoch- 
und Tiefbauten, und Grundstücke, die bebaut sind oder 
bebaut werden sollen. Immobilien sind langlebige Ge- 
brauchsgüter, die standortgebunden sind. Sie lassen sich 
unter zwei wesentlichen Gesichtspunkten betrachten, der 
Immobiliennutzung (z. B. als Wohnraum oder als Res- 
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source im Produktionsprozess) und als Kapitalanlage 
(z. B. zur Altersvorsorge).2 

Es gibt bislang keine allgemein verbindliche Definition 
der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft. Nach einer en- 
geren Begriffsdefinition zählt nur die Bewirtschaftung 
von Immobilien zur Wohnungs- und Immobilienwirt- 
schafl. Das sind insbesondere die Vermietung, Verpach- 
tung, Verwaltung und Vermittlung von Immobilien. Eine 
breitere Definition schließt Bereiche mit ein, die mit der 
Immobilienbewirtschaftung eng verflochten sind. Dies 
sind in erster Linie die Bauwirtschaft und auf Immobilien 
bezogene Finanzdienstleistungen. Außerdem können 
verbundene Dienstleistungen wie Gebäudereinigung, be- 
stimmte Handwerksleistungen (Schornsteinfeger, Ge- 
bäudeinstallation), Sicherheitsdienste, Architektur- und 
Ingenieurbüros zur Immobilienwirtschaft gezählt werden. 

Der Bericht konzentriert sich im Wesentlichen auf die Im- 
mobilienwirtschaft im engeren Sinne. ^ Die engere Be- 
griffsfassung entspricht weitgehend dem Wirtschafts- 
zweig „Grundstücks- und Wohnungswesen“ gemäß 
Wirtschaftszweigklassifikation des Statistischen Bundes- 
amts. Das Grundstücks- und Wohnungswesen teilt sich in 
drei Bereiche: 

- Erschließung, Kauf und Verkauf von Immobilien 
(z. B. Bauträger, Handel mit eigenen Immobilien, Pro- 
j ektentwicklung) , 

- Vermietung und Verpachtung von eigenen Immobilien 
(z. B. Wohnungsuntemehmen, Eigentümer von Ge- 
werbeimmobilien, ohne Immobilienfonds), 

- Vermittlung und Verwaltung von fremden Immobilien 
(z. B. Maklerdienste, Wohnungs- und Immobilienver- 
waltung, Hausmeisterdienste, Facility Management). 

1.2.2 Wichtige Kennzahlen 

Wichtige Kennzahlen zur Immobilienwirtschaft umfassen 
insbesondere Vermögen, Ausgaben, Bruttowertschöp- 
füng, Beschäftigung und Untemehmensstatistik. 

Immobilien machen mit rund 86 Prozent den herausra- 
genden Anteil am deutschen Anlagevermögen aus. Inklu- 
sive Grundstücke beträgt das Immobilienvermögen rund 
neun Billionen Euro. Etwa die Hälfte des Vermögens der 
privaten Haushalte ist in Immobilien investiert.'* 

Von der Verwendung des Bruttoinlandsprodukts entfielen 
2007 rund 520 Mrd. Euro oder 21 Prozent auf Immobi- 
lien. Das sind zum einen Hochbauinvestitionen und zum 
anderen Konsumausgaben der privaten Haushalte für 
Wohnen. 2007 erreichten die Hochbauinvestitionen ins- 


2 Definitionen in Anlehnung an: Statistisches Bundesamt: Immobilien- 
wirtschaft in Deutschland 2006, Entwicklungen und Ergebnisse, 
Wiesbaden 2007. 

^ Das Gutachten zur „Volkswirtschaftliche Bedeutung der Immobilien- 
wirtschaft“ verwendet eine breitere Definition IW/ZEWAJni Mann- 
heim (2009): Volkswirtschaftliche Bedeutung der Immobilienwirt- 
schaft, in Zeitschrift für Immobilienökonomie, erscheint demnächst. 

4 vgl. IW/ZEW/Uni Mannheim (2009); alle folgenden Angaben Statis- 
tisches Bundesamt. 


gesamt 200 Mrd. Euro oder rund 8 Prozent der wirt- 
schaftlichen Gesamtleistung und etwa die Hälfte der ge- 
samten Bruttoanlageinvestitionen. Davon entfallen zwei 
Drittel auf Wohnbauten und ein Drittel auf Nichtwohn- 
bauten. Für die privaten Haushalte sind die Ausgaben für 
das Wohnen der größte Einzelposten ihrer Konsumausga- 
ben. 2007 gaben die privaten Haushalte rund 320 Mrd. 
Euro oder rund 25 Prozent der Konsumausgaben für das 
Wohnen aus. Dieser Anteil ist seit 1991 deutlich angestie- 
gen; 1991 waren es 19 Prozent. 

Der Erwerb vorhandener Immobilien wird nicht in der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung erfasst, da die 
Umsätze keine Wertschöpfung darstellen. Diese Umsätze 
umfassen aber einen nennenswerten Anteil der Ausgaben 
von Haushalten und Unternehmen. GEWOS^ schätzt das 
Transaktionsvolumen für 2007 auf 159 Mrd. Euro. 

Insgesamt erbrachte 2006® das Grundstücks- und Woh- 
nungswesen eine Bruttowertschöpfung von 251 Mrd. 
Euro. Das waren 12 Prozent der Wertschöpfung in 
Deutschland. Das Grundstücks- und Wohnungswesen ist 
eine der am stärksten wachsenden Branchen in Deutsch- 
land. Die Bruttowertschöpfung stieg seit 1991 preisberei- 
nigt um 80 Prozent, ln der Gesamtwirtschaft gab es in 
dieser Zeit nur ein Plus von 1 8 Prozent, im Baugewerbe 
einen Rückgang um 29 Prozent. 

Die Bedeutung des Grundstücks- und Wohnungswesens 
für die Gesamtwirtschaft hat seit Beginn der 1990er Jahre 
zugenommen, in einer Zeit, die von einer Abnahme der 
Wertschöpfung des Baugewerbes gekennzeichnet war. 
Ihre Entwicklung hat sich damit weitgehend von der Bau- 
tätigkeit abgekoppelt. Dies liegt zum großen Teil an einer 
zunehmenden Professionalisierung der Immobilienbe- 
wirtschaftung und der damit verbundenen stärkeren Ar- 
beitsteilung. Spezialisierte Dienstleister des Property- 
und Asset-Managements übernehmen Aufgaben bei der 
Bewirtschaftung, die Unternehmen früher selbst ausge- 
führt haben (vgl. Kap. 2.1.3). 

Dementsprechend hat auch die Beschäftigung im Grund- 
stücks- und Wohnungswesen seit 1991 deutlich zugenom- 
men. 2006 gab es hier 461 000 Erwerbstätige bzw. 
1,2 Prozent aller Erwerbstätigen. Die Zahl der Erwerbstä- 
tigen im Grundstücks- und Wohnungswesen stieg seit 
1991 um etwa 80 Prozent an, während die Zahl aller Er- 
werbstätigen nur um 1,2 Prozent zunahm. 

Das Grundstücks- und Wohnungswesen hat traditionell 
einen hohen Anteil Selbständiger. Mit 71 000 Erwerbstä- 
tigen waren 2006 15,4 Prozent selbständig - deutlich 
mehr als in der Gesamtwirtschaft (11,2 Prozent). Gemäß 
Dienstleistungsstatistik arbeiten 2006 mehr als die Hälfte 
der im Grundstück- und Wohnungswesen tätigen Perso- 
nen bei Unternehmen, die eigene Immobilien vermieten 
oder verpachten. Ein Drittel vermittelte und verwaltete 
Immobilien und 11 Prozent erschlossen und handelten 
mit eigenen Immobilien. 


5 Quelle: GEWOS IMA®-ImmobiIienmarktanalyse, 2008. 

^ Stand Mai 2008; 2007er Zahlen werden Mai 2009 veröffentlicht. 
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Abbildung 1 

Entwicklung der Bruttowertschöpfung im Grundstücks- und Wohnungswesen 

(1991=100) im Vergleich 



Tabelle 1 


Erwerbstätige, Arheitnehmer und Seihständige im Grundstücks- 
und Wohnungswesen 


in 1.000 

1991 

1995 

2000 

2005 

2006 

Veränderung 

1991-2006 

Erwerbstätige 

254 

337 

446 

452 

461 

81 , 5 % 

Arbeitnehmer 

206 

278 

377 

387 

390 

89,3 % 

Selbständige 

48 

59 

69 

65 

71 

47 , 9 % 

Anteil der Selbständigen 

18 , 9 % 

17 , 5 % 

15 , 5 % 

14 , 4 % 

15 , 4 % 



Quelle: Statistisches Bundesamt (GENESIS-Online), Berechnungen des BMVBS. 
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Abbildung 2 


Im Grundstücks- und Wohnungswesen tätige Personen 
nach Branchen 2006 


11,3 % 



Quelle: Statistisches Bundesamt (Fachserie 9 Reihe 2). 


□ Erschließung, Kauf und Verkauf von Immobilien 

□ Vermietung und Verpachtung von eigenen Immobilien 

□ Vermittlung und Verwaltung von fremden Immobilien 


Die Grundstücks- und Wohnungswesen ist überwiegend 
durch kleine und mittlere Unternehmen geprägt. 2006 
waren hier 186 000 Unternehmen tätig. 78 Prozent der 
Unternehmen beschäftigten sich mit der Vermietung und 
Verpachtung eigener Immobilien (vgl. Abb. 3). 

Die Unternehmen der Wohnungs- und Immobilienwirt- 
schaft erzielten 2006 einen Umsatz von 111 Mrd. Euro. 
Allerdings erreichten nur rund 20 Prozent der Unterneh- 


men einen Umsatz von über 250 000 Euro. Diese Unter- 
nehmen erzielten aber 90 Prozent des Gesamtumsatzes. 
62 Prozent des Umsatzes entfielen auf die Vermietung 
und Verpachtung eigener Immobilien (vgl. Abb. 4). Die 
Branche investiert im Jahr 2006 über 22 Mrd. Euro in 
ihre eigenen Bestände. 

Die enge Verflechtung der Immobilienwirtschaft mit der 
Gesamtwirtschaft zeigen Berechnungen auf Basis der In- 


Abbildung 3 


Anteil der Branchen an der Anzahl der Unternehmen 2006 


4,9 % 



Quelle: Statistisches Bundesamt (Fachserie 9 Reihe 2). 


□ Erschließung, Kaufund Verkauf von Immobilien 

□ Vermietung und Verpachtung von eigenen Immobilien 

□ Vermittlung und Verwaltung von fremden Immobilien 
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Abbildung 4 


Anteil der Branchen am Umsatz 2006 


□ Erschließung, Kaufund Verkauf von Immobilien 

□ Vermietung und Verpachtung von eigenen Immobilien 

□ Vermittlung und Verwaltung von fremden Immobilien 


Quelle: Statistisches Bundesamt (Fachserie 9 Reihe 2). 



put-Outputtabellen für das Jahr 2005. Das Grundstücks- 
und Wohnungswesen bezog Waren und Dienstleistungen 
im Wert von über 100 Mrd. Euro von anderen Branchen. 
Wichtigste Zulieferergruppen waren das Produzierende 
Gewerbe (Industrie und Baugewerbe) und der Handel. 
Auch die Kredit- und Versicherungswirtschaft sowie 
Dienstleister insgesamt zählen zu den großen Kunden der 
Immobilienwirtschaft. ^ 

1.3 Immobilienwirtschaftlicher Dialog des 
Bundesministeriums für Verkehr, 

Bau und Stadtentwicklung 

Angesichts des Bedeutungsgewinns und großer struktu- 
reller Veränderungen sowohl auf der Unternehmensseite 
als auch auf der Verbandsseite hat die Immobilienwirt- 
schafl in den letzten Jahren an politischer Bedeutung und 
öffentlicher Beachtung gewonnen (vgl. Kap. 2.1). Zu den 
politischen Prioritäten des BMVBS gehört deshalb die 
Schaffung günstiger Rahmenbedingungen für die Woh- 
nungs- und Immobilienwirtschaft. Das BMVBS ist der 
Ansprechpartner innerhalb der Bundesregierung für die 
Interessen der Branche, setzt sich konstruktiv und kritisch 
mit ihren Anliegen auseinander und geht auf die Akteure 
am Markt zu. 

Ein wichtiges Element dieses Selbstverständnisses ist der 
breit angelegte „Immobilienwirtschaflliche Dialog“, den 
das BMVBS seit November 2007 regelmäßig mit den Ak- 
teuren der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft (siehe 
www.immodialog.de) führt. Mit diesem Dialog bindet 


1 vgl. IW/ZEW/Uni Mannheim (2009): Volkswirtschaftliche Bedeu- 
tung der Immobilienwirtschaft, in Zeitschrift für Immobilienökono- 
mie, erscheint demnächst. 


das BMVBS die Branchenverbände bei neuen Themen 
frühzeitig in den politischen Prozess ein. Ziel sind u. a. 
gemeinsame Initiativen und Kooperationen für den Im- 
mobilienstandort Deutschland. 

ln regelmäßiger Folge finden im Rahmen des Immobi- 
lienwirtschaftlichen Dialogs Round-Table-Gespräche auf 
Leitungsebene mit den wichtigsten Verbänden der Woh- 
nungs- und Immobilienwirtschaft statt. Darüber hinaus 
werden die Themen der Leitungsgespräche mehrmals 
jährlich auf Arbeitsebene in so genannten „Werkstattge- 
sprächen“ vertieft. 

Die Schwerpunkte der bisherigen Veranstaltungen lagen 
bei aktuellen, für Immobilienwirtschaft und Politik glei- 
chermaßen wichtigen Fragestellungen. Das Thema der 
Auftaktveranstaltung am 6. November 2007 war die Ver- 
besserung der Energieeffizienz im Gebäudebereich, ins- 
besondere das Integrierte Energie- und Klimaprogramm 
der Bundesregierung (lEKP). Weitere Leitungsgespräche 
thematisierten die „Klimagerechte Stadt“ als Facette der 
Nationalen Stadtentwicklungspolitik und den Einfluss der 
Europäischen Union (EU) auf die Wohnungs- und Stadt- 
entwicklungspolitik in Deutschland. Diese Fragestellun- 
gen wurden in mehreren Werkstattgesprächen vertieft. 
Weitere Schwerpunkte bildeten dabei neben dem lEKP 
die Integration des selbstgenutzten Wohneigentums in die 
steuerlich geförderte private Altersvorsorge („Wohn- 
Riester“) sowie „Wohnen im Alter“ und die Konjunktur- 
pakete der Bundesregierung (vgl. Kap. 4). 

Auch in Zukunft wird der Immobilienwirtschaftliche Dia- 
log ein wichtiges Forum für den Austausch zwischen 
Politik und Immobilienwirtschaft darstellen, das für alle 
Themen und polifische Anliegen der Immobilienwirt- 
schaft offen ist. 
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2 Immobilienmärkte 

2.1 Entwicklungslinien der Immobilien- 
märkte 

2.1.1 Internationalisierung 

Die bereits seit einigen Jahren zu beobachtende Intema- 
tionalisierung des deutschen Immobilienmarkts geriet vor 
einiger Zeit in den Blickpunkt der breiten Öffentlichkeit. 
Einige große Verkäufe öffentlicher Wohnungsuntemeh- 
men an ausländische Finanzinvestoren lösten sozial- und 
wohnungspolitische Diskussionen aus (vgl. Kap. 3.7). 

Sowohl auf den Wohnimmobilienmärkten als auch auf 
den gewerblichen Immobilienmärkten kommt es in den 
letzten Jahren verstärkt zu grenzüberschreitenden Investi- 
tionen. Immer mehr ausländische Investoren agieren auf 
dem deutschen Immobilienmarkt. Gleichzeitig investie- 
ren auch deutsche Anbieter zunehmend im Ausland. Die 
Objektliste der meisten deutschen und ausländischen Im- 
mobilienfonds hat inzwischen einen internationalen Cha- 
rakter. 

Der Anteil ausländischer Investoren an Immobilien-Neu- 
anlagen ist in Deutschland seit 2003 stark angestiegen. 
Während Mitte der 1990er Jahre nur 2 bis 6 Prozent aller 
Immobilienanleger ausländischer Herkunft waren, liegt 
der Anteil mittlerweile bei über 50 Prozent. Der Anteil 
ausländischer Investoren am Immobilienbestand profes- 
sioneller Anbieter in Deutschland betrug 2005 aber erst 
etwa 13 Prozent. 


Seit 2005 werden beträchtliche Summen auf dem deut- 
schen Immobilienmarkt investiert. Die Entwicklung ist 
keine deutsche Besonderheit. Sie geht auf das verstärkte 
Anlageinteresse institutioneller Investoren wie Pensions- 
kassen und Beteiligungsgesellschaften zurück. Diese 
drängten auf der Suche nach rentablen Anlagemöglich- 
keiten in die globalen Immobilienmärkte. Von besonde- 
rem Interesse für ausländische Investoren war die im 
europäischen Vergleich verhaltene Entwicklung von Mie- 
ten und Preisen in Deutschland. Aus Investorensicht wa- 
ren deutsche Immobilien unterbewertet. Sie rechneten 
daher mit deutlichen Preis- und Mietsteigerungen und 
entsprechenden Gewinnchancen. Der deutsche Anteil an 
den europaweiten Investitionen in Immobilien liegt daher 
seit Jahren bei annähernd einem Fünftel. Deutschland ist 
nach Großbritannien der Immobilienmarkt mit dem 
höchsten Investitionsvolumen in Europa. 

Das Transaktionsvolumen betrug zwischen 2000 und 
2004 jährlich etwa 25 Mrd. Euro. 2005 und 2006 gab es 
deutliche Anstiege. Die ausländischen Investoren hatten 
bis 2005 vor allem Wohnungen im Blickfeld, ln den Fol- 
gejahren waren es verstärkt Gewerbeobjekte. Trotz begin- 
nender Finanzkrise wurde 2007 ein Rekordwert von etwa 
60 Mrd. Euro erreicht. Als Folge der Finanzkrise und 
deutlich ungünstigerer Finanzierungsbedingungen nahm 
das Transaktionsvolumen erwartungsgemäß deutlich ab 
und erreichte 2008 das Niveau der Jahre 2000 bis 2005 
(vgl. Kap. 2.3). 


Abbildung 5 

Anteil ausländischer Investoren an den Immobilien-Neuanlagen institutioneller Investoren 

in Deutschland 



Quelle: Frühjahrsgutachten Immobilienwirtschaft 2006 des Rates der Immobilienweisen/Empirica, GfK. Prisma, Bulwien AG. 
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Abbildung 6 


Transaktionsvolumen auf dem deutschen Immobilienmarkt 
in Mrd. Euro 



Quelle: DEGI Research; ImmobilienFOKUS Februar 2009. 


2.1.2 Kapitalmarktorientierung 

Mit der fortschreitenden Intemationalisierung geht eine 
zunehmende Kapitalmarktorientierung der Immobilien- 
märkte einher. Immobilienmärkte sind zunehmend Ak- 
tionsfelder für Finanzanlagestrategien, die im Rendite- 
wettbewerb mit anderen Formen von Finanzanlagen 
stehen. Investoren stellen sich heute internationale Port- 
folios entsprechend ihres Chancen-Risiken-Profils zu- 
sammen. Unter diesem Blickwinkel zeichnet sich der 
deutsche Wohnungsmarkt als Anlageobjekt mit hoher 
Stabilität und geringem Risiko aus, das in den letzten Jah- 
ren bei günstigen Fremdkapitalzinsen hohe Eigenkapital- 
renditen ermöglicht hat. Die spezifischen Besonderheiten 
von Immobilienmärkten, namentlich von Wohnungs- 
märkten, drohen durch die Kapitalmarktorientierung aus 
dem Blickfeld zu geraten. 

Die Immobilie wird immer mehr zu einem mobilen Han- 
delsgut, einem Anlageobjekt wie Aktien oder Anleihen. 
Daher haben seit einigen Jahren die Käufer von Immobi- 
lien oft einen Finanzmarkthintergrund (z. B. Banken, 
Fondsgesellschaften, Beteiligungsgesellschaften, Hedge- 
Fonds, Pensionskassen). Vielfach sind sie wie traditio- 
nelle Immobilieninvestoren an Mieterträgen und 
Wertsteigerungen ihrer Bestände interessiert. Beides er- 
fordert eine langfristige Planung und ein professionelles 
Asset-Management. Allerdings kam es in den letzten Jah- 
ren vor dem Hintergrund langjährig günstiger Finanzie- 
rungsbedingungen auch zu verstärkten Marktaktivitäten 


von Investoren, die kein spezifisches Interesse an einem 
längerfristigen Engagement in Immobilien hatten. Deren 
Strategien waren nur zum Teil erfolgreich. 

2.1.3 Professionalisierung 

Infolge der stärkeren Orientierung an internationalen Ka- 
pitalmärkten muss sich die deutsche Immobilienwirt- 
schaft zunehmend internationalen Benchmarks stellen 
und international üblichen Renditeerwartungen entspre- 
chen. Dieser Druck erzwingt die Ausschöpfung vorhan- 
dener Wirtschaftlichkeitsreserven und Ertragspotenziale 
und bewirkt eine stärkere Professionalisierung der Immo- 
bilienbewirtschaftung. 

ln der Wohnungswirtschaft erhielt die Professionalisie- 
rung durch verschiedene gesetzliche Deregulierungsmaß- 
nahmen wichtige Impulse. Hierzu zählen insbesondere 
die Abschaffung der Wohnungsgemeinnüfzigkeif (1990), 
die Einführung der vereinbarten Förderung (1991) sowie 
die Abschaffung der im sozialen Wohnungsbau her- 
kömmlicher Prägung geltenden Kostenmiete (2001). Da- 
mit wurden eine Reihe von Prinzipien und Vorschriften 
aufgegeben, die das unternehmerische Handeln großer 
Teile der Wohnungswirtschaft lange geprägt hatten. Die 
Deregulierung ermöglichte eine stärkere Orientierung des 
unternehmerischen Handelns an allgemeinen betriebs- 
wirtschaftlichen Grundsätzen. Wie die bisherige Erfah- 
rung zeigt, bedeutet die stärkere Anwendung vertragli- 
cher Rechtsbeziehungen zwischen öffentlicher Hand und 
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Wohnungswirtschaft keine Abkehr von sozialer Orientie- 
rung, sondern eröffnet zusätzliche Möglichkeiten für 
sachgerechte Lösungen. 

Im Bereich der gewerblichen Immobilien war lange Zeit 
eine suboptimale betriebswirtschaftliche Nutzung unter- 
nehmenseigener Bestände zu beobachten. Dies zeigt sich 
auch in der Eigentumsquote von betrieblich genutzten 
Immobilien, die in Deutschland mit über 70 Prozent deut- 
lich höher ist als im internationalen Vergleich (ca. 25 bis 
30 Prozent in Europa und USA), ln zunehmendem Maße 
werden untemehmenseigene Wohnungsbestände, Verwal- 
tungs- und Wirtschaftsgebäude heute als gebundenes Ka- 
pital angesehen, das seinen Beitrag zum Untemehmenser- 
gebnis zu erbringen hat. Im Zuge der Konzentration auf 
ihr Kemgeschäft trennen sich Unternehmen und öffentli- 
che Hand daher verstärkt von ihren Immobilienbestän- 
den. Dies erlaubt eine bessere Arbeitsteilung und Spezia- 
lisierung der Immobilienwirtschaft und verschafft ihr 
große Wachstumspotenziale. Damit einher gehen höhere 
Anforderungen an Qualität und Ausstattung von Miet- 
objekten vor allem bei gewerblicher Nutzung. 

Der Trend zu höherer Professionalität erfordert gut ausge- 
bildete und qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
und Führungskräfte. Seit Ende der 1990er Jahre nimmt 
das Angebot an immobilienwirtschaftlichen Studiengän- 
gen in Deutschland zu. Während es 2000 erst neun Studi- 
engänge gab, liegt ihre Zahl inzwischen bei 71 (2008) mit 
über 3 000 Studierenden im ersten Semester (2007).* Die 
Studiengänge sind interdisziplinär ausgerichtet. Gefragt 
ist eine breite Kompetenz der Absolventinnen und Absol- 
venten, zu der neben betriebswirtschaftlichen und inge- 
nieurwissenschaftlichen Inhalten auch vertiefte Kennt- 
nisse der Architektur und Stadtentwicklung gehören. Die 
Studienlandschaft gilt inzwischen im Hinblick auf Praxis- 
erfordemisse auch im internationalen Vergleich als gut 
aufgestellt. Die Immobilienwirtschaft erhält eine breite 
Basis von qualifizierten Nachwuchskräften mit umfassen- 
den Branchenkompetenzen. Auch die zunehmende Zahl 
spezialisierter Forscherinnen und Forscher liefert für die 
Praxis wertvolle Impulse. 

2.2 Kapitalanlage in Immobilien 

Die fortschreitende Intemationalisierung und das Zusam- 
menwachsen von Immobilien- und Kapitalmärkten erfor- 
dern zunehmend eine internationale Vergleichbarkeit der 
Anlageinstrumente. Dabei stehen vor allem die indirekten 
Anlageformen im Blickpunkt. Im Verhältnis zu den di- 
rekten Instrumenten bestehen ihre Vorteile in höherer 
Flexibilität, besserer Diversifikation, geringerem Verwal- 
tungsaufwand und niedrigeren Informationskosten. Ge- 
genwärtig gibt es in Deutschland eine Reihe von indirek- 
ten Immobilienanlageformen. Das sind insbesondere 
offene und geschlossene Immobilienfonds und Immobi- 
lienaktiengesellschaften. Zudem ergänzen seit 2007 Real 


^ Institut der Deutschen Wirtschaft (2008): Immobilienwirtschaftliche 
Studiengänge - dynamische Studienlandschaft, in: Immobilien-Mo- 
nitor 3/2008. 


Estate Investment Trusts (RElTs) das Spektrum um ein 
international bewährtes Anlageinstrument. 

Geschlossene Immobilienfonds 

Bei geschlossenen Immobilienfonds wird Kapital mehre- 
rer Anleger zum Erwerb einer oder mehrerer Immobilien 
zusammengeführt. Die meisten Fonds investieren in Ge- 
werbeimmobilien, einzelne auch in Wohnimmobilien. Im 
Rahmen geschlossener Fonds sind die Gelder langfristig 
gebunden. Ein Weiterverkauf von Fondsanteilen vor sei- 
ner Auflösung ist verglichen mit anderen Anlageproduk- 
ten erschwert. Geschlossene Fonds sind daher nur wenig 
fungibel. Zudem unterliegen sie keiner staatlichen Pro- 
duktaufsicht. Die Bundesanstalt für Finanzdienstleis- 
tungsaufsicht (BaFin) prüft lediglich die formale Voll- 
ständigkeit der Prospekte. Diese Anlageform richtet sich 
in erster Linie an kapitalstarke Anleger und weniger an 
das breite Publikum. Im Ausland ist diese Investitions- 
form weitgehend unbekannt. 

Offene Immobilienfonds 

Bei einem offenen Immobilienfonds handelt es sich um 
ein diversifiziertes Immobilienportfolio, an dem Anteile 
grundsätzlich jederzeit gekauft bzw. verkauft werden 
können. Offene Fonds verfügen daher über eine hohe 
Fungibilität. Mit diesem Instrument kann langfristig aus- 
gerichtetes Immobilienvermögen mit kurzfristig verfüg- 
barem Kapital erworben werden. In Folge der breiten An- 
lage in eine Vielzahl von Immobilien wird das Risiko 
verringert und der Ertrag stabilisiert. 

Offene Immobilienfonds investieren fast ausschließlich in 
gewerbliche Immobilien. Die Wertermittlung erfolgt min- 
destens jährlich durch Sachverständige zumeist auf der 
Basis der Ertragswerte. Ihre Ausgestaltung ist im Invest- 
mentgesetz gesetzlich geregelt. Sie unterliegen der staat- 
lichen Produktaufsicht durch die BaFin. 

Insgesamt befinden sich offene Immobilienfonds in 
Europa seit ungefähr 20 Jahren auf dem Vormarsch und 
wurden bereif s in zwölf europäischen Ländern, wie z. B. 
Großbritannien, Frankreich und Spanien, eingeführt. Da- 
bei dient das deutsche Modell aufgrand seiner fast 50-jäh- 
rigen Tradition als Orientierung. Trotzdem sind offene 
Immobilienfonds in vielen Ländern noch unbekannt. 

Im Unterschied zu anderen Anlageprodukten besteht bei 
offenen Immobilienfonds grundsätzlich eine tägliche 
Rücknahmepfiicht, für die sie umfangreiche Liquidifäfs- 
reserven vorhalfen müssen. Damif kann es zu einem Fris- 
tenproblem kommen. Die hohe Fungibilität der Anteile 
steht einem gebundenen Immobilienvermögen gegen- 
über. Deshalb kam es mehrfach zu krisenhaften Situatio- 
nen, bei denen Fonds vorübergehend geschlossen werden 
mussten, da ihre Liquiditätsreserven die massiven Mittel- 
abfiüsse nicht mehr auffangen konnten. Gestützt auf die 
Erfahrungen aus der Krise 2005/2006 wurde durch das 
am 28. Dezember 2007 in Kraft getretene Investmentän- 
derungsgesetz der gesetzliche Rahmen für offene Immo- 
bilienfonds in Deufschland modemisierf. Dabei wurden 
neue Instrumenfe eingeführt, um dem Fondsmanagement 
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eine angemessene Steuerung aueh in sehwierigen Markt- 
situationen zum Nutzen der Anleger zu ermögliehen, 
z. B. dureh geeignete Risikomanagementsysteme. 

Dennoeh kam es aueh in der aktuellen Finanzmarktkrise 
zu Sehließungen von Fonds. Die Schwierigkeiten beru- 
hen u. a. darauf, dass von den neuen gesetzlichen Instru- 
menten zur verbesserten Liquiditätssteuerung unzurei- 
chend Gebrauch gemacht wurde; und sind unabhängig 
von der Qualität der Immobilienbestände. Die Bundes- 
regierung wird die weitere Entwicklung der Fonds analy- 
sieren und unter Einbeziehung von Branche, Verbrau- 
chern und Politik entscheiden, ob weitere gesetzliche 
Regelungen zum Liquiditätsmanagement offener Immo- 
bilienfonds, z. B. zwingende Kündigungsfristen für Groß- 
anleger, erforderlich sind. 

Immobilienaktiengesellschaften 

Bei den Immobilienaktiengesellschaften handelt es sich 
um Aktiengesellschaften, deren Geschäftsschwerpunkte 
im Immobilienbereich liegen. Sie genießen im Unter- 
schied zu RElTs keine besondere steuerliche Behandlung 
und unterliegen daher auch keiner gesetzlichen Beschrän- 
kung ihrer Geschäftstätigkeit. Im Unterschied zu den 
geschlossenen oder offenen Fonds können sie sich das 
notwendige Eigenkapital zum Immobilienerwerb am Ka- 
pitalmarkt beschaffen. Die Bewertung erfolgt durch die 
Marktteilnehmer. 

Immobilienaktiengesellschaften sind in Deutschland 
nicht sehr stark verbreitet. Ein Nachteil wird in der man- 
gelnden Transparenz ihrer Geschäftstätigkeit gesehen. 
Daher wurde gerade im Hinblick auf internationale Kapi- 
talanleger die Einführung der international weit verbreite- 
ten Gesellschaftsform RElTs gefordert. 

Real Estate Investment Trnsts (RElTs) 

Der grenzüberschreitende Kapitalverkehr machte es zu- 
nehmend erforderlich, die Palette der indirekten Immobi- 
lienanlagen um Produkte zu ergänzen, die internationalen 
Standards entsprechen. Zur Stärkung des Immobilien- 
standorts Deutschland wurden daher durch das Gesetz zur 
Schaffung deutscher Immobilien-Aktiengesellschaften 
mit börsennotierten Anteilen RElTs rückwirkend zum 
1. Januar 2007 eingeführt. RElTs sind ein für insfitutio- 
nelle und privafe Anleger attraktives, international etab- 
liertes Immobilienanlageprodukt, da sie die Vorteile von 
Immobilienanlagen (Stabilität, Substanz) mit denen einer 
börsennotierten Aktienanlage (Fungibilität, Transparenz, 
Kleinteiligkeit) verbinden. 

RElTs sind börsennotierte Aktiengesellschaften, die min- 
destens 75 Prozent ihrer Umsatzerlöse und sonstigen Er- 
träge aus Immobilien erzielen und deren Aktiva zu min- 
destens 75 Prozent aus Immobilien bestehen. Der 
Schwerpunkt ihrer unternehmerischen Tätigkeit liegt da- 
bei auf der Immobilienbewirtschaftung; der reine Immo- 
bilienhandel wurde als Untemehmenszweck gesetzlich 
ausgeschlossen. Um negative Auswirkungen auf den 
Mieterschutz und die soziale Stadtentwicklung zu ver- 
meiden, gehören so genannte Bestandsmietwohnungen 


(Bestand vor dem 1 . Januar 2007) nicht zu den zulässigen 
Anlagegegenständen von RElTs. Im Unterschied zu Im- 
mobilienaktiengesellschaften sind RElTs von der Körper- 
schaft- und Gewerbesteuer befreit, eine Besteuerung er- 
folgt ausschließlich auf der Ebene der Anleger. RElTs 
sind allerdings verpflichtet, mindestens 90 Prozent des 
Jahresüberschusses an die Anteilseigner auszuschütten. 

Gegenwärtig gibt es in Deutschland zwei RElTs und 
zwölf so genannte Vor-RElTs. Die Vor-RElTs werden vo- 
raussichtlich in den kommenden Jahren in RElTs umge- 
wandelt, da die Unternehmen andernfalls die mit dem 
Vor- REIT- Status einhergehenden steuerlichen Vergünsti- 
gungen rückwirkend wieder verlieren würden. Diese im 
Vergleich zu den ursprünglichen Erwartungen noch ge- 
ringe Anzahl von RElTs hegt daran, dass die Einführung 
der RElTs in Deufschland mit der beginnenden Finanz- 
marktkrise zusammenfiel (Verkündung des REIT-Ge- 
setzes am 1. Juni 2007). Ein Börsengang wäre für die 
Unternehmen derzeit mit hohen Abschlägen auf den 
Untemehmenswert (Net Asset Value) verbunden. Die 
weitere Entwicklung von RElTs in Deutschland bleibt ab- 
zuwarten. Eine abschließende Bewertung des REIT-Ge- 
setzes ist im Hinblick auf das gegenwärtig schwierige 
Marktumfeld noch nicht möglich. 

2.3 Folgen der aktuellen Finanzkrise 

Die globalen Finanzmärkte sind seit Sommer 2007 in 
schweren Turbulenzen. Auslöser war das abrupte Ende 
des Immobilienbooms in den USA. Vorangegangen war 
ein mehrjähriger starker Anstieg der Nachfrage nach Ein- 
familienhäusern und der Immobilienpreise infolge der 
Niedrigzinspolitik der US-Notenbank ab 2001. Dies hing 
eng mit der Expansion des so genannten Subprime-Mark- 
tes zusammen, auf dem in großem Umfang Kredite an 
bonitätsschwache Kunden vergeben wurden. Diese risi- 
kobehafteten Kreditforderungen wurden in großem Stil 
verbrieft und weiterverkauft. 

Mit Anziehen der Zinsen ab Mitte 2004 und der ab 2007 
einsetzenden Konjunkturabschwächung konnten immer 
mehr Haushalte ihre Kreditraten nicht mehr zahlen. Es 
kam zu einer Welle von Zwangsversteigerungen und zum 
Platzen der Immobilienpreisblase. Der Verfall der Immo- 
bilienwerte brachte zunehmend auch bonitätsstärkere 
Haushalte in Zahlungsschwierigkeiten und zwang die 
amerikanischen Banken zu umfangreichen Wertberichti- 
gungen. Verbriefte Hypothekenkredite fanden keine Käu- 
fer mehr. Dies löste einen Preisverfall bei diesen Zertifi- 
katen aus. 

Infolge des weltweiten Handels mit den Zertifikaten über- 
trug sich die Hypothekenkrise auch auf europäische Ban- 
ken. Der Interbankenhandel kam nahezu zum Erliegen. 
Dies erforderte staatliche Stabilisierungsmaßnahmen zur 
Sicherung der Finanzstabilität. Die Kreditkrise führte zu 
einer weltweiten Rezession. 

Die Folgen für die deufschen Wohnungs- und Immobi- 
lienmärkfe sind gegenwärtig schwer abzuschäfzen. Auf 
den Teilmärkfen werden unterschiedliche Wirkungen ein- 
treten. 
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Das vergleichsweise konservative deutsche System der 
Eigenheimfinanzierung lässt Entwicklungen wie in den 
USA nicht zu. Deutschland hat ein langfristig ausgerich- 
tetes, solides Finanzierungssystem mit einer standardi- 
sierten Kreditüberwachung. Die hohe Nachfrage nach 
risikoarmen Festzinsprodukten und Bausparverträgen 
zeigt, dass bei der Eigenheimfinanzierung ein großes Be- 
dürfnis nach Finanzierungssicherheit besteht. Finanzie- 
rungsinstitute fordern in der Regel einen hohen Eigenka- 
pitalanteil. Ein Subprime-Segment gibt es nicht. Es gab 
daher in Deutschland keine spekulativen Übertreibungen 
und keine Immobilienpreisblase. Eine Verschlechterung 
der Finanzierungsbedingungen bei einem typischen Ei- 
genheimkredit zeichnet sich nicht ab. 

Allerdings hat die angespannte Refinanzierungssituation 
der Kreditinstitute Auswirkungen auf gewerbliche und in- 
stitutioneile Immobilienfinanzierungen. Hier haben sich 
die Finanzierungsbedingungen Expertenaussagen zufolge 
teilweise deutlich verschlechtert. Das Geschäftsmodell 
insbesondere internationaler Finanzinvestoren, mit zins- 
günstigen kurzfristigen Krediten große Portfolios zu er- 
werben, um diese nach einer gewissen Zeit mit hohem 
Gewinn abzustoßen, ist nicht mehr realisierbar. Entspre- 
chend ebbt die Nachfrage ab und diese Investoren müssen 
ihre Bestände halten. Schwierig wird es für Immobi- 
lieninvestoren, die Anschlussfinanzierungen für ihre 
kurzfristigen Kredite benötigen und diese nicht bekom- 
men. ln diesem Segment könnten Notverkäufe mit einem 
entsprechenden Preisverfall die Folge sein. 

Negative Effekte auf den Wohnungsmarkt sind vor allem 
durch die rückläufige Konjunktur zu erwarten. Geringere 
Einkommen und steigende Arbeitslosigkeit werden mit 
einer gewissen Zeitverzögerung die Preis- und Mietenent- 
wicklung dämpfen sowie die Eigenkapitalbasis für den 
Wohneigentumserwerb schmälern. Regionale Disparitä- 
ten auf den deutschen Immobilienmärkten könnten zu- 
nehmen. 

Im Unterschied zu früheren Konjunktureinbrüchen ist je- 
doch dem Abschwung kein bauwirtschaftlicher Auf- 
schwung mit Überhitzungserscheinungen vorausgegan- 
gen. Preis- und Mietsteigerungen lagen in den letzten 
Jahren stets unterhalb der allgemeinen Preissteigerungs- 
rate. Ein dramatischer Einbruch mit negativen Verstär- 
kungseffekten auf die Gesamtwirtschafl ist daher nicht zu 
erwarten. 

Insgesamt weist der deutsche Wohnungsmarkt im interna- 
tionalen Vergleich langfristig eine hohe Stabilität auf und 
bietet noch Wachstumschancen. Mit deutschen Woh- 
nungsbeständen werden in der Regel stabile Mieteinnah- 
men erwirtschaftet. Nach einer Phase kurzfristiger 
Marktanpassungen könnten wieder verstärkt Geldzu- 
flüsse vor allem von eigenkapitalstarken Investoren 
Deutschland erreichen. 

2.4 Gewerbliche Immobilienmärkte 

Gewerbliche Immobilienmärkte stehen traditionell weni- 
ger im Fokus der politischen Aufmerksamkeit als Woh- 
nungsmärkte. Ein vergleichbarer sozialpolitischer Versor- 


gungsauftrag wie beim Wohnen besteht hier nicht. 
Aufgrund der zunehmenden Bedeutung für Fragen der 
Stadt- und Raumentwicklung ist eine Einbeziehung die- 
ses Bereichs in politische Überlegungen mehr und mehr 
geboten. Die Entwicklung der Gewerbeimmobilien- 
märkte ist abhängig von der Nachfrage nach Büro- bzw. 
Einzelhandelsflächen, der Struktur des Flächenbestandes, 
dem Mietniveau sowie von alternativen Investitionsmög- 
lichkeiten. 

ln Folge des sektoralen Wandels hat sich in den letzten 
Jahrzehnten der Anteil von Bürobeschäftigung an der 
Gesamtbeschäftigung kontinuierlich erhöht. Nach Hoch- 
rechnungen lag im Jahr 2005 der Anteil der Bürobeschäfti- 
gung bei einem Drittel. Kurzfristig hat die Konjunkturent- 
wicklung den größten Einfluss auf die Bürobeschäftigung. 
Sowohl zur genauen Entwicklung der Bürobeschäftigung 
als auch zu den Flächenbeständen und Leerständen fehlen 
allerdings regelmäßige bundesweite Erhebungen. Für das 
Jahr 2006 geht die Gesellschaft für Immobilienwirtschaft- 
liche Forschung (gif) von rund 12,5 Millionen Bürobe- 
schäftigten in Deutschland und einem Bürofiächenbe- 
stand von ca. 400 Mio. m^ (Bruttogeschossfläche) aus^. 
Die Bürobeschäftigung dürfte bis 2008 deutlich zuge- 
nommen haben, aber konjunkturbedingt 2009 zurückge- 
hen. 

Aufgrund ihrer stärker dienstleistungs- und forschungs- 
orientierten Wirtschaftsstruktur weisen Agglomerations- 
räume höhere Bürobeschäftigtenquoten als ländliche 
Räume auf Nach einer Prognose von empirica für das 
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR)’° werden nahezu alle Regionen bis zum Jahr 
2015 ein Bürobeschäftigtenwachstum verzeichnen, dessen 
Höhe jedoch regional sehr unterschiedlich ausfallen wird. 
Die Neubautätigkeit im Bürobau reagiert mit einiger Zeit- 
verzögemng auf die Änderung der Bürobeschäftigtenzahl. 
Zuletzt hat sich der wirtschaftliche Aufschwung in einem 
einmaligen Anstieg der Fertigstellungs fläche im Jahr 
2006 sowie in einer Zunahme der Baugenehmigungen im 
Jahr 2007 niedergeschlagen. Wegen der aktuellen Wirt- 
schaftskrise werden einige der geplanten Projektfertig- 
stellungen nicht realisiert oder aufgeschoben. Damit dürf- 
ten die Bürofertigstellungen wieder zurückgehen und das 
Angebot an modernen Bürofiächen auf einem niedrigen 
Niveau weiter stagnieren. 

Die Mieten gingen zwischen 2002 und 2005 in allen Teil- 
segmenten zurück. Mit dem Konjunkturaufschwung sta- 
bilisierten sich die Preise ab 2006 zunächst am oberen 
Preisende, danach auch im einfachen Bürosegment. Dies 
führte zu real anziehenden Mieten, ln wachsenden Regio- 
nen liegt das Mietenniveau 30 bis 70 Prozent über dem 
stagnierender und schrumpfender Regionen. Seit Mitte 
des Jahres 2008 sind die Erwartungen der Marktakteure 
im Zuge der Finanzkrise hinsichtlich der Mietpreis-, Flä- 
chermachfrage- und Leerstandsentwicklung eingebro- 


^ Zeitschrift für Immobilienökonomie: Bürobeschäftigte und Büroflä- 
chenbestände in Deutschland, Sonderausgabe 2008. 

Vgl. BBR: Wohnungs- und Immobilienmärkte in Deutschland 2006, 
Berichte Band 27, Bonn 2007. 
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chen, wie das BBSR im Rahmen seines Expertenpanels 
Gewerbeimmobilienmarkt ermittelte". Im zweiten Halb- 
jahr 2008 ging rund ein Drittel der Befragten von steigen- 
den Mieten aus. Aktuell rechnen weit über die Hälfte der 
Befragten mit fallenden Büromieten in der ersten Jahres- 
hälfte 2009. 

Der deutsche Einzelhandelsmarkt durchlebt seit Jahren 
einen tief greifenden Strukturwandel. Hierzu zählt u. a. 
das stetige Wachstum der Einzelhandelsfläche seit Mitte 
der 1990er Jahre, verbunden mit einer kontinuierlich 
rückläufigen Flächenproduktivität (Umsatz je Nettover- 
kaufsfläche), die inzwischen im europäischen Vergleich 
zu einer der niedrigsten zählt. Dennoch wird eine weitere 
Zunahme der Flächenausstattung prognostiziert, da für 
Deutschland vor allem bei großflächigen Einzelhandels- 
formaten wie Fachmärkten, Shopping-Centem oder 
Factory-Outlet-Centem noch ein Aufholbedarf an die in- 
ternational höheren Flächenstandards unterstellt wird. 
Betriebe des traditionellen Fachhandels gehören zu den 
Verlierern des Struktur- und Konsumwandels, während 


siehe für ausführliche Informationen zum BBSR-Expertenpanel Ge- 
werbeimmobilienmarkt http://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/Fachthe 
men/Wohnungswesen/Wohnungsmarkt/MonitoringGewerbeimmobili 
enmarkt/monitoringgewerbeimmobilien ^node.html? nnn=true. 


etwa Versandhandel und Lebensmitteldiscounter Wachs- 
tumsraten verzeichnen. Das durch Flächenexpansion ge- 
tragene Umsatzwachstum führte zu einer Verlagerung aus 
den Kemstädten hinaus. Parallel zu diesen zentrifugalen 
Standortprozessen gewannen Zentren- bzw. Zentrenrand- 
lagen vor allem durch die in den letzten Jahren dort er- 
bauten Shopping-Center neue Attraktivität. Diese 
„Renaissance“ der Innenstadtlagen wurde durch die kom- 
munale Genehmigungspraxis begünstigt. 

Die Mietpreise für Ladengeschäfte in la- und Ib-Lagen 
entwickeln sich bereits seit einigen Jahren auseinander. 
Während die Mieten in den la-Lagen zwischen 1997 und 
2008 um durchschnittlich 1,5 Prozent pro Jahr sanken, 
fiel der Preisrückgang bei den 1-b-Lagen im gleichen 
Zeitraum dreimal so stark aus. Sowohl der wirtschaftliche 
Aufschwung als auch die darauf folgende Finanzkrise 
spiegeln sich in der Mietentwicklung seit 2005/2006 wi- 
der. 

Auch im Einzelhandelsmarkt haben sich die Konjunktur- 
und Wachstumserwartungen eingetrübt, wenn auch nicht 
in gleichem Maße wie bei den Büroimmobilien. Im Aus- 
blick für das erste Halbjahr 2009 geht laut BBSR-Exper- 
tenpanel mehr als ein Drittel der Marktakteure davon aus, 
dass Mietpreise und Flächennachfrage im kommenden 
Halbjahr zurückgehen. 


Abbildung 7 


Ladenmieten im Einzelhandel in Großstädten 1997 bis 2008 



1a-Lage, bis 60 


^^“1a-Lage, ab 100 


^^*1b-Lage, bis 60 


^^*1b-Lage, ab 100 


Quelle: BBSR, Datenbasis: BBSR-Immobilienmarktbeobachtungssystem, IVD-Gewerbe-Preisspiegel, GfK. Marktforschung; Angaben nominal. 
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3 Wohnungsmärkte 

3.1 Auswirkungen des demografischen 

Wandeis 

In der Bevölkerungsentwicklung Deutschlands vollzieht 
sich innerhalb dieses Jahrzehnts eine sichtbare Trend- 
umkehr. Die Bevölkerungszahl erreichte 2002 mit rund 
82,5 Millionen einen Höchststand und geht seitdem lang- 
sam zurück. Ende 2008 lebten nach vorläufigen Berech- 
nungen des Statistischen Bundesamtes knapp 82,1 Millio- 
nen Menschen in Deutschland. Auf der Grundlage der 
aktuellen Prognosen ist in den kommenden Jahren mit ei- 
nem weiter anhaltenden Rückgang der Bevölkerung zu 
rechnen. Das BBSR schätzt die Zahl der im Jahr 2025 in 
Deutschland lebenden Menschen auf knapp 80,8 Millio- 
nen. Weiterreichende Projektionen des Statistischen Bun- 
desamtes gehen davon aus, dass sich diese Zahl bis 2050 
auf etwa 74 Millionen reduzieren wird'^. 

Der Bevölkerungsrückgang beschränkte sich lange Zeit 
vor allem auf die östlichen Länder. Er erreicht in zuneh- 
mendem Maße auch das übrige Bundesgebiet. Während 
in einigen Ländern wie z. B. Baden- Württemberg, Bayern 
oder Schleswig-Holstein die Bevölkerung noch steigt, 
sinken in anderen Ländern, vor allem in Nordrhein- West- 
falen, Hessen, Rheinland-Pfalz und dem Saarland seit 
mehreren Jahren die Bevölkerungszahlen. 

Vor diesem Hintergrund ist eine immer stärkere regionale 
Differenzierung zwischen Gebieten mit wachsenden und 
schrumpfenden Bevölkerungszahlen zu beobachten. 
Überdurchschnittliches Bevölkerungswachstum konzen- 
triert sich vor allem auf Bayern und Baden- Württemberg, 
auf Regionen entlang des Rheins und auf den Nordwesten 
Deutschlands sowie auf das Umland der Metropolen 
Hamburg und Berlin. 

Im Ergebnis einer steigenden Lebenserwartung und an- 
haltend niedriger Geburtenzahlen nimmt der Anteil älte- 
rer Menschen kontinuierlich zu. Im Jahr 2006 war bereits 
ein Viertel der Gesellschaft 60 Jahre und älter. Dieser An- 
teil wird bis zum Jahr 2025 auf ein Drittel steigen. Diese 
Tendenz wird sich auch in den folgenden Jahrzehnten 
weiter fortsetzen. Zugleich schlägt sich die regionale Dif- 
ferenzierung der Bevölkerungsentwicklung auch in einer 
von Region zu Region unterschiedlichen Ausprägung der 
Altersstruktur nieder. 

Wichtiger noch für die Bewertung der gegenwärtigen 
Versorgungslage und des zukünftigen Wohnraumbedarfs 
ist die Zahl der privaten Haushalte und deren strukturelle 
Zusammensetzung. Im Jahr 2006 gab es in Deutschland 
39,8 Millionen Haushalte. Im Jahr 2007 war erstmals ein 
leichter Rückgang auf 39,7 Millionen Haushalte zu ver- 
zeichnen. Damit war die Anzahl der Haushalte um knapp 
1,6 Millionen oder 4,2 Prozent höher als im Jahr 2000. Zu 


vgl. BBR Raumordnungsprognose 2025, BBR-Berichte KOMPAKT 
2/2008. Die Zahlen des Statistischen Bundesamts beziehen sich auf 
die aktuelle Standardvariante der 1 1 . Koordinierten Bevölkerungsvo- 
rausschätzung, vgl. Statistischen Bundesamt: Bevölkerung Deutsch- 
lands bis 2050 - 11. koordinierte Bevölkerungsvorausbereehnung, 
Wiesbaden 2006. 


diesem Wachstum trug wesentlich die zunehmende Zahl 
von Ein- und Zwei-Personen-Haushalten bei, während 
immer weniger Menschen in Mehrpersonen-Haushalten 
leben. Die durchschnittliche Haushaltsgröße verringerte 
sich von 2,16 im Jahr 2000 auf 2,07 im Jahr 2007. Im Er- 
gebnis wirkte in einigen Regionen mit stagnierenden oder 
rückläufigen Bevölkerungszahlen die positive Haushalts- 
dynamik stabilisierend auf die Wohnraumnachfrage. 


Abbildung 8 

Regionale Entwicklung der Bevölkerung 
2005 bis 2025 



Veränderung der Bevölkerungszahl im Zeitraum 2005-2025 in % 


bis unter -10 | | 3 bis unter 10 

I I -10 bis unter -3 10 und mehr 

I I -3 bis unter 3 

Datenbasis: BBR-Bevölkerun^prognose 2005-2025/bbw 
Geometrische Grundlage: BKG, Verbandsgemeinden, 31.12.2005 

Quelle: BBR Raumordnungsprognose 2025, BBR-Berichte KOMPAKT 
2/2008. 

Aktuelle Prognosen des Statistischen Bundesamtes gehen 
davon aus, dass bis zum Jahr 2020 die Zahl der Haushalte 
gegenüber 2007 um 2,4 Prozent ansteigt. Inwieweit sich 
angesichts der jüngsten Haushaltsentwicklung dieser 
Trend tatsächlich einstellt, bleibt abzuwarten. Im Zuge 
der demografischen Entwicklung wird die Regionalisie- 
rung der Wohnungsmärkte weiter zunehmen. Die Zu- 
nahme der Haushaltszahlen wird vor allem die Woh- 
nungsnachfrage in wirtschaftlich dynamischen Regionen 
weiter verstärken, während es in Abwanderungsregionen 
mit einer sinkenden Zahl von Haushalten zu einem stei- 
genden Überangebot an Wohnraum und Leerstand kom- 
men dürfte. 
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3.2 Wohnungsversorgung 

Im Jahr 2006 standen in Deutschland insgesamt 39,6 Mil- 
lionen Wohnungen zur Verfügung. Die Sondererhebung 
zum Mikrozensus 2006 des Statistischen Bundesamtes'^ 
erfasste ca. 36,6 Millionen bewohnte Wohnungen. Rund 
58 Prozent davon waren vermietet und ca. 42 Prozent von 
den Eigentümern selbst bewohnt. 

Rund 88 Prozent der Einfamilienhäuser wurden 2006 von 
den Eigentümern selbstgenutzt und 47 Prozent der Woh- 
nungen in Zweifamilienhäusern. Wohnungen in Wohnge- 
bäuden mit drei und mehr Wohneinheiten werden zu etwa 
15,5 Prozent und Eigentumswohnungen etwa zur Hälfte 
vom Eigentümer selbstgenutzt. Gegenüber dem Mikro- 
zensus 2002 blieb die Eigentumsstruktur weitgehend un- 
verändert: 

Etwa 3,1 Millionen Wohnungen standen 2006 leer; das 
entspricht ca. 8 Prozent des Wohnungsbestandes. Der 
Leerstand in den neuen Ländern war mit über 12 Prozent 
fast doppelt so hoch wie in den alten Ländern, wo er bei 
knapp 7 Prozent lag. Gegenüber 2002 ging der Anteil leer 
stehender Wohnungen vor allem in den neuen Ländern 
mit rund zwei Prozent deutlich zurück. Hierzu haben das 


vgl. Statistisches Bundesamt (2008): Wirtschaft und Statistik 2/2008, 
korr. Fassung April 2008; Statistisches Bundesamt (Fachserie 5 
Heft 1). 

Nach den Ergebnissen der aktuellen Einkommens- und Verbrauchs- 
stichprobe (EVS) betrug die Wohneigentumsquote im Jahr 2008 
43,2 Prozent (vgl. Kap. 3.6). 


Altschuldenhilfegesetz und das Programm Stadtumbau 
Ost seit 2002 einen wesentlichen Beitrag geleistet. Bis 
Ende 2008 wurden ca. 240 000 Wohnungen rückgebaut 
(vgl. Kap. 5.3.1). 

Die Höhe des Wohnungsleerstandes zeigt deutlich den 
Zusammenhang zwischen demografischen und ökonomi- 
schen Rahmenbedingungen. So betrug der Leerstand der 
dem GdW Bundesverband der Wohnungs- und Immobi- 
lienuntemehmen angehörigen Unternehmen im Jahr 2005 
in stark schrumpfenden Regionen ca. 17 Prozent (BBSR- 
Sonderauswertung'5), während sich die Quote in wach- 
senden Regionen auf ein bis zwei Prozent belief Andere 
Datenquellen wie z. B. der Techem-empirica-Leerstands- 
index'® bestätigen dieses Bild. 

Vor allem Innenstädte mit verdichteten Altbauquartieren 
mit Ausstattungs- und Lagedefiziten, verschiedene Woh- 
nungsbestände der 1950er und 1960er Jahre sowie die 
„klassischen“ Großwohnsiedlungen der 1970er Jahre sind 
von Leerständen besonders betroffen. Die Unterschiede 
zwischen den Stadtteilen, Quartieren und Beständen kön- 
nen dabei erheblich sein. 

Die Durchschnittsgröße einer Wohnung betrug 2006 rund 
90,2 m^. Sie war damit etwa 0,6 m^ größer als vor vier 
Jahren. Eine Wohnung in den neuen Ländern war im Mit- 
tel 76,5 m^ und in den alten Ländern 93,9 m^ groß. 
Gegenüber 2002 hat sich dieser Ost- West-Abstand ge- 


Quelle: BBSR- Wohnungsmarktbeobachtungssystem. 

vgl. http://www.empirica-institut.de/empi2007/tel.html [20.04.2009]. 


Wohnungsbestand und Art der Nutzung 1998 bis 2006 


Abbildung 9 



□ leerstehend □ Eigentum □ Miete 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 1998, 2002, 2006 (Fachserie 5 Heft 1). 
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ringfiigig erhöht. Die Zunahme der Wohnfläche fand 
überwiegend im Wohneigentum statt. Während die durch- 
schnittliche Fläche einer Eigentümerwohnung im Ver- 
gleich zu 2002 um 2 m^ auf 117,7 m^ stieg, erhöhte sich 
die durchschnittliche Wohnfläche einer Mietwohnung im 
gleichen Zeitraum lediglich um 0,5 m^ auf 70,6 m^. 

Bei einem Vergleich der Wohnsituation von Mieter- und 
Eigentümerhaushalten muss neben der Wohnungs- auch 
die Haushaltsgröße berücksichtigt werden, ln einem Ei- 
gentümerhaushalt lebten 2006 durchschnittlich 2,4 Perso- 
nen (2002: 2,5 Personen). Die sich daraus ergebende Pro- 
Kopf- Wohnfläche betrug 48,6 m^. Im Vergleich zu 2002 
bedeutet dies einen Anstieg um 1,7 itf. Die Größe eines 
Mieterhaushalts lag dagegen seit 2002 unverändert bei 
1,9 Personen. Jedem Mitglied standen 2006 damit 
37,7 nf zur Verfügung, 1,2 m^ mehr als vor vier Jahren. 
Die Pro-Kopf- Wohnfläche ist wegen der niedrigeren Ei- 
gentumsquote in den neuen Ländern etwas homogener 
verteilt als im früheren Bundesgebiet. Während dort dem 
Mitglied eines Eigentümerhaushalts 11,2 m^ mehr Wohn- 
fläche zur Verfügung steht als dem eines Mieterhaushalts, 
sind es in den neuen Ländern 8 m^. 

3.3 Entwicklung der Mieten 

Trotz rückläufiger Bautätigkeit sind die Wohnungsmärkte 
weitgehend entspannt. Die Nettokaltmieten stiegen bun- 


desweit im Zeitraum 1997 bis 2007 jährlich um durch- 
schnittlich 1,1 Prozent und damit weniger stark als die 
allgemeine Preissteigerungsrate von 1,5 Prozent. Die 
durchschnittliche Bruttokaltmiete betrug im Jahr 2006 
bundesweit 5,94 Euro je m^: im früheren Bundesgebiet 
lag sie bei 6,05 Euro je irf, in den neuen Ländern ein- 
schließlich Berlin bei 5,60 Euro je m^. Für eine Miet- 
wohnung wurde im Jahr 2006 durchschnittlich eine Brut- 
tokaltmiete von 410 Euro pro Monat gezahlt. Dies 
entsprach einer Mietbelastung von rund 23 Prozent des 
Nettoeinkommens eines durchschnittlichen Mieterhaus- 
halts. Die Mietbelastung blieb damit gegenüber 2002 im 
Wesentlichen unverändert. Insgesamt tragen Haushalte in 
den neuen Ländern einschließlich Berlin mit durch- 
schnittlich 22,4 Prozent eine um rund 0,6 Prozentpunkte 
geringere Mietbelastung als in den alten Ländern. Mit zu- 
nehmender Haushaltsgröße vergrößert sich dieser Ab- 
stand. Bei Ein-Personenhaushalten hingegen liegt die 
Mietbelastung in den neuen Ländern einschließlich Berlin 
mit 26,7 Prozent rund 0,5 Prozentpunkte über der im frü- 
heren Bundesgebiet. 


In der Zusatzerhebung des Mikrozensus werden die Bruttokaltmieten 
ausgewiesen, also die Nettokaltmiete zuzüglich der kalten Nebenkos- 
ten (Betriebskosten, z. B. Wasser, Abwasser, Hausreinigung, Haus- 
verwaltung). 


Abbildung 10 


Entwicklung von Verbraucherpreisen und Nettokaltmieten 

Änderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent 



Quelle: Statistisches Bundesamt, Verbraucherpreisindex; Berechnungen des BMVBS. 
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Auf lokaler Ebene können die Mieten eine vom Bundes- 
durchschnitt abweichende Dynamik entfalten. Auswer- 
tungen von Angebotsmieten zeigen ein sehr heterogenes 
Bild der regionalen Entwicklung von Neu- und Wieder- 
vermietungsmieten'*. Insbesondere in den Jahren 2003 
bis 2005 gingen die Angebotsmieten in wachsenden Re- 
gionen Westdeutschlands zurück, wie z. B. in München 
oder Hamburg. Wirtschaflsstarke Standorte in den neuen 
Ländern, wie z. B. Dresden, verbuchten dagegen leichte 
Mietzuwächse, ln den folgenden Jahren schwächte sich 
vor allem in wirtschaftsstarken Regionen Westdeutsch- 
lands im Zuge der positiven konjunkturellen Entwicklung 
der reale Mietpreisrückgang ab. ln den Großstädten Mün- 


BBSR-Wohnungsmarktbeobachtungssystem, IDN Immodaten 
GmbH; Angebotsmieten nettokalt. 


eben, Frankfurt/Main oder Stuttgart sind seit 2006 wieder 
jährliche Mietsteigerungen zu beobachten. 

ln schmmpfenden Regionen ist seit 2003 eine Stagnation 
der Nettokaltmieten zu beobachten, die Wohnnebenkosten 
nehmen hingegen zu. Dies ist neben gestiegenen Preisen 
für Energie und Heizung auch Folge einer Verringerung 
der Nutzungsdichte. Die fixen Infrastrukturkosten müssen 
auf weniger Haushalte verteilt werden. Die Wohnneben- 
kosten (Energiekosten und kommunale Gebühren) sind in 
schrumpfenden Regionen daher tendenziell höher als in 
wachsenden Regionen, ln schrumpfenden Städten waren 
somit die Nebenkosten der einzige und entscheidende 
Preissteigemngsfaktor bei der Wohnkostenentwicklung der 
letzten Jahre. Die folgenden Abbildungen zeigen die Ent- 
wicklung der Angebotsmieten in wachsenden und 
schrumpfenden Regionen für Wesf- und Ostdeutschland. 


Abbildung 11 


Entwicklung der Angebotsmieten in Westdeutschland 


in Euro Je m* 



Quelle: BBSR-Wobnungsmarktbeobacbtungssystem, IDN Immodaten GmbH. 


Großstadt wachsend 


Großstadt stagnierend 


^^^^Großstadt schrumpfend 


Kleinstadt/sonstige Gemeinde 
wachsend 


■ ■ ■ Kleinstadt/sonstige Gemeinde 
stagnierend 


■ ■ ■ Kleinstadt/sonstige Gemeinde 
schrumpfend 
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Abbildung 12 


Entwicklung der Angebotsmieten in Ostdeutschland 


in €/m* 



Großstadt wachsend 
^^^^Großstadt stagnierend 
Großstadt schrumpfend 
Kleinstadt/sonstige Gemeinde wachsend 

■ ■ ■ Kleinstadt/sonstige Gemeinde stagnierend 

■ ■ ■ Kleinstadt/sonstige Gemeinde schrumpfend 


Quelle: BBSR- Wohnungsmarktbeobachtungssystem, IDN Immodaten GmbH. 


3.4 Entwicklung der Wohnimmobilienpreise 

Bei den Preisen fiir Wohneigentum ist die Datenlage im 
Vergleieh zur Mietpreisstatistik deutlieh sehleehter. Ver- 
öffentliehungen zur Immobilienpreisentwieklung basie- 
ren auf aggregierten Daten aus Kaufverträgen, Kreditver- 
trägen oder den Medien entnommenen Angebotspreisen 
sowie auf Expertenwissen aus der Immobilienvermitt- 
lung. Aueh wenn Aussagen zur Immobilienpreisentwiek- 
lung untersehiedlieh ausfallen, ist die grundsätzliehe Be- 
wertung der Situation jedoeh einheitlieh, ln Deutsehland 
sanken die Preise für Wohneigentum in den vergangenen 
Jahren. Im Gegensatz dazu stiegen sie in vielen europäi- 
sehen Ländern zum Teil mit zweistelligen j ährliehen Zu- 
wachsraten an. 

Auswertungen von Kreditverträgen und der neue Häuser- 
preisindex des Statistisehen Bundesamtes lassen er- 
kennen, dass der Preisrüekgang von Wohneigentum ins- 
gesamt aus dem sinkenden Marktwert von bestehenden 
Wohnimmobilien resultiert'^. Im Jahr 2007 lagen die 
Preise für Bestandsobjekte laut Statistisehem Bundesamt 


Vgl. z. B. Hypoport AG (http://www.hypoport.de/indizes.html 
[20.04.09]; Statistisches Bundesamt (2008); Wirtschaft und Statistik 
10/2008. 


durehsehnittlieh 4,2 Prozent unter dem Preisniveau von 
2005. Die Preise neu gebauter Ein- und Zweifamilien- 
häuser und Eigentumswohnungen sind dagegen naeh ei- 
ner längeren Phase der Stagnation ab 2005 gestiegen. 
Der Anstieg im Jahr 2007 geht im wesentliehen auf stei- 
gende Rohstoffpreise und die Mehrwertsteuererhöhung 
zurüek. 

Dabei gibt es deutliehe regionale Untersehiede im Preis- 
niveau der Wohnimmobilien. Naeh Auswertungen des 
IVD Wohn-Preisspiegels 2007/20082° liegen die Ver- 
kaufspreise für Eigenheime mit gutem Wohnwert in 
sehrumpfenden Regionen bei knapp 280 000 Euro und 
damit rund ein Drittel niedriger als in waehsenden Regio- 
nen (knapp 420 000 Euro). 

Die Immobilienpreise sind in sehrumpfenden Regionen 
seit 2000 insgesamt um 2 Prozent zurüekgegangen, wäh- 
rend sie in waehsenden Regionen um ea. 5 Prozent gestie- 
gen sind. Die Preisdifferenzen spiegeln aueh die regiona- 
len Kaufkraftuntersehiede wider, da die Immobilienpreise 
stärker als die Mieten mit der Kaufkraft korrelieren. 


IVD Bundesverband (Hrsg.): IVD-Wohn-Preisspiegel 2007/2008, 
Berlin 2008. 
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Abbildung 13 


Häuserpreisindex des Statistischen Bundesamtes 2000 bis 2007 



—♦—Preisindex für selbst genutztes Wohneigentum (Neubau) Preisindex für bestehende Wohngebäude 
Preisindex für Transferkosten 

Quelle: Statistisches Bundesamt (2008): Wirtschaft und Statistik 10/2008. 


3.5 Bautätigkeit und zukünftiger 
Wohnungs bedarf 

ln den ersten Jahren naeh der Wiedervereinigung stieg 
der Wohnungsneubau kräftig an. Mit rund 600 000 Woh- 
nungen erreiehten die Baufertigstellungen im Jahr 1995 
einen Höhepunkt, ln den Folgejahren ging die Bautätig- 
keit stark zurüek und erreiehte 2007 ein Niveau von 
knapp 211 000 Wohnungen. Der Rüekgang ging mit einer 
allgemeinen Entspannung der Wohnungsmärkte einher. 
Überdurehsehnittlieh sank die Zahl der fertig gestellten 
Wohneinheiten im Gesehosswohnungsbau um 80 Prozent 
auf unter 60 000 Wohneinheiten. Dagegen verringerte 
sieh die Zahl der jährlieh fertig gestellten Ein- und Zwei- 
familienhäuser um etwa 42 Prozent. Die vorliegenden 
Zahlen deuten auf einen weiteren leiehten Rüekgang der 
Baufertigstellungen für 2008 hin. 

Besonders ausgeprägt war die rüekläufige Entwieklung in 
den neuen Ländern. Seit dem Höhepunkt der Baufertig- 
stellungen 1997 fiel hier der Gesehosswohnungsneubau 
von fast 100 000 auf weniger als 5 000 Wohneinheiten, 
während die Zahl der neu gebauten Wohnungen in Ein- 
und Zweifamilienhäusern um rund zwei Drittel auf ea. 
18 000 zurüekging. Diese Rüekgänge sind allerdings vor 
dem Hintergrund ungewöhnlieh hoher Fertigstellungen in 
der ersten Hälfte der 1990er Jahre zu bewerten. Diese hat- 
ten ihre Hauptursaehe in den hohen Förderanreizen der 
Sonderabsehreibungen naeh dem Fördergebietsgesetz, ln 
den alten Ländern fiel der Rüekgang seit dem Höhepunkt 
der Baufertigstellungen 1994 mit 80 Prozent bzw. gut 
40 Prozent dagegen geringer aus. 


Die Neubautätigkeit von Ein- und Zweifamilienhäusern 
ist insgesamt von weit geringeren Sehwankungen ge- 
kennzeiehnet als der Gesehosswohnungsbau. Seit Ende 
der 1970er Jahre verläuft der Abwärtstrend im Eigen- 
heimbau in den alten Ländern relativ moderat und stabil. 
Naeh der Wiedervereinigung stieg die Naehfrage in den 
neuen Ländern überproportional aufgrund des hohen 
Naehholbedarfs. Mit der Einführung der Eigenheimzu- 
lage im Jahr 1996 kam es in den folgenden Jahren zu ei- 
nem vorübergehenden Anstieg in allen Landesteilen. Der 
ansehließend einsetzende Rüekgang war in den neuen 
Ländern weit stärker ausgeprägt als in den alten Ländern. 
Zuletzt wurde die Naehfrage von Vorzieheffekten infolge 
der im Jahr 2006 in Kraft getretenen Absehafftmg der Ei- 
genheimzulage beeinflusst. 

Der Eigenheimbau bleibt ein wiehtiger Träger für die 
Wohneigentumsbildung und für den Wohnungsbau insge- 
samt. 113 000 Wohneinheiten oder 54 Prozent der 2007 
fertig gestellten Wohnungen entfallen auf Ein- und Zwei- 
familienhäuser. Unter Hinzureehnung der selbstgenutzten 
Eigentumswohnungen entfallen etwa zwei Drittel der 
Bautätigkeit auf den Eigentumsbereieh. 

Der Rüekgang im Gesehosswohnungsbau spiegelt die ge- 
ringe Bautätigkeit im Mietwohnungssegment wider. Von 
den gesehätzten 50 000 Mietwohnungen, die 2007 neu 
gebaut wurden, entstand ein wesentlieher Teil in zur Ver- 
mietung bestimmten Eigentumswohnungen, in einem ge- 
sehätzten Umfang von etwa 20 000 Wohnungen. Öffent- 
lieh geförderter Gesehosswohnungsbau erfolgt lediglieh 
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Abbildung 14 


Baufertigstellungen, Deutschland 1993 bis 2007 



I □ sonstige Maßnahmen □ Neubau MFH M Neubau EZFH 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Bautätigkeit und Wohnungen, Fachserie 5 Reihe 1. 


in einer Größenordnung von weniger als 10 000 Wohnun- 
gen jährlieh^'. 

Die Instandhaltung und Modernisierung bestehender 
Wohnungen sowie deren Anpassung an moderne Wohn- 
bedürfnisse der Menschen, altersgerechte Anpassung des 
Wohnungsbestands und die Anforderungen der Energie- 
einsparung und des Klimaschutzes bleiben daher weiter 
im Mittelpunkt der Wohnungsbauaktivitäten. Bestands- 
maßnahmen machen gegenwärtig bereits knapp drei Vier- 
tel der Wohnungsbauinvestitionen aus und bilden auch 
künftig den Schwerpunkt der Bautätigkeit. Daneben ist 
jedoch auch ein ausreichendes Neubauniveau unverzicht- 
bar. Der Umfang der Neubautätigkeit ist aktuell an die 
Untergrenze dessen gelangt, was zum Ausgleich des 
Wohnungsabgangs und auf Grund der demografischen 
Entwicklung nachhaltig erforderlich ist. 

Die aktuelle Wohnungsbautätigkeit bewegt sich auf ei- 
nem regional sehr unterschiedlichen Niveau, ln den Städ- 
ten und Kreisen mit Bevölkerungsrückgängen erreicht die 
Bautätigkeit etwa 1,5 Fertigstellungen je 1 000 Einwoh- 
ner. ln wachsenden Städten und Kreisen liegt die Zahl 
zwischen drei und fünf Fertigstellungen je 1 000 Einwoh- 
ner und damit deutlich über dem Bundesdurchschnitt 
(2007 ca. 2,6 Fertigstellungen je 1 000 Einwohner). 


21 Schätzung des BMVBS auf Basis des Mikrozensus und von Angaben 
der Länder. 


Die neue BB SR- Wohnungsprognose 2025, die im Laufe 
des Jahres 2009 erstellt wird, wird auf der Basis der Ergeb- 
nisse der Raumordnungsprognose 2025 insbesondere jün- 
gere wohnungsmarktbezogene Entwicklungen im Bereich 
der Stadt-Umland- Wanderangen sowie die sich verändern- 
den Anforderungen an Wohnungsbestand und -neubau be- 
rücksichtigen. 

3.6 Wohneigentumsbildung 

Die Wohneigentumsquote betrug im Jahr 2008 
43,2 Prozent, wie die Ergebnisse der aktuellen Einkom- 
mens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) zeigen. Sie ist in 
den letzten Jahren weiter leicht angestiegen; im Jahr 1993 
betrug sie noch 39 Prozent. Der Trend zum Wohneigen- 
tum hält demnach in Deutschland an; vor allem in Ost- 
deutschland hat seit der Wiedervereinigung ein starker 
Aufholprozess sfaftgefundetf^. 

Im früheren Bundesgebiet lag die Wohneigentumsquote 
mit 45,7 Prozent weiter über der in den neuen Ländern 
und Berlins (Ost), wo sich knapp jede dritte Wohnung im 
Eigentum des Nutzers befindet. Die Aufgliederung nach 
Haushaltsgrößen zeigt, dass nach wie vor große Haus- 
halte, insbesondere Haushalte mit Kindern in überdurch- 


22 Vgl. Statistisches Bundesamt: Zuhause in Deutschland - Ausstattung 
und Wohnsituation privater Haushalte, Ausgabe 2009, Wiesbaden 
2009. 





Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-27- 


Drucksache 16/13325 


schnittlichem Umfang im Wohneigentum leben. Bei Paa- 
ren mit zwei Kindern liegt die Wohneigentumsquote bei 
über 67 Prozent, bei Paaren mit drei und mehr Kindern 
bei 70 Prozent. 

Die Wohneigentumsquote steigt ebenfalls mit dem Alter 
des Haupteinkommensbeziehers. Dabei zeigt sich, dass 
die Wohneigentumsbildung in der Altersphase zwischen 
30 und 40 Jahren stark zunimmt. Nach den Ergebnissen 
der aktuellen Infratest- Wohneigentumsstudie liegt das 
Durchschnittsalter zum Zeitpunkt des Eigentumserwerbs 
bei 40 Jahren^^. Mehr als zwei Drittel der Rentnerhaus- 
halte besaßen laut EVS im Jahr 2008 Wohneigentum. 
Dies unterstreicht die hohe Bedeutung des Wohneigen- 
tums für die Altersvorsorge. 

Die Bedingungen für den Erwerb von Wohneigentum 
sind gegenwärtig auch nach der Abschaffung der Eigen- 
heimzulage im langfristigen Vergleich sehr günstig. 
Gründe dafür sind sfabile Immobilienpreise, moderat stei- 
gende Einkommen und niedrige Hypothekenzinsen. Die 
Belastung der Haushalte, die mit der Finanzierung eines 
Eigenheimerwerbs verbunden ist, hat deutlich abgenom- 
men. Eine Ausweitung der Neubautätigkeit zeichnet sich 
dennoch nicht ab. Die Nachfrage nach Wohneigentum aus 
dem Bestand ist in den letzten Jahren stabil geblieben; ihr 
Anteil an der Eigentumsbildung hat zuletzt deutlich zuge- 


23 TNS Infratest Finanzforschung: Bildung von Wohneigentum in 
Deutschland 2004 bis 2007, München 2008. 


nommen. So beträgt der Anteil der Gebrauchtimmobilien 
am Eigentumserwerb (ohne Erbschaften) den Erhebungen 
der Infratest- Wohneigentumsstudie zufolge für den Zeit- 
raum von 2004 bis 2007 56 Prozent, von 1998 bis 2000 
waren es noch 40 Prozent. Zukünftig werden verstärkt 
Bestandsobjekte auf den Markt kommen, wenn ältere 
Haushalte ihr Wohneigentum aufgeben. 

Andere Faktoren dämpfen jedoch die Nachfrage nach 
Wohneigentum, insbesondere die mehrjährige Phase der 
wirtschaftlichen Stagnation verbunden mit der Unsicher- 
heit über die individuelle Einkommensentwicklung. Zu- 
dem hat sich die wichtige Nachfragegruppe der 25- bis 
35-jährigen in den letzten zehn Jahren um etwa 30 Pro- 
zent verringert. Auch die Pluralisierung von Lebensstilen 
verändert die Wohnpräferenzen und die Nachfrage nach 
Wohneigentum. Deutschland verfügt darüber hinaus über 
einen attraktiven und stabilen Mietwohnungsmarkt mit 
hohen Qualitätsstandards und einem sozial ausgewoge- 
nen Mietrecht. Daher ist die Nachfrage nach Wohneigen- 
tum generell schwächer ausgeprägt als in anderen euro- 
päischen Staaten. 

Das Wohneigentum bleibt jedoch ein bedeutender Faktor 
bei der Vermögensbildung und der Altersvorsorge. Die 
Verwerfungen auf den Finanzmärkten könnten die Rolle 
des Wohneigentums als Anlageform stärken. Dies wird 
zugleich durch die verbesserte Einbeziehung des Wohn- 
eigentums in die Riester-Rente unterstützt (vgl. Kap. 4.2). 


Abbildung 15 


Entwicklung der Hypothekenzinsen 1982 bis 2008 


in Prozent 



Quelle: Deutsche Bundesbank (1982 bis 2002: Sollzinsen Banken, Hypothekarkredite auf Wohngrundstücke zu Festzinsen auf fünf Jahre; ab 2003: 
Effektivzinssätze der Banken DE, Neugeschäft, Wohnungsbaukredite an private Haushalte; Durchschnittszinssätze). 
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3.7 Der Mietwohnungsmarkt 

3.7.1 Struktur des Mietwohnungsangebots 

In Deutschland gab es 2006 insgesamt 39,6 Millionen 
Wohnungen. Davon sind knapp 24 Millionen Mietwoh- 
nungen. Von diesen befinden sich 61 Prozent in der Hand 
privater Kleinanbieter (rund 14,5 Millionen Wohnungen) 
und 39 Prozent (rund 9,2 Millionen Wohnungen) im 
Eigentum professioneller Anbieter. Letztere verteilen sich 
hauptsächlich auf privatwirtschaftliche Anbieter mit 


4,1 Millionen Wohnungen, öffentliche, vor allem kom- 
munale Anbieter, mit 2,3 Millionen und Genossenschaf- 
ten mit 2,1 Millionen Wohnungen. 

Der Wohnungsbestand in Deutschland ist damit im Unter- 
schied zu den meisten anderen Ländern durch eine kleintei- 
lige Struktur mit einem hohen Anteil von Privateigentü- 
mem gekennzeichnet. Die Mehrheit der Privateigentümer 
besitzt nur wenige Mietwohnungen. Ihre Vermietung ist 
häufig vom persönlichen Kontakt zwischen Mieter und 
Vermieter geprägt. 


Abbildung 16 


Anbieterstruktur auf dem deutschen Wohnungsmarkt 2006^“* 



Quelle: BMVBS/BBR (Hrsg.): Veränderung der Anbieterstruktur im deutschen Wohnungsmarkt und wohnungspolitische Implikationen, BBR For- 
schungen Heft 124, Bonn 2007; Berechnungen des BMVBS. 


24 Wohneinheiten (WE) in 1 000 zum Stand 30. Juni 2006, Anteile der WE am gesamten Mietwohnungsbestand, Wohnungsuntemehmen (WU). 
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Die Einkommen aus der Vermietung liegen über dem 
Durchschnitt, mehrheitlich aber im oberen Mittelfeld der 
Einkommensskala; nur sehr wenige zählen zu den höchs- 
ten Einkommen. Meist sind die Mietwohnungen eine er- 
gänzende Einkommensquelle und dienen in vielen Fällen 
zur Vermögensbildung und Altersvorsorge. Da das 
Durchschnittsalter der Vermieter vergleichsweise hoch 
ist, ist in den nächsten Jahren vermehrt mit Eigentums- 
übergängen an die Erben oder an Dritte zu rechnen.^^ 

Die Rentabilität der Vermietung hängt dabei stark von der 
Professionalität und der örtlichen Marktsituation für die 
Vermietung ab. Zentrale Rahmenbedingungen für die 
Vermietung von Wohnungen sind die gesetzlichen Rah- 
menbedingungen insbesondere im Miet- und Steuerrecht, 
im Städtebaurecht, Energierecht und im Bereich der För- 
derung. Das Mietrecht berücksichtigt daher neben den be- 
rechtigten Belangen des Mieterschutzes immer auch die 
Rentabilität der Vermietung und der Investitionen im Ge- 
bäudebereich. Aufgrund zunehmender Komplexität der 
für die Vermietung von Wohnungen geltenden Rechtsbe- 
reiche nimmt die Fremdverwaltung von Beständen zu. 

Die zunehmende Differenzierung der Wohnungsmärkte 
führt dazu, dass nicht jede Wohnimmobilie einen Wertzu- 
wachs erzielt oder rentabel bewirtschaftet werden kann. 
Das Marktrisiko bei der privaten Vermietung ist daher in 
den vergangenen Jahren gestiegen. Ergebnisse empirisch 
basierter Schätzungen, die Teilen der privaten Mietwoh- 
nungsbestände eine geringe Rentabilität bescheinigen, 
sind jedoch aufgrund einer quantitativ unzureichenden 
Befragungsbasis nicht repräsentativ für den gesamfen 
Markt. Das BBSR wird daher im Rahmen von Panelbe- 
fragungen die Frage der Rentabilität der Wohnraumver- 
mietung vertiefen. 

3.7.2 Veränderungen der Eigentümerstruktur 

Im professionellen Vermietungssektor kam es seit 2004 
zu einer großen Zahl von Transaktionen. Vor allem bei 
den öffentlichen Wohnungsbeständen haben umfangrei- 
che Verkäufe Unsicherheiten ausgelöst und zu Kontrover- 
sen geführt, insbesondere wegen befürchteter negativer 
sozialer Auswirkungen und stadtentwicklungspolitischer 
Folgen. Im Koalitionsvertrag wurde daher vereinbart, die 
Intemationalisierung der Wohnungsmärkte und die damit 
verbundenen sozialen und ökonomischen Auswirkungen 
zu beobachten und zu analysieren. Daher wurde auf Ini- 
tiative des BMVBS unter dem Dach des Deutschen 
Verbandes für Wohnungswesen, Sfädfebau und Raum- 
ordnung eine Kommission ins Leben gerufen, um die 
Veränderungen auf den Wohnungsmärkten zu analysie- 
ren. Die Kommission zur „Ökonomisierung der Woh- 
nungs- und Immobilienwirtschaft“ umfasste ein breites 
Spektrum von Vertretern aus Bund, Ländern, Kommunen, 
der Wohnungswirtschaft, dem Deutschen Mieterbund und 
der Wissenschaft. Sie legte im Juli 2007 ihren Abschluss- 
bericht vor. 


Vgl. BMVBS/BBR (Hrsg.): Investitionsprozesse im Wohnungsbe- 
stand - unter besonderer Berücksichtigung privater Vermieter, BBR 
Forschungen Heft 129, Bonn 2007. 


Zur Unterstützung der Kommissionsarbeit gab das 
BMVBS eine Untersuchung beim Institut für Sfadffor- 
schung und Strukturpolitik (IfS) zur „Veränderung der 
Anbieterstruktur im deutschen Wohnungsmarkt und ihre 
wohnungspolitischen Implikationen“ in Auftrag. Seit 
Mitte 2007 liegen die Ergebnisse dieser Untersuchung 
vor. Das BBSR schreibt diese Ergebnisse mit der BBSR- 
Datenbank Wohnungstransaktionen fort. 

3. 7.2.1 Empirische Ergebnisse 

Von 1999 bis Mitte 2008 wechselten insgesamt 1,9 Mil- 
lionen Wohnungen in Paketen von über 800 Wohnungen 
zum Teil mehrfach den Besitzer. Als Verkäufer fungier- 
ten zu etwa gleichen Teilen die öffentliche Hand und 
private Unternehmen. Seit 1999 hat die öffentliche Hand 
900 000 Wohneinheiten veräußert. Private Eigentümer 
haben 880 000 Wohnungen verkauft - darunter waren 
etwa 250 000 Wohnungen von industrieverbundenen Un- 
ternehmen. Ausländische Unternehmen traten bisher nur 
zu einem sehr geringen Anteil als Verkäufer auf Haupt- 
motive des Verkaufs für die öffenfliche Hand sind fiskali- 
sche Ziele und eine verringerte Bedeutung der Bestände 
für ursprüngliche Funktionen wie die Versorgung von Be- 
diensteten. Mehr als die Hälfte der Wohnungen wurde 
von ausländischen Unternehmen, vor allem von Finanz- 
investoren, gekauft. Zwischen 2004 und 2006, in dem der 
Großteil aller Verkäufe stattgefunden hat, waren es rund 
drei Viertel der gehandelten Wohnungen. 

Von den Transaktionen waren insbesondere die westli- 
chen und nördlichen Länder sowie Berlin betroffen. Al- 
lein auf Berlin und Nordrhein- Westfalen entfielen rund 
die Hälfte der erfassten Verkäufe. Mehr als die Hälfte der 
verkauften Bestände stammte aus den 1950er und 1960er 
Jahren. Etwa 20 bis 25 Prozent der Wohnungen waren 
Sozialwohnungen. Die Bestände waren in Bezug auf 
Standard und Wohnumfeld von überwiegend mittlerer 
Qualität und wiesen größtenteils einen geringen Modemi- 
sierungs- und Instandhaltungsstau auf 

Finanzinvestoren mit kurzfristigen Strategien begannen 
bereits 2006 mit dem Weiterverkauf ihrer Bestände. Als 
Zweitinvestoren treten vermehrt langfristig orientierte in- 
und ausländische Investoren auf Deutsche Mietwoh- 
nungsbestände sind für diese Akfeure sehr attraktiv, da sie 
eine eigene Assef-Klasse mit vergleichsweise geringen 
Risiken darstellen. 

ln jüngerer Zeit geht der Trend zu kleineren Wohnungs- 
transaktionen mit Verkäufen kleinerer Pakete. Eine Aus- 
nahme war der Verkauf der LEG in Nordrhein- Westfalen 
im Jahr 2008. Die Eigentümer optimieren ihre Portfolios 
und verkaufen die Wohnungen, die nicht zu ihrer Ge- 
schäftsstrategie passen. Die Finanzkrise erschwert jedoch 
die Finanzierung größerer Käufe. Potenzielle Verkäufer 
könnten daher derzeit nur zu unattraktiven Konditionen 
verkaufen. Bei Schwierigkeiten mit der Refinanzierung 
könnte es zu einigen Notverkäufen kommen (vgl. 
Kap. 2.3). 

Die von den privaten Investoren verfolgten Bewirtschaf- 
tungsstrategien weisen eine große Vielfalt und Flexibilität 
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Tabelle 2 


Überblick über Verkäufe und Käufe nach Art der Eigentümer/Investoren 1999 bis 2008 



Verkäufe 

Käufe 

Saldo 

Wohnungen 

Anteil 

Wohnungen 

Anteil 

Wohnungen 

Öffentliche Hand 

91.000 

48 % 

348.000 

19% 

-553.000 

Kommune 

369.000 

20% 

145.000 

8% 

-223.000 

Bund/Land 

532.000 

28 % 

202.000 

11 %0 

-330.000 

Privat 

880.000 

47% 

1.508.000 

80% 

627.000 

Sonstige 

98.000 

5 % 

24.000 

1 %0 

-74.000 
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auf. Meist wurde ein Strategie-Mix aus Bestandshaltung 
und Einzelprivatisierung angewandt. Die von vielen in 
die Privatisierung gesetzten hohen Erwartungen wurden 
in der Regel nicht erfüllt, ln Bezug auf das Vermietungs- 
und Mietemnanagement sowie die Bestandsinvestitionen 
konnten bei den neuen Investoren nur geringe Unter- 
schiede gegenüber traditionellen Vermietern festgestellt 
werden. Es gibt keine Anhaltspunkte für gravierende Ver- 
nachlässigungen oder Luxussanierungen. Allerdings 
konnte eine Reduzierung der Bestandsaufwendungen 
nachgewiesen werden. Niedrigere Ausgaben für Instand- 
haltungsmaßnahmen sind aber auch Ergebnis von Effi- 
zienzsteigerungen und häufig nur schwer von tatsächlich 
reduzierten Bestandsmaßnahmen zu trennen. 

Da die Transaktionen überwiegend auf entspannten 
Märkten stattfanden, gab es nur geringe Spielräume für 
Mieterhöhungen. Vereinzelt wurden Mieten zur Verringe- 
rung von Leerständen sogar gesenkt. 

Die neuen Investoren sind nur selektiv an stadtentwick- 
lungspolitischen und quartiersbezogenen Maßnahmen in- 
teressiert. Sie zeigen sich zwar offen für ein Engagement, 
erwarten aber einen positiven Ertrag für das Unter- 
nehmen. Somit wird infolge von Transaktionen oft die 
langjährige Zusammenarbeit zwischen Kommunen und 
örtlichen Wohnungsuntemehmen unterbrochen. Hieraus 
ergeben sich für die Kommunen Risiken in Bezug auf 
Stadtentwicklung und -umbau. 

Bislang hat die Veränderung der Eigentümerstruktur je- 
doch insgesamt keine negativen Auswirkungen auf Woh- 
nungsversorgung und Stadtentwicklung. Die empirische 
Bestandsaufnahme erlaubt allerdings wegen des kurzen 
Erfahrungszeitraumes noch keine endgültige Bewertung. 
Die Entwicklung muss daher weiter beobachtet werden. 
Diesem Ziel dient die Fortschreibung der BBSR-Daten- 
bank. ln einem anschließenden Forschungsprojekt zum 
Thema „Mehrfachverkäufe von Mietwohnungsbeständen 
im deutschen Wohnungsmarkt“ analysiert das BMVBS 
die Entwicklungen auf den Mietwohnungsmärkten wei- 
ter. 

3.7.2.2 Empfehlungen der Kommission 
„Ökonomisierung der Wohnungs- 
und Immobilienwirtschaft“ 

Die Kommission „Ökonomisierung der Wohnungs- und 
Immobilienwirtschaft“ hatte die Aufgabe, die veränderten 
Rahmen- und Handlungsbedingungen der Wohnungs- 
und Stadtentwicklungspolitik zu analysieren, die Konse- 
quenzen einer zunehmenden Behandlung der Wohn- 
immobilie als Wirtschaftsgut aufzuzeigen und politische 
Handlungsempfehlungen zu erarbeiten.^ß 

Die Empfehlungen der Kommission richten sich vor al- 
lem an die Adresse der Kommunen. Die Kommission rät 


Vgl. Deutscher Verband für Wohnungswesen, Städtebau und Raum- 
ordnung (Hrsg.): Zur Ökonomisierung der Immobilienwirtschaft - 
Entwicklungen und Perspektiven, Bericht der Kommission des DV 
im Auftrag des BMVBS, Berlin 2007. 


Kommunen, die Handlungsoptionen ihrer Wohnungspoli- 
tik sorgfältig zu prüfen und öffentlich zu diskutieren. 
Mögliche - vor allem langfristige - Vor- und Nachteile 
von Verkäufen kommunaler Wohnungsbestände sollten 
sehr genau abgewogen werden. Wohnungs- und stadtent- 
wicklungspolitische und nicht allein finanzpolitische 
Ziele sollten im Mittelpunkt stehen. Die Verhältnisse vor 
Ort sind sehr unterschiedlich und erfordern daher unter- 
schiedliche Lösungen. Eine Entscheidung sollte auf einer 
möglichst objektiven Datenbasis unter Nutzung aller ver- 
fügbaren Informationen erfolgen. 

Eine Hilfestellung bieten kommunale Wohnraumversor- 
gungskonzepte (vgl. Kap. 5.4.1). Das Vorhalten eigener 
Wohnungsbestände muss abgewogen werden gegen an- 
dere wichtige kommunalpolitische Ziele im Bereich der 
Daseinsvorsorge. Dazu gehört auch die Frage, ob die im 
Wohnungsuntemehmen gebundenen Finanzmittel ange- 
sichts weitgehend entspannter Wohnungsmärkte sinnvol- 
ler für andere kommunalpolitische Ziele investiv eingesetzt 
werden können. Es empfiehlt sich, die politischen Prioritä- 
ten der kommunalen Wohnungs- und Stadtentwicklungs- 
politik mit allen Beteiligten öffentlich zu diskutieren und 
möglichst einvemehmlich festzulegen. Die Frage ist daher 
nicht allein ob, sondern in welchem Umfang Kommunen 
zweckmäßigerweise Bestände halten sollten. Eine Alter- 
native zur Unterbringung von sozialschwachen Haushal- 
ten ist der Ankauf von Belegungsrechten bei privaten An- 
bietern. Beim Anteil des kommunalen Wohnungsbestands 
von Stadt zu Stadt gibt es sehr große Unterschiede - eine 
pauschale Empfehlung eines optimalen Wohnungsbe- 
stands ist daher nicht sinnvoll. 

Eine Alternative zum Verkauf kommunaler Wohnungsbe- 
stände kann die Übernahme durch Genossenschaften 
(Beispiele: Flensburg, Pinneberg) oder der Verkauf an die 
Mieterhaushalte sein, ln der kontrovers geführten Diskus- 
sion um die Auswirkungen des Verkaufs kommunaler 
Wohnungsuntemehmen werden die positiven Wohlfahrts- 
effekte (externe Effekte) von kommunalen Wohnungsun- 
temehmen unter dem Begriff „Stadtrendite“ hervorgeho- 
ben. Damit sind Leistungen von Wohnungsuntemehmen 
für die Wohnungsversorgung verschiedener Zielgmppen, 
die Stadtentwicklung oder die lokale Wirtschaft gemeint, 
die in einer rein betriebswirtschaftlichen Sichtweise sel- 
ten berücksichtigt werden. Diese Beiträge sind nur 
schwer zu quantifizieren. Die Diskussion trägt dazu bei, 
die Frage nach der Bedeutung kommunaler Wohnungsun- 
temehmen neu zu stellen. 

Die Bundesregiemng begleitet den Prozess weiterhin im 
Rahmen von Forschungsprojekten, wie dem Projekt 
„Strategien der Kommunen für ihre kommunalen Woh- 
nungsbesfände“. Ziel isf es, Informationen über kommu- 
nale Strategien zu bündeln und die Wirkungen kommuna- 
ler Entscheidungen auf die lokalen Wohnungsmärkte und 
die Stadtentwicklung zu analysieren. Dazu zählt auch die 
Weiterentwicklung der Instmmente, mit deren Hilfe die 
Kommunen vor Ort ihre Entscheidungsgmndlage verbes- 
sern können. 
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3.8 Flächeninanspruchnahme und 
Baulandmärkte 

Ziel der Bundesregierung ist, die tägliehe Neuinanspruch- 
nahme von Flächen für Siedlung und Verkehr bis zum 
Jahr 2020 auf 30 ha pro Tag zu verringern. Ende 2007 
umfassten die für Siedlungs- und Verkehrszwecke ge- 
nutzten Flächen 13 Prozent des Bundesgebiets. Derzeit 
beträgt die tägliche Inanspruchnahme neuer Flächen für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke 1 1 3 ha pro Tag (Durch- 
schnitt der Jahre 2004 bis 2007). 

Bei differenzierter Betrachtung der Siedlungs- und Ver- 
kehrsfläche ergibt sich eine deutlich rückläufige zusäfzliche 
Inanspmchnahme für die Gebäudeflächen einschließlich 
zugehöriger Freiflächen seif dem Vierjahresdurchschnitt 
1993 bis 1996, und zwar von 82 auf 42 ha pro Tag. Die 
zusätzliche Inanspruchnahme für Verkehrsflächen bleibt 
mit rund 24 ha pro Tag nahezu konstant. Die zusätzliche 
Inanspruchnahme für Restflächen, d. h. unversiegelte Flä- 
chen und Flächen mit wichtigen ökologischen Funktio- 
nen, hat hingegen deutlich zugenommen. Insoweit besteht 
das Bedürfnis, die Indikatoren der Flächeninanspruch- 
nahme auf den Prüfstand zu stellen. Für den mit der Ge- 
bäude- und Freifläche abgebildeten engeren Siedlungsbe- 
reich kann mit den Maßnahmen Städtebauförderung, 


Konzentrafion auf Innenenfwicklung und Wiedemufzung 
eine wehere Reduzierung der Neuinanspruchnahme er- 
reichf werden. 

Auf Basis der lefzfen BBR-Baulandumfrage 2006 lässf 
sich seit etwa zehn Jahren ein rückläufiger Bedarf an zu- 
sätzlichem Wohnbauland feststellen. Während in den Jah- 
ren 1997/1998 noch rund 70 Prozent der befragten Gemein- 
den Baulandbedarf hatten, waren es 2006 nur noch knapp 
21 Prozent. Sie befanden sich vor allem in prosperieren- 
den Regionen, ln vielen Gemeinden ist nicht mit einer 
wesentlichen Baulandverknappung zu rechnen. Insbeson- 
dere in den südlichen Ländern bestehen Baulandreserven. 

Nach Einschätzung der Gemeinden wird die mittelfristige 
Entwicklung der Wohnbaulandmärkte im Wesentlichen 
von einem Abbau der Baulandüberhänge geprägt sein. 
Für das Jahr 2010 erwarten nur rund 23 Prozent der Ge- 
meinden einen Baulandbedarf Dennoch wollen 83 Pro- 
zent der Kommunen bis 2010 neues Wohnbauland bereit- 
stellen. 

2005 wurden in den vom BBSR erfassten Regionen im 
Durchschnitt 125 Euro pro m^ für baureifes Wohnbauland 
gezahlt. Gegenüber dem Vorjahr haben sich die Preise um 
knapp sechs Prozent erhöht. Dieser Anstieg resultiert al- 
lerdings vor allem aus einer stärkeren Verlagerung der 


Abbildung 18 


Entwicklung der Flächeninanspruchnahme 



Quelle: Statistisches Bundesamt (GENESIS-Online), BBSR. 
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Baulandtransaktionen von den ländliehen Räumen auf die 
teureren Stadtregionen. Insbesondere um Münehen, Stutt- 
gart, im Rhein-Main-Gebiet und in Hamburg wurden mit 
300 Euro pro m^ überdurehsehnittlieh hohe Preise für 
Wohnbauland gezahlt. 

Die Baulandpolitik muss sieh in sehrumpfenden Regio- 
nen mit den Themen Leerstand, Fläehenbraehen und 
steigenden Pro-Kopf-Kosten einer nieht ausgelasteten In- 
frastruktur auseinandersetzen. Laut der BBR-Bauland- 
umfrage 2006 ist der Anteil der Gemeinden mit Bauland- 
bedarf bei waehsenden Gemeinden etwa viermal so hoeh 
wie bei sehrumpfenden Gemeinden. Hier hat bereits etwa 
die Hälfte der Gemeinden Baulandüberhänge. Dermoeh 
wollen fast alle Gemeinden weiterhin neues Wohnbau- 
land bereitstellen. Auch in schrumpfenden Regionen wird 
ein Baulandbedarf aufgrund der Eigenheimnachfrage ge- 
sehen. Die Kommunen können durch die Ausweisung 
von Bauland Einwohner halten. Jedoch sind Rückwirkun- 
gen auf die Nachfrage in den anderen Wohnungsteilmärk- 
ten (z. B. Geschosswohnungen, verdichtetes Bauen) 
kaum vermeidbar. Teilweise wenden Kommunen ver- 
stärkt Instrumente des Bestandsflächenmanagements an, 
da hier aufgrund der steigenden Infrastrukturkosten je 
Einwohner häufig Handlungsdruck besteht. 

ln dynamischen Regionen wachsen Bevölkerung und Be- 
schäftigung. Dies ist mit einer steigenden Wohnungs- 
nachfrage verbunden. Demgegenüber ist die Bautätigkeit 
in den letzten Jahren auch in dynamischen Regionen 
rückläufig gewesen. Sie ist jedoch absolut noch deutlich 
höher als in schrumpfenden Räumen. Lokal gesehen kann 
es zu Knappheiten kommen, wenn die Bautätigkeit unter 
ein demografisch notwendiges Niveau sinkt. 

ln wachsenden Städten ist deswegen weiterhin von einem 
erhöhten Flächenbedarf auszugehen. Langfristig kann es 
in einzelnen Städten zu Flächenknappheiten kommen. 
Bei weiterhin bestehendem Nachfragedruck insbesondere 
in attraktiven Stadtteilen wachsender Städte können ein- 
zelne Nachfragergruppen aufgrund von Marktverknap- 
pungen verdrängt werden. Hier ist es Aufgabe der 
Kommunen, neben einer aktiven Baulandpolitik und der 
Nachverdichtung bestehender Wohngebiete die mittel- 
bis langfristige Siedlungsentwicklung konzeptionell zu 
steuern. 

Auf Nachfragezuwächse kann in dynamischen Regionen 
nicht immer mit einer Angebotsausweitung in den Kem- 
städten reagiert werden. Es ist zu erwarten, dass ein Teil 
dieser Nachfrage sich im Umland der Städte konzentriert. 
Für dynamische Regionen ist deswegen die verstärkte Zu- 
sammenarbeit größerer Städte mit dem Umland zur Be- 
wältigung des erhöhten Nachfragedrucks wichtig. 

4 Politik für die Wohnungs- und 

Immobilienmärkte 

4.1 Leitgedanken und Rahmenbedingungen 

4.1.1 Neuorientierung der Politik im 
Wohnungswesen und Städtebau 

Zentrales Ziel der Politik der Bundesregierung im Be- 
reich Wohnungswesen und Städtebau ist neben einer ge- 


ordneten städtebaulichen Entwicklung die Versorgung der 
Bevölkerung mit bedarfsgerechtem und bezahlbarem 
Wohnraum. Dies erfordert zum einen geeignete ord- 
nungspolitische Rahmenbedingungen, damit ein ausrei- 
chendes und nachfragegerechtes Angebot für alle regio- 
nalen Teilmärkte und alle Marktsegmente bereitgestellt 
wird. Eine der wesentlichen Bedingungen für einen funk- 
tionsfähigen Wohnungsmarkt ist dabei u. a. ein ausgewo- 
genes Miefrecht. Die mietrechtlichen Regelungen in ihrer 
durch die Reform von 2001 modernisierten Fassung ha- 
ben sich bewährt. Sie sichern die Wirtschaftlichkeit der 
Wohnungsvermietung und gewährleisten den Schutz der 
Mieterinnen und Mieter insbesondere vor willkürlichen 
Kündigungen und unangemessenen Mieterhöhungen. 

ln der Folge einer erfolgreichen quantitätsorientierten 
Wohnungspolitik vergangener Jahre sind weite Teile des 
Wohnungsmarktes anhaltend entspannt. Die Wohnungs- 
versorgung in Deutschland ist gut. Daher konnten die Fi- 
nanzhilfen des Bundes und die auf den Bund entfallenden 
Steuervergünstigungen im Bereich Wohnungswesen und 
Städtebau, die auf eine allgemeine Ausweitung des Woh- 
nungsangebots zielen, insgesamt erheblich reduziert wer- 
den. Von rund 6,3 Mrd. Euro im Jahr 2000 sank das Volu- 
men auf 3,8 Mrd. Euro im Jahr 2008. Das entspricht 
einem Rückgang von rund 40 Prozent. Die Eigenheimzu- 
lage als quantitativ bedeutendstes Förderinstrument 
wurde für Neufälle 2006 abgeschafft, ebenso die degres- 
sive Abschreibung für neu gebaute Mietwohnungen. Eine 
Förderung von Neubaumaßnahmen durch den Bund fin- 
det nur noch in begrenztem Umfang statt, wie beispiels- 
weise beim Bau von Energiespar- und Passivhäusem. 

Die Förderung des Bundes hat sich daher zunehmend auf 
qualitative Aspekte der Wohnraumversorgung verlagert. 
Die Modernisierung und bedarfsgerechte Anpassung des 
Wohnungsbestands, die zunehmende Ausrichtung der 
Städtebauförderung auf die Sfärkung der Innensfädfe und 
die Beseitigung von strukturellen Defiziten im Rahmen 
des Stadtumbaus rücken immer stärker in den Mittelpunkt 
der Politik. Durch gezielte Fördermaßnahmen sollen An- 
reize für Investitionen gesefzf werden, die ansonsfen nur 
in unzureichendem Umfang oder mit erheblicher zeitli- 
cher Verzögerung erfolgen. Hierzu zählen insbesondere 
die energetische Anpassung des Wohnungsbestands und 
der altersgerechte Umbau der Wohnungen und Stadtquar- 
tiere. 

Auch die soziale Sicherung des Wohnens hat weiter einen 
hohen Stellenwert. Hier geht es um die Gewährleistung 
der Wohnraumversorgung für Haushalte, die sich nicht 
aus eigener Kraft mit ausreichendem Wohnraum versor- 
gen können. Dazu gehören Maßnahmen der SubjektfÖr- 
derung wie das Wohngeld und die Kosten der Unterkunft 
und Heizung (KdU), und Maßnahmen der Objektförde- 
rung wie die soziale WohnraumfÖrderung durch die Län- 
der. Zur Sfärkung vorrangiger Sicherungsinsfrumenfe 
wurde das Wohngeld zum 1 . Januar 2009 reformiert und 
deutlich angehoben. Neben diesem klassischen Instru- 
ment hat in den letzten Jahren die Unterstützung von 
Wohnkosten (Kosten der Unterkunft und Heizung) im 
Rahmen von Transferleistungen wie dem Arbeitslosen- 
geld 11 und der Grundsicherung für älfere und behinderte 
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Menschen stark an Bedeutung gewonnen. Schließlich 
bleibt die Unterstützung der Wohneigentumsbildung im 
Hinblick auf ihre Bedeutung für die Altersvorsorge ein 
vorrangiges Anliegen. 

ln zunehmendem Maße entwickeln sich Wohnungs- 
märkte differenziert und erfordern daher auf die lokalen 
und regionalen Verhältnisse zugeschnittene Versorgungs- 
konzepte. So ist es in wirtschaftsdynamischen Regionen 
mit einem vergleichsweise knappen Wohnraumangebot 
weiterhin erforderlich, die Schaffung von preisgünstigem 
Wohnraum zu unterstützen, während in anderen Regionen 
ein Überangebot besteht. Daher wurde 2006 im Zuge der 
Föderalismusreform 1 die Zuständigkeit für die soziale 
Wohnraumförderung auf die Länder verlagert, flankiert 
von zweckgebundenen Ausgleichszahlungen in Höhe von 

518.2 Mio. Euro pro Jahr bis 2013. 

4.1.2 Rolle der Europäischen Union in der 
Wohnungs- und Städtebaupolitik 

Im Bereich der Wohnungspolitik besteht keine originäre 
Regelungskompetenz der Europäischen Union (EU). Für 
das Wohnungswesen liegen die Zuständigkeiten grund- 
sätzlich beim Mitgliedstaat und seinen Gebietskörper- 
schaften. Gleichwohl haben Aktivitäten der EU aufgrund 
bestehender Querschnittskompetenzen vermehrt Auswir- 
kungen auf die Wohnungspolitik. 

Die Europäischen Staats- und Regierungschefs haben im 
März 2007 ehrgeizige Ziele für Klimaschufz und Energie- 
einsparung gesefzt, zu deren Erreichen auch der Gebäu- 
debereich in erheblichen Umfang beifragen muss. Im No- 
vember 2008 hat die Kommission einen Entwurf für eine 
Verschärfung der 2002 verabschiedeten Richtlinie über 
die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden vorgelegt. Mit 
der Richtlinie, die derzeit in Brüssel verhandelt wird, sol- 
len die Anforderungen an die Energieeffizienz von Ge- 
bäuden erhöht, der Energieverbrauch und die C02-Emis- 
sionen gesenkt sowie die Qualität der bereits eingeführten 
Energieausweise durch verschiedene Maßnahmen noch 
weiter verbessert werden. Im Dezember 2008 wurden die 
Verhandlungen zur Richtlinie über die Nutzung emeuer- 
barer Energien abgeschlossen, die auch Regelungen zum 
Einsatz emeuerbarer Energien im Gebäudebereich vor- 
sieht. 

Ende 2008 wurde als Teil des Europäischen Konjunktur- 
programms die Öffnung der Strukturfonds für Wohn- 
invesfifionen in allen EU-Mitgliedsfaaten auf den Weg 
gebracht. Investitionen in den Gebäudebestand, die der 
Verbesserung der Energieeffizienz oder der Nutzung er- 
neuerbarer Energien dienen, können danach grundsätzlich 
zukünftig in der gesamten EU und nicht mehr nur von 
den neuen Mitgliedsstaaten unter bestimmten Bedingun- 
gen mit EU-Mitteln gefördert werden. 

Im Bereich der wettbewerbsrechtlichen Beihilfekontrolle 
war die soziale Wohnraumförderung auf dem Prüfsfand 
der Europäischen Kommission. Diese hatte 2005 Aus- 
gleichsleistungen an Unternehmen im Rahmen der sozia- 
len Wohnraumförderung von der Notifizierungspflicht 
grundsätzlich freigestellt, dies jedoch an die Erfüllung 
mehrerer Kriferien geknüpft und eine Berichfspflicht ein- 


geführt. Diesen Bericht haben die Mitgliedstaaten erst- 
mals Ende 2008 der Kommission vorgelegt. 

Daneben beinhalten auch stadtentwicklungspolitische 
Dokumente wie die auf dem informellen Ministertreffen 
in Leipzig 2007 verabschiedete Leipzig Charta zur nach- 
haltigen europäischen Stadt wohnungspolitische Aspekte. 
So sieht die Leipzig Charta z. B. die Steigerung der Ener- 
gieeffizienz, insbesondere im Gebäudebereich, als beson- 
ders wichtige Handlungsstrategie an. Zudem kann eine 
gut konzipierte soziale Wohnraumpolitik ein wirkungs- 
volles Instrument sein, um den sozialen Zusammenhalt 
und die Integration in den Städten und Stadtregionen zu 
erreichen. 

Die EU ist somit aus der Wohnungspolitik nicht mehr 
wegzudenken. Deutschland darf sich daher Diskussionen 
auf EU-Ebene nicht verschließen, um für Deufschland 
sinnvolle inhaltliche Lösungen zu erreichen. 

4.2 Wohneigentum und Altersvorsorge 

4.2.1 Die Neuregelungen des Eigenheim- 

rentengesetzes 

Das selbstgenutzte Wohneigentum hat einen hohen Stel- 
lenwert bei der individuellen Vermögensbildung und der 
Alters Vorsorge. Das Immobilienvermögen der privaten 
Haushalte umfasst etwa die Hälfte ihres gesamten Vermö- 
gens; im Rentenalter liegt dieser Anteil bei 70 bis 
80 Prozent. Etwa jeder zweite Seniorenhaushalt lebt im 
Wohneigentum. Die Veränderung der Altersstruktur in 
Deutschland verstärkt die Notwendigkeit der privaten Al- 
tersvorsorge. Die Erhöhung der Wohneigentumsquote, 
d. h. des Anteils der Haushalte, die im selbstgenutzten 
Wohneigentum leben, bleibt daher ein wichtiges Anliegen 
der Wohnungspolitik. 

Wegen der günstigen Entwicklung der Rahmenbedingun- 
gen für die Wohneigentumsbildung auf der Kosten- wie 
der Finanzierungsseite und weitgehend entspannter Woh- 
nungsmärkte bedarf es jedoch keines allgemeinen Förder- 
instrumentes mehr. Die Eigenheimzulage stellte eine 
massive staatliche Subventionierung dar, deren Förder- 
wirkung wegen ihrer regional undifferenzierten Ausge- 
staltung zunehmend auf Kritik stieß. Daher wurde sie 
zum 1 . Januar 2006 abgeschafft. 

Aufgrund der hohen Bedeutung der selbstgenutzten 
Wohnimmobilie für die privafe Altersvorsorge hat die 
Regierungskoalition das selbstgenutzte Wohneigentum 
besser in die geförderte kapitalgedeckte private Alters- 
vorsorge (Riester-Rente) integriert. Die Umsetzung er- 
folgte mit dem „Eigenheimrentengesetz“, das in weiten 
Teilen rückwirkend zum 1. Januar 2008 in Kraft getreten 
ist. 

Die Neuregelungen sehen vor, dass in einem „Riester- 
Vertrag“ angespartes Kapital für den Erwerb eines selbsf- 
genufzfen Eigenheimes, einer selbsfgenufzfen Eigenfums- 
wohnung, von Genossenschaflsanfeilen oder eines eigen- 
tumsähnlichen bzw. lebenslangen Dauerwohnrechts 
verwendet werden kann. Zusätzlich wird die Möglichkeit 
geschaffen, das angesparte Kapital zu Beginn der Aus- 
zahlungsphase zur Entschuldung einer selbstgenutzten 
Wohnimmobilie zu entnehmen. Tilgungsbeiträge für Im- 
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mobilienkredite werden in gleieher Weise als Altersvor- 
sorgebeiträge berüeksiehtigt und gefördert. Die för die 
Tilgungsbeiträge gewährten Zulagen werden insoweit 
vollständig för die Tilgung eingesetzt. Voraussetzungen 
für die Begünstigung sind die Selbstnutzung und die Be- 
legenheit der Wohnimmobilie als Hauptwohnung oder 
Mittelpunkt der Lebensinteressen im Inland. 

Die sieh aus dem in der Erwerbsphase aufgebauten steu- 
erlieh geförderten Kapital ergebenden Altersleistungen 
sind in der Rentenphase naehgelagert zu versteuern. Dies 
gilt aueh im Fall der Verwendung des „Riester-Kapitals“ 
für den Erwerb von Wohneigentum. Hier wird der zu ver- 
sfeuemde Befrag mit Hilfe eines sog. Wohnförderkontos 
ermittelt. Dieses erfasst das in der Wohnimmobilie ge- 
bundene steuerlieh geförderte Kapital. Mit Beginn der 
Auszahlungsphase wird der in das Wohnförderkonto ein- 
gestellte Betrag sehrittweise aufgelöst und naehgelagert 
besteuert. Alternativ dazu werden bei der einmaligen Be- 
steuerung 70 Prozent des eingestellten Betrages besteuert. 

Der Kreis der Anbieter von Altersvorsorgeverträgen 
wurde um Bausparkassen und Genossensehaften, die kein 
Einlagengesehäft betreiben dürfen, erweitert. Aus diesem 
Grund vergrößert sieh das Angebot an begünstigten Anla- 
geprodukten, die seit November 2008 angeboten werden 
können („Wohn-Riester“-Produkte.). Die Bundesregie- 
rung wird die Entwieklungen analysieren und die Akzep- 
tanz der neuen Produkte am Markt beobaehten. 

Mit der Ausweitung der Riester-Förderung wird die pri- 
vate Altersvorsorge gestärkt. Zugleieh sind positive Im- 
pulse auf die Wohneigentumsbildung und die Bautätig- 
keit zu erwarten. Der Entlastungseffekt aufgrund der 
gewährten Riester-Förderung und der Verseht ebung der 
Steuerzahlung in das Rentenalter unterstützt die Haus- 
halte langfristig bei der Wohneigentumsfinanzierung. 
Aueh andere Wohnformen wie das genossensehaftliehe 
Wohnen werden gestärkt. 

4.2.2 Die Einbeziehung von Genossenschaften 

Einen hohen Stellenwert hat die Einbeziehung des genos- 
sensehaftliehen Wohnens in die steuerlieh geförderte Al- 
tersvorsorge, von der insbesondere Haushalte mit gerin- 
geren und mittleren Einkommen profitieren. Sie erfolgt 
über zwei Wege. Zum einen kann das in einem Riester- 
Vertrag angesparte Altersvorsorgekapital aueh für den Er- 
werb von Pfiiehfanfeilen an einer Wohnungsgenossen- 
sehafl oder für den Erwerb eines Dauerwohnreehtes zur 
Selbstnutzung einer Genossensehaftswohnung verwen- 
det werden. Zum anderen kann die Tilgungsförderung 
darüber hinaus für den Erwerb zusätzlieher Gesehäffs- 
anfeile an einer Wohnungsgenossensehaft eingesefzt wer- 
den, wenn Wohnungsgenossensehaflen selbsf zertifizierte 
Altersvorsorgeprodukte anbieten. 

Die zusätzlieh erworbenen Gesehäftsanteile müssen bei 
Genossensehaften, die kein Einlagengesehäft betreiben 
dürfen, zur Absenkung der Wohnkosten im Rentenalter 
eingesetzt werden, entweder dureh lebenslange Vermin- 
derung der monatliehen Nutzungsentgelte oder dureh ein 
zeitlieh befristetes verbilligtes Wohnreeht mit ansehlie- 
ßender Verrentung des Restkapitals. 


4.2.3 Weitere Förderinstrumente und 
Maßnahmen 

Neben der verbesserten Integration des selbstgenutzten 
Wohneigentums in die Riester-Rente wird die Wohn- 
eigentumsbildung naeh wie vor dureh andere Instrumente 
unterstützt. Hervorzuheben ist insbesondere die Wohn- 
eigentumsförderung im Rahmen der sozialen Wohnraum- 
förderung der Länder, die die Länder aus den Ausgleiehs- 
zahlungen des Bundes (Föderalismusreform 1) (mit-) 
finanzieren, ln diesem Rahmen werden in einigen Ge- 
meinden zusätzlieh aueh kommunale Fördermittel einge- 
setzt. 

Ein bewährtes Instrument des Bundes zur Unterstützung 
der Wohneigentumsbildung stellen weiterhin die allge- 
meine Sparförderung und die Förderung der Vermögens- 
bildung dureh die Wohnungsbauprämie und die Arbeit- 
nehmersparzulage dar. Mit etwa 500 Mio. Euro jährlieh 
fördert die Bundesregierung dabei das Bausparen dureh 
das Wohnungsbauprämiengesetz. Dieses wurde mit dem 
Eigenheimrentengesetz neu ausgeriehtet und die Verwen- 
dung der Wohnungsbauprämie auf wohnungswirtsehaftli- 
ehe Zweeke fokussiert. 

Aueh die Eigenmittelprogramme der KfW-Förderbank 
haben in jüngster Zeit an Bedeutung gewonnen. Die 
KfW-Förderbank bietet im Rahmen ihres Wohneigentums- 
programms zinsgünstige Darlehen aus Eigenmitteln zur 
langfristigen Finanzierung von selbstgenutztem Wohnei- 
gentum an. 

Die Bundesinitiative „Kostengünstig qualitätsbewusst 
Bauen“, die das BMVBS mit 26 Kooperationspartnern 
aus Bau-, Wohnungs- und Finanzwirtsehaft sowie mit 
Verbraueherverbänden etabliert hat, riehtet sieh vorrangig 
an private Bauherren und Erwerber von Wohneigentum. 
Sie unterstützt diese dureh vielfältige Informationen und 
Orientierungshilfen bei der Umsetzung eines kostengüns- 
tigen und qualitätsvollen Wohnungsbaus. Das Informa- 
tionsangebot der Bundesinitiative ist kostenfrei abrufbar 
unter www.kompetenzzentrum-iemb . de . 

Verkäufe von privaten Immobilienkrediten dureh Banken 
haben seit einigen Jahren bei Verbrauehem Verunsiehe- 
rung ausgelöst. Die Bundesregierung hat daher 2008 mit 
dem Risikobegrenzungsgesetz den Sehutz der Kreditneh- 
menden bei der Abtretung und dem Verkauf von Kredi- 
ten, insbesondere von Immobiliendarlehen, verbessert. 

4.3 Genossenschaftliches Wohnen 

Traditionell leisten die rund 2000 Wohnungsgenossen- 
sehaften in Deutsehland insbesondere in Städten und 
Ballungsgebieten einen wiehtigen Beitrag zur Wohn- 
raumversorgung. Sie bewirtsehaften derzeit insgesamt 
2,2 Millionen Wohnungen, in denen etwa 5 Millionen 
Mensehen leben. Die ea. 2,9 Millionen Mitglieder von 
Wohnungsgenossensehaflen genießen mit Zahlung der in 
der Satzung bestimmten Gesehäftsanteile (Pfiiehtanteile) 
ein lebenslanges Nutzungsreeht an einer Genossen- 
sehaftswohnung. Die Nutzungsentgelte (Miete) sind in 
der Regel günstiger als die ortsübliehe Vergleiehsmiete. 
Die Mitglieder sind nieht nur Mieter, sondern zugleieh 
Anteilseigner des genossensehaftliehen Wohnungsunter- 
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nehmens mit erheblichen Mitbestimmungsrechten. Diese 
Wohnform verbindet die Flexibilität der Mietwohnung 
mit der Sicherheit des Wohneigentums und trägt zur sozi- 
alen Stabilität in den Stadtquartieren bei. 

Die im Auftrag des BMVBS von 2002 bis 2004 tätige Ex- 
pertenkommission Wohnungsgenossenschaften hat den 
Wohnungsgenossenschaften insbesondere hinsichtlich 
des demografischen und sozialen Strukturwandels erheb- 
liche Leistungspotenziale bei der Bereitstellung von 
Wohnraum, spezieller Dienstleistungen und bei der Al- 
tersvorsorge bescheinigt. Zu deren Umsetzung hat die 
Kommission Empfehlungen an die Wohnungsgenossen- 
schaften und ihre Verbände sowie an die Politik formu- 
liert. Sie wurden u. a. in der Novelle des Genossen- 
schaftsrechts, die im August 2006 in Kraft getreten ist, 
aufgegriffen. 

Zudem wurden die Empfehlungen in der Koalitionsver- 
einbarung mit dem Auftrag verbunden, das genossen- 
schaftliche Wohnen weiter zu entwickeln. Entsprechende 
vom Bund angestoßene Maßnahmen werden von der 
Politik auch auf der Ebene der Länder und Gemeinden 
und Wohnungsgenossenschaften konsequent umgesetzt, 
u. a. im abgeschlossenen Forschungsvorhaben des Expe- 
rimentellen Wohnungs- und Städtebaus (ExWoSt) „Mo- 
delle genossenschaftlichen Wohnens“ sowie aktuell im 
Forschungsfeld „Aktivierung genossenschaftlicher Poten- 
ziale“. Im Fokus stehen dabei Handlungsfelder wie die 
Integration wohnungsgenossenschaftlicher Praxis in die 
nachhaltige Stadtentwicklungspolitik, Erwerbe kommu- 
naler Wohnungsbestände, Integration wichtiger Zielgrup- 
pen (Familien, ältere Menschen und Menschen mit 
Migrationshintergrund), Verbesserung der Finanzierungs- 
möglichkeiten für Wohnungsgenossenschaften und Mit- 
glieder, die Verbesserung der Altersvorsorge und des 
Wohnens im Alter bei Wohnungsgenossenschaften. 

4.4 Altersgerechtes Wohnen 

Im Zuge der demografischen Entwicklung nimmt der 
Anteil älterer Menschen in Deutschland wie auch in an- 
deren europäischen Ländern stetig zu. Bevölkerungspro- 
gnosen zufolge wird sich die Zahl der Menschen über 
65 Jahren von heute 16,7 Millionen innerhalb von 30 Jah- 
ren auf 23,7 Millionen Menschen erhöhen. Die Zahl der 
über 80-Jährigen wird sich mit dann 7,5 Millionen na- 
hezu verdoppeln. 

Dies stellt die Wohnungsmärkte vor neue Aufgaben bei 
der Wohnungsversorgung älterer Menschen, die immer 
seltener in großen, generationenübergreifenden Haushal- 
ten wohnen. Ein wesentliches Ziel ist, dass alte Menschen 
so lange wie möglich in ihrer vertrauten Umgebung woh- 
nen können. Das entspricht ihrem Wunsch und führt auch 
zur Entlastung der Pflege- und Sozialkassen. 

Die Schaffung von einem entsprechenden Wohnungs- 
angebot ist daher eine vorrangige Zukunftsaufgabe für die 
Wohnungswirtschaft. Die Bundesregierung unterstützt sie 
hierbei im Rahmen der Förderung der Modernisierung 
des Gebäudebestandes. Es gilt Vorsorge für altersbedingte 
Mobilitätseinschränkungen zu treffen und so die Woh- 


nungen für die älter werdenden Bewohner nachhaltig 
nutzbar zumachen. 

Die Erreichung dieses Ziels erfordert zudem staatliche 
Rahmenbedingungen, die dazu beitragen, die erforderli- 
chen privaten Investitionen in den Ausbau eines bedarfs- 
gerechten Angebots an altersgerechtem Wohnraum zu 
lenken. Wohnungspolitische Maßnahmen müssen dabei 
mit städtebaulichen Ansätzen für ein altersgerechtes 
Wohnumfeld, eine bedarfsgerechte Infrastruktur und ein 
ausreichendes Dienstleistungsangebot verbunden werden. 
Von einer Barrierereduzierung im Wohnumfeld profitie- 
ren auch junge Familien. 

Die Maßnahmen müssen alle wichtigen Investorengrup- 
pen ansprechen: die privaten Vermieter, Wohnungsunter- 
nehmen, einschließlich Genossenschaften und selbstnut- 
zende Eigentümer. Für Vermieter bestehen aufgrund der 
steigenden Nachfrage nach altersgerechten Wohnungen 
und der vielfach entspannten Wohnungsmärkte Anreize, 
die Vermietbarkeit ihrer Wohnungen durch entsprechende 
Investitionen zu verbessern. 

Damit ältere Menschen auch nach der Erwerbsphase und 
mit im Durchschnitt niedrigeren Einkommen möglichst 
lange in ihrer vertrauten Wohnung und Umgebung blei- 
ben können, fördert die Bundesregierung im Rahmen des 
Konjunkturpaketes 1 seit 2009 Maßnahmen der altersge- 
rechten Wohnungsanpassung. Dies erfolgt im Rahmen 
des bestehenden KfW-Programms „Wohnraum Moderni- 
sieren“ durch ein neues Förderfenster „Altersgerecht Um- 
bauen“, das Wohnungseigentümer, private Vermieter und 
Mieter ebenso in Anspruch nehmen können wie Woh- 
nungsuntemehmen. Im Haushalt 2009 stehen Bundesmit- 
tel in Höhe von 80 Mio. Euro für Zinsverbilligungen von 
Darlehen bereit. Damit werden die Zinsen über zehn 
Jahre um jährlich durchschnittlich bis zu zwei Prozent ge- 
senkt. Die geförderten Maßnahmen sollen bestimmten 
technischen Mindestanforderungen einer Barrierereduzie- 
rung genügen. Gefördert werden z. B. Überbrückungen 
von Stufen und Treppen (Rampen, Aufzüge), Grundriss- 
änderungen zur Schaffung von Bewegungsflächen, Tür- 
verbreiterungen, Anpassung von Sanitäreinrichtungen, 
Bedienelemente, Wohnumfeldmaßnahmen und die Ein- 
richtung von Gemeinschaftsräumen. Förderzusagen 
durch die KfW erfolgen ab April 2009. Eine Fortsetzung 
des Programms über 2009 hinaus ist geplant. 

Mit einem Forschungsauftrag wird bis Mitte 2009 ge- 
prüft, welcher zusätzliche Handlungsbedarf für die An- 
passung des Wohnungsbesfands besfehf. Das BMVBS be- 
teiligt sich zudem an der Expertenkommission „Wohnen 
im Alter“ des Deutschen Verbandes für Raumordnung, 
Bauwesen und Sfädtebau e.V, die politische Handlungs- 
empfehlungen zur Weiterentwicklung der investiven und 
förderpolitischen Rahmenbedingungen für das senioren- 
gerechfe Wohnen erarbeifef. 

Modemisierungsmaßnahmen werden seif dem 1. Januar 
2006 auch über die Sfeuerermäßigung für die Inanspruch- 
nahme von Handwerkerleisfungen in privaten Haushalten 
unterstützt - soweit keine Förderung über KfW-Pro- 
gramme in Anspruch genommen wurde. Im Rahmen des 
ersten Konjunkturpakets wurde der abzugsfähige Höchsf- 
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betrag für Handwerkerleistungen in privaten Haushalten 
zum 1. Januar 2009 auf 1 200 Euro verdoppelt. 

Aueh die Länder unterstützen Haushalte mit geringem 
Einkommen bei Investitionen in das seniorengereehte 
Wohnen im Rahmen der sozialen Wohnraumforderung, 
die mit Bundesmitteln (mit-)finanziert werden. 

Darüber hinaus werden eine Reihe von Forsehungsaktivi- 
täten und Modellprojekte zum altengereehten Wohnen 
durehge führt: 

- Im Rahmen des ExWost des BMVBS wurde das For- 
sehungsfeld „Innovationen für Familien- und alfenge- 
reehfe Sfadtquartiere“ eingeriehtef und mit 20 Mio. 
Euro ausgestattet. Anhand von Modellvorhaben wird 
erprobt, wie dureh bauliehe Maßnahmen innerstädti- 
sehe Quartiere als Wohnort und Lebensraum für alle 
Generationen lebenswert gestaltet und den gewandel- 
ten Anforderungen angepasst werden können. 

- Die Bundesinitiative „Kostengünstig und qualitätsbe- 
wusst Bauen“ des BMVBS unterstützt mit Projekten 
aueh Aspekte des altengereehten Planens, Bauens und 
Wohnens. Im Rahmen des Ideenwettbewerbs „Zukunft 
Planen - kostengünstiges, klimagereehtes Bauen und 
Wohnen im Bestand“ wurden im Frühjahr 2009 vor- 
bildliehe Planungskonzepte zum generationsübergrei- 
fenden und altersgereehten Bauen im Bestand prä- 
miert. 

- Mit dem Projekt „Smart Home für Älfere - eine Ant- 
wort auf die Anforderungen des demografisehen Wan- 
dels“ werden innovative Wohnkonzepte auf der Basis 
intelligenter Gebäudeteehnik insbesondere mit Bliek 
auf die Verbesserung der Wohnzufriedenheit älterer 
Mensehen und ein selbstbestimmtes Leben im Alter 
untersueht. 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (BMFSFJ) unfersfüfzf im Rahmen seiner Ak- 
tivifäten für die ältere Generation beispielgebende Pro- 
jekte, die das Zusammenleben der Generationen und die 
Teilhabe aueh pflegebedürftiger Mensehen am gesell- 
sehaftliehen Leben fordern. So zeigf z. B. die Modellreihe 
„Das infelligente Heim“ wie dureh innovativen Teehnik- 
einsatz, etwa dureh selbst steuernde Heizungs- und Kü- 
ehenteehnik, das Leben insbesondere für Mensehen mit 
Handieaps eigenständig, aber aueh sieher gestaltet wer- 
den kann. Mit den Modellreihen „Gemeindeintegration, 
Wohnen, Teilhabe“ und „Hilfen für Demenzkranke“ wird 
das Zusammenwirken von naehbarsehaftliehem Engage- 
ment, Pflegeheimen und Wohnungsuntemehmen erprobt. 
Das Programm „Neues Wohnen - Beratung und Koopera- 
tion für mehr Lebensqualitäf im Alter“ zielt darauf ab, 
ältere Mensehen aktiv am Leben der Gemeinsehaft zu be- 
teiligen und dureh Kooperationsprojekte zwisehen Alten- 
hilfe, Handwerk, Bausparkassen und Kommunen eine 
mögliehst breite Plattform zur Verbesserung eines selb- 
ständigen Lebens im Alter zu sehaffen. Das Programm 
„Baumodelle der Altenhilfe und der Behindertenhilfe“ er- 
probt mit rund 50 Projekten neue Wege einer bedarfsge- 
reehten, kleinteiligen und in den Stadtteil integrierten Ar- 
ehitektur. Hierzu zählen Heime und Wohnstätten ebenso 
wie Einriehtungen der Soziokultur und Weiterbildung. 


Darüber hinaus widmet sieh das Programm „Wohnen für 
(Mehr)Generationen - Gemeinsehaft sfärken, Quartier 
beleben“ der Bildung neuer und alternativer Wohnformen 
und stärkt das zivilgesellsehaftliehe Engagement junger 
und alter Mensehen. 

4.5 Soziale Sicherung des Wohnens 

Aueh bei weitgehend ausgegliehenen Wohnungsmärkten 
bildet die soziale Sieherung angemessenen Wohnens ei- 
nen Sehwerpunkt der Wohnungspolitik. Die Verfügbar- 
keit von Wohnraum und die Belastung mit Wohnkosten 
ist eine Sehlüsselfrage für die Lebensbedingungen insbe- 
sondere einkommenssehwäeherer Haushalte, wie aueh 
der 3. Armuts- und Reiehtumsberieht der Bundesregie- 
rung aus dem Jahr 2008 zeigte^^. Die Bereitstellung von 
Wohnungen erfolgt weitgehend über den Markt und wird 
flankiert dureh das soziale Mietreeht, das einen ausgewo- 
genen fnteressenausgleieh zwisehen Mieter und Vermie- 
ter siehert. 

Vor dem Hintergrund einer weitgehend freien Mietpreis- 
bildung geht es daher vor allem darum, die Versorgung 
mit Wohnungen für Haushalfe mif geringem oder ohne ei- 
genes Einkommen zu gewährleisten. Wiehtige Instru- 
mente sind das Wohngeld und die Übernahme der Kosten 
der Unterkunft und Heizung für Transferleistungsemp- 
fänger (KdU). Für Haushalte mit besonderen sozialen 
Problemen, die insbesondere auf angespannten Märkten 
Zugangssehwierigkeiten zu Wohnraum haben, werden im 
Rahmen der sozialen Wohnraumforderung der Länder 
Belegungs- und Miefbindungen vorgehalfen. 

4.5.1 Wohngeld und Wohngeldnovelle 2009 

Das Wohngeld isf ein zentrales Instrument der Woh- 
nungspolitik in der sozialen Marktwirtsehaft. Es unter- 
stützt Haushalte mit geringem Einkommen, damit sie auf 
dem Markt eine angemessene und familiengereehte Woh- 
nung finden können. Wohngeld wird auf Antrag als Miet- 
zusehuss für Miefer- und als Lasfenzusehuss für Eigenfü- 
merhaushalte gezahlt. Die Höhe des Wohngeldes hängt 
vom Einkommen, der Miet-/Belastungshöhe und der 
Haushaltsgröße ab. Dabei werden die Mieten nur bis zu 
bestimmten regionalen Miethöehstbeträgen in die Be- 
reehnung einbezogen. Diese Miethöehstbeträge sind in 
Abhängigkeit vom Mietniveau der Gemeinden differen- 
ziert. Jede Gemeinde wird dabei einer der seehs Mieten- 
stufen zugeordnet. 

Das Wohngeld ist ein besonders wirksames und zielge- 
naues sozialpolitisehes Instrument. Bund und Länder tei- 
len sieh jeweils zur Hälfte die Kosten. Das Wohngeld ist 
treffsieher und marktkonform, da es naeh dem individuel- 
len Bedarf der Hauhalte und den regional untersehiedli- 
ehen Miethöhen differenziert. Es lässt zum einen den 
Haushalten bezüglieh der Wohnung volle Wahlfreiheit, 
setzt aber andererseits sozialpolitiseh erwünsehte Verhal- 
tensanreize. Da beim Bezug einer preiswerteren Woh- 
nung das Wohngeld nieht um die volle Differenz zur 


Lebenslagen in Deutschland - Der 3. Armuts- und Reichtumsbericht 
der Bundesregierung, 2008. 
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Miete der bisherigen Wohnung gekürzt wird, lohnt es sich 
für die Haushalte, sich selbst um eine preiswerte Woh- 
nung zu kümmern. Da es andererseits keine Vorgaben be- 
züglich einer etwaigen Angemessenheit der Wohnung 
gibt, sind die begünstigten Haushalte nicht nur auf ein be- 
sonders mietgünstiges und deshalb enges Wohnungs- 
marktsegment beschränkt. Wohngeld unterstützt so auch 
die Erhaltung und Schaffung stabiler Bewohnerstrukturen 
in den Wohnquartieren und vermeidet wohnungspolitisch 
unerwünschte Spaltungen des Wohnungsmarktes. 

Das Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Ar- 
beitsmarkt (Hartz IV) hatte ab 2005 gravierende Auswir- 
kungen auf Zahl und Struktur der Wohngeldhaushalte. 
Seitdem erhalten Empfängerinnen und Empfänger von 
Transferleisfungen (insbesondere Grundsicherung für Ar- 
beifsuchende, Sozialhilfe) kein Wohngeld mehr, da ihre 
Kosfen der Unterkunft in angemessener Höhe vollständig 
von den Transferleistungsstellen übernommen werden. 
Bei so genannten Aufstockem, die wegen geringer eige- 
ner Einkünfte ergänzende Gmndsichemng für Arbeifsu- 
chende beziehen, werden die Kosfen der Unferkunft und 
Heizung im Umfang der Differenz zwischen dem Bedarf 
und den anzurechnenden Einnahmen übernommen. Die 
Aufstocker sfellten vor der Einfühmng der Grandsiche- 
rung für Arbeitsuchende die Mehrzahl der Wohngeld- 
haushalte. Durch die neue Kostenübernahme erhielten die 
Aufstocker eine deutlich höhere individuelle Unterstüt- 
zung der Wohnkosten einschließlich der Heizkosten als 
vorher mit Wohngeld. 

Da durch die Reform nicht nur frühere Sozialhilfehaus- 
halte einschließlich Empfänger von Grandsicherung im 


Alter und bei Erwerbsminderung, sondern auch viele Ar- 
beitslose mit Arbeitslosengeld und Menschen im Niedrig- 
einkommensbereich Grandsicherung für Arbeifsuchende 
erhalten, verringerte sich die Anzahl der Empfängerhaus- 
halte von allgemeinem Wohngeld von 2,3 Millionen 2004 
auf 781 000 2005. Der Rückgang setzt sich seitdem fort. 
2006 gab es noch 666 000 Wohngeldhaushalte und 2007 
noch 580 000. Für 2008 wird mit 560 000 Haushalten ge- 
rechnet. 

Auch die Zusammensetzung der Wohngeldhaushalte hat 
sich seit 2005 völlig verändert. Der Anteil der Erwerbstä- 
tigen ist deutlich gesunken. Im Jahr 2007 waren 37 Pro- 
zent der Wohngeldempfängerinnen und Wohngeldemp- 
fänger erwerbsfäfig, sieben Prozenf arbeitslos. 56 Prozent 
waren nicht erwerbstätig, darunter 44 Prozent Rentner- 
haushalte und 4 Prozent Studierende. Gestiegen ist der 
Anteil der Rentnerhaushalte und der großen Haushalte 
mit Kindern. 

31 Prozent der Haushalte sind Haushalte mit Kindern. 
Der Anteil der Ein-Personen-Haushalte hat auf 54 Pro- 
zent zugenommen. 

89 Prozent der Haushalte erhalten Mietzuschuss und 
11 Prozent Lastenzuschuss. Der Anteil des Lastenzu- 
schusses hat seit 2005 zugenommen. 

Die Brattokaltmiete eines Wohngeldhaushalts beträgt seit 
2005 im Durchschnitt 370 Euro. Bei einer durchschnittli- 
chen Wohnungsgröße von 65 m^ ergibt dies für 2007 eine 
Miefe von 5,79 Euro je m^. Das zu berücksichtigende 
wohngeldrechtliche Gesamteinkommen betrag 2007 mo- 
natlich 815 Euro, das Wohngeld 88 Euro. Im Ergebnis 


Tabelle 3 


Eckdaten der Wohngeldstatistik (reine Wohngeldhanshalte) 



2005 

2006 

2007 

Anzahl 

Verände- 

rnng 

gegenüber 
Vorjahr 
in % 

Anzahl 

Verände- 

rnng 

gegenüber 
Vorjahr 
in % 

Anzahl 

Verände- 

rnng 

gegenüber 

Vorjahr 

in% 

Anzahl Haushalte 

780.660 

- 65,6 

665.892 

- 14,7 

580.302 

- 12,9 

durchschnittl. tats. Miete/ 
Belastung in Euro 

370 

8,5 

370 

0,0 

370 

0,0 

durchschnittl. Belastung/Miete in 
Euro je m^ 

5,45 

- 0,9 

5,58 

2,4 

5,79 

3,8 

durchschnittl. Wohnfläche in m^ 

68 

9,7 

66 

- 2,9 

65 

- 1,5 

durchschnittl. Gesamteinkom- 
men in Euro 

801 

17,3 

809 

1,0 

815 

0,7 

durchschnittl. Wohngeld in Euro 

95 

- 13,6 

91 

- 4,2 

88 

- 3,3 

durchschnittl. Abdeckungsgrad 
der Miete/Belastung in % 

25,7 


24,6 


23,8 



Quelle: Statistisches Bundesamt (Fachserie 13 Reihe 4). 
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senkt das Wohngeld laut Bereehnungen des BBSR die 
Mietbelastung der Haushalte von 41 Prozent des Netto- 
einkommens auf 33 Prozent. 

Damit das Wohngeld seine Leistungsfähigkeit behält, 
muss es wegen der Einkommens- und Mietenentwieklung 
in regelmäßigen Abständen überprüft und gegebenenfalls 
angepasst werden. Dies ist zuletzt mit der Wohngeldno- 
velle 2009 gesehehen. Die seit dem 1 . Januar 2009 wirk- 
samen Leistungsverbesserungen haben ein Volumen von 
insgesamt 520 Mio. Euro und bestehen aus folgenden 
Elementen: 

- Erstmals werden die Heizkosten in pausehalierter 
Form einbezogen. Sie fließen mit 50 Cent pro m^ in 
die zu berüeksiehtigende Miete ein. Dabei wird von 
einer Riehtfläehe von 48 m^ für eine Person, 62 m^ für 
zwei Personen und je zwölf m^ für jedes weitere Haus- 
haltsmitglied ausgegangen. Die zu berüeksiehtigende 
Miete erhöht sieh dureh die Heizkostenkomponente 
um 24 Euro für eine Person, 3 1 Euro für zwei Perso- 
nen und um je seehs Euro für jedes weifere Haushalts- 
mifglied. Wegen der Pausehalierung bleibf für die 
Haushalte ein wirksamer Anreiz bestehen, sieh ener- 
giesparend zu verhalten. 

- Die bisherigen vier Baualtersklassen und ihre unter- 
sehiedliehen Miethöehstbeträge werden in einer Kate- 
gorie auf dem höehsten Niveau zusammengefasst. 
Dies trägt zur Vereinfaehung der Leistungsbemessung 
bei und führt für rund 40 Prozenf der bisherigen 
Wohngeldempfänger zu Leisfungsverbesserungen. 

- Die Miefhöehstbeträge werden um 10 Prozent erhöht. 
Damit wird berücksiehtigt, dass vor der Reform fast 
60 Prozent der Wohngeldhaushalte die Miethöehstbe- 
träge übersehritten haben. 

- Die Wohngeldtabellenwerte werden um 8 Prozent er- 
höht und damit der Mietenentwieklung angepasst. 

- Außerdem kommen die Leistungsverbesserungen den 
Haushalten bereits rüekwirkend zum 1. Oktober 2008 
mit einer pausehalierte Einmalzahlung zugute. 

Die Verbesserungen erhöhen das Wohngeld für bisherige 
Wohngeldhaushalfe von durehsehnittlieh 90 Euro auf 
140 Euro monaflieh. Infolge der Leistungsnovelle wird 
mit einem Anstieg der Wohngeldhaushalte um rund 
300 000 Haushalte auf rund 800 000 Haushalte gereeh- 
net. Darunter sind voraussiehtlieh rund 70 000 Haushalte 
mit etwa 150 000 Kindern, die im Zusammenwirken mit 
dem weiterentwiekelten Kinderzusehlag künftig aus dem 
Bezug von Arbeitslosengeld 11 in die vorrangigen Leis- 
tungssysteme Wohngeld und Kinderzusehlag geführt 
werden. 

4.5.2 Kosten der Unterkunft und Heizung 

Haushalte ohne oder mit sehr geringen eigenen Einkom- 
men erhalten Leistungen der Mindestsieherung, d. h. seit 
2005 insbesondere Grundsieherung für Arbeifsuehende 
und Sozialgeld, Grundsieherung im Alfer und bei Er- 
werbsminderung sowie Hilfe zum Lebensunferhalf. Für 
diese werden die Kosfen der Unferkunft und Heizung 


(KdU) in Höhe der fafsäehliehen Aufwendungen über- 
nommen, soweif sie angemessen sind. Im Falle eigener 
Einkünfte werden diese - unter Berüeksiehtigung von 
Freibeträgen - auf die Transferleistungen angereehnet. 
Damit unterseheiden sieh Leistungen für Unterkunft und 
Heizung grundlegend vom Wohngeld, das als Zusehuss 
geleistet wird. Träger der Leistungen für Unterkunft und 
Heizung sind die Kommunen; an den Kosten für Bezieher 
von Grundsieherung für Arbeifsuehende und Sozialgeld 
befeiligf sieh der Bund. 

Die Angemessenheifskriterien sind nieht bundeseinheit- 
lieh geregelt, sondern von den Kommunen bzw. den örtli- 
ehen Arbeitsgemeinsehaften unter Berüeksiehtigung der 
Gegebenheiten auf dem lokalen Wohnungsmarkt festge- 
legt. Das Bundessozialgerieht hat in seiner Entseheidung 
vom 7. November 2006 Kriterien zur Beurteilung der An- 
gemessenheit der Unterkunflskosten benannt. 

Im September 2008 bezogen rund 6,8 Millionen Mensehen 
in 3,5 Millionen Bedarfsgemeinsehaflen Grundsieherung 
für Arbeifsuehende und Sozialgeld; dies entsprieht einem 
Anfeil von knapp 9 Prozenf an allen Haushalten. 
53 Prozent der Bedarfsgemeinsehaflen sind Ein-Personen- 
Haushalfe und in 22 Prozent der Bedarfsgemeinsehaflen 
leben zwei Personen. Je Bedarfsgemeinsehafl belrug die 
durehsehnillliehe monalliehe Geldleislung für KdU rund 
313 Euro. Wie die Wohngeldhaushalfe wohnen die Be- 
darfsgemeinsehaflen überwiegend zur Miele. Knapp 
30 Prozenl der Bedarfsgemeinsehaflen erzielten ein anre- 
ehenbares Einkommen aus Erwerbsläligkeil. 

Die Ausgaben für KdU (nur Grundsieherung für Arbeif- 
suehende) belrugen im Jahr 2007 rund 13,6 Mrd. Euro. 
Der Bund beleiligfe sieh in Höhe von 4,3 Mrd. Euro 
(31,8 Prozenl). Im Jahr 2008 beiragen die voraussiehlli- 
ehen Gesamtausgaben 13,4 Mrd. Euro mil 3,9 Mrd. Euro 
Bundesbeteiligung (29,2 Prozenl). Für 2009 isl enlspre- 
ehend der geselzliehen Vorgaben eine Bundesbeteiligung 
von 26 Prozenl feslgelegl worden. 

Neben den Bedarfsgemeinsehaflen erhalten aueh die 
Empfängerinnen und Empfänger von Sozialhilfe, also 
Personen, die Grundsieherung im Alter und Erwerbsmin- 
derung sowie Hilfe zum Lebensunferhalf erhalten, Leis- 
lungen für Unterkunft und Heizung. Mit ihnen deekt die 
öffentliehe Hand die Unterkunftskosten für 8 Millionen 
Mensehen in fasf 4,4 Millionen Haushalfen ab; das sind 
elf Prozenf aller Haushalte. Die Ausgaben hierfür befra- 
gen jährlieh efwa 16 Mrd. Euro. Damif werden Unfer- 
kunftskosten in einem Umfang übernommen, der an die 
Finanzvolumina, die in früheren Jahren von der öffentli- 
ehen Hand für Zweeke der Wohnungsversorgung insge- 
samf eingesefzf wurden, heranreieht. 

Es isf zu erwarten, dass diese neue Art von faktiseher 
Subjektförderung des Wohnungswesens miffelfrisfig 
spürbare Auswirkungen auf die lokalen Wohnungsmärkfe 
und die Stadtentwieklung haben wird. Die Festlegung 
von Angemessenheitskriterien kann erhebliehe Rüekwir- 
kungen auf die Mietanpassungsspielräume und die Inves- 
titionstätigkeit der örtliehen Wohnungswirtsehaft haben. 
Die Auswirkungen sind bisher noeh nieht abzusehätzen. 
Das BMVBS beobaehtet daher im Rahmen eines For- 
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schungsprojektes die Wohnsituation von Trans ferleis- 
tungsempfangerinnen und Transferleistungsempfangem 
und die Entwicklung der lokalen Wohnungsmärkte. Die 
Ergebnisse werden Mitte 2009 veröffentlicht. 

4.5.3 Soziale Wohnraumförderung 

Einen Schwerpunkt der staatlichen Förderung des Woh- 
nungswesens bildet die soziale Wohnraumförderung (frü- 
her: sozialer Wohnungsbau), die der Bund bis zur Födera- 
lismusreform im Jahr 2006 mit Finanzhilfen an die für 
den Wohnungsbau zuständigen Länder mit finanzierte. 
Bis Ende 2006 wurden im sozialen Wohnungsbau insge- 
samt 9,2 Millionen Wohnungen gefördert. Das ist knapp 
ein Viertel des Wohnungsbestands in Deutschland. 

Angesichts der zunehmenden Regionalisierung der Woh- 
nungsmärkte werden räumlich differenzierte Konzepte 
zur Deckung des Wohnungsbedarfes immer wichtiger. 
Die Zuständigkeit für die soziale Wohnraumförderung 
wurde daher im Rahmen der ersfen Stufe der Föderalis- 
musreform mit Wirkung vom 1. September 2006 voll- 
ständig vom Bund auf die Länder übertragen. Gesetzge- 
bung und Finanzierang liegen nun bei den Ländern. 
Gegenwärtig erarbeiten einige Länder eigene Landes- 
wohnraumfÖrderungsgesetze oder haben bereits ein sol- 
ches Gesetz verabschiedet (zur Zeit Bayern, Baden- 
Württemberg, Hamburg und Schleswig-Holstein); zum 
Teil werden aber auch nur Regelungen für den Besfand 
getroffen (Bremisches Wohnungsbindungsgesetz). 

Zum Ausgleich für den Wegfall der Finanzhilfen des 
Bundes erhallen die Länder ab 2007 bis 2013 jährliche 
Kompensationszahlungen in Höhe von 518,2 Mio. Euro. 
Dies ist mehr als das Doppelte der Finanzhilfen, die die 
Länder nach der im Zeitraum der Übertragung geltenden 
Finanzplanung in den nächsten Jahren erhalten hätten. 
Diese Ausgleichszahlungen sind von den Ländern zweck- 
gebunden für investive Maßnahmen der Wohnungs- 
bauförderung einzusefzen. Sie dienen der Förderung der 
Wohneigentumsbildung, des Miefwohnungsbaus sowie 
von investiven Maßnahmen im Bestand. 

Die Verteilung der Mittel in den Ländern differiert je nach 
politischer Schwerpunktsetzung und dem regionalen Be- 
darf aufgrund der Entwicklung der jeweiligen Wohnungs- 
märkte. Dementsprechend unterscheidet sich auch die 
Ausgestaltung der WohnraumfÖrderprogramme in den je- 
weiligen Ländern. 

4.6 Immobilien und Klimaschutz 

4.6.1 Politischer Rahmen - Überblick 

Der Europäische Rat der Staats- und Regierungschefs hat 
2007 unter deutscher Präsidentschaft die Weichen für 
eine integrierte europäische Klima- und Energiepolitik 
gestellt. Demnach verpflichtet sich die EU, die Treib- 
hausgasemissionen bis zum Jahr 2020 um mindestens 
20 Prozent gegenüber 1990 zu senken. Um dieses Ziel zu 
erreichen, sollen bis 2020 die Energieeffizienz um 
20 Prozent gesteigert und der Anteil der emeuerbaren 
Energiequellen an der Energieversorgung auf 20 Prozent 
erhöht werden. 


Die Bundesregierung will bis 2020 deutlich ehrgeizigere 
Ziele erreichen. Ihr Ziel ist, Energieeffizienz, Klima- 
schutz und die Nutzung emeuerbarer Energien weiter 
voranzubringen und dabei Ökonomie und Ökologie zu- 
sammenzuführen. Bis 2020 soll der Aussfoß von Treib- 
hausgasen um 30 Prozenf bzw. im Falle einer Verpflich- 
tung anderer großer Industriestaaten auf ein 30-Prozent- 
Ziel um 40 Prozent gegenüber 1990 verringert werden. 
Für den Gebäudebereich relevante Ziele für 2020 isf ins- 
besondere die angesfrebfe Erhöhung des Anfeils emeuer- 
barer Energien im Wärmesektor auf 14 Prozent. Der 
Gebäudebereich muss außerdem seinen Teil zur Verdop- 
pelung der Energieproduktivität gegenüber 1990 beitra- 
gen. Zur Umsetzung hat die Bundesregierang im Jahr 
2007 das Integrierte Energie- und Klimaschutzprogramm 
(lEKP) beschlossen. 

Der Gebäudebereich spielt bei Energieeinsparang und 
Klimaschutz eine zentrale Rolle. Er hat einen Anteil von 
rund 40 Prozent am gesamten Endenergieverbrauch in 
Deutschland und trägt mit rund 20 Prozent zum CO 2 - 
Ausstoß bei. 

Es bestehen große Potenziale, Energieverbrauch und 
C02-Emissionen durch Heizwärme und die Warmwasser- 
zubereitung erheblich zu reduzieren. Während der End- 
energieverbrauch für Heizwärme von 1990 bis 1996 in 
Privathaushalfen zunahm, isf seit 1997 ein Rückgang zu 
verzeichnen. 28 Dieser resultiert vorrangig aus energeti- 
schen Modemisierangsmaßnahmen an der Gebäude- 
außenhülle sowie der effizienteren Nutzung von Heiz- 
energie. Seit 1990 hat sich die Energieeffizienz des 
Gebäudebestands im Bereich der Raumwärme tempera- 
turbereinigt um etwa 15 Prozent verbessert. Der CO 2 - 
Ausstoß privater Haushalte im Wohnbereich konnte von 
1990 bis 2005 um 11 Prozent, d. h. um rund 14 Mio. Ton- 
nen, gesenkt werden. Die energetische Sanierangsquote 
stieg von 1,6 Prozent im Jahr 1994 auf 2,2 Prozent des 
Wohngebäudebestands im Jahr 2006. Dies entspricht ei- 
ner energetischen Sanierung von rund 290 000 Wohnge- 
bäuden pro Jahr. 

Die Einsparpotenziale bei der Raumwärme werden nach 
wie vor unterschätzt. Der von der Bundesregierung in 
Auftrag gegebene C02-Gebäudereport 20072^ stellte fest, 
dass Hauseigentümer, Hausverwaltungen und Mieter 
trotz steigender Heizkosten eine energetische Sanierung 
ihrer Gebäude oftmals für unnötig und nicht rentabel hal- 
ten. Nach Energiesparmaßnahmen bei elektrischen Gerä- 
ten und im privaten Autoverkehr rangiert das Einsparpo- 
tenzial bei der Raumwärme in der Einschätzung der 
Befragten erst an dritter Stelle. Dem steht eine erhebliche 
Überschätzung der Investitionskosten gegenüber. Die zu- 
nehmende Sanierangsaktivität zeigt allerdings, dass das 
Bewusstsein für Energieeffizienz und Heizkosten stetig 
wächst. 

Daher bilden Maßnahmen zur Verbesserung von Energie- 
effizienz und Klimaschutz im Gebäudebereich einen 
Schwerpunkt des lEKP Mit einem ausgewogenen Instra- 


vgl. BMVBS (Hrsg.): C02-Gebäudereport 2007, Berlin 2007. 
vgl. BMVBS (Hrsg.): C02-Gebäudereport 2007, Berlin 2007. 
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Abbildung 19 
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mentenmix, der Vorgaben und Anreize miteinander ver- 
bindet, also „fordern, fördern und informieren“, sollen die 
bestehenden Potenziale kostengünstig ersehlossen wer- 
den. Angestrebt wird, die Sanierungsrate in den näehsten 
Jahren auf jährlieh drei Prozent des Wohnungsbestandes 
bzw. rund 390 000 Wohngebäude zu steigern. 


Abbildung 20 

Die Säulenstrategie der Bundesregierung 
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4.6.2 Ordnungsrechtliche Rahmen- 
bedingungen 

4.6.2. 1 Energieeinsparverordnung 

Ziel der Energieeinsparverordnung (EnEV) ist es, neue Ge- 
bäude mit mögliehst guter Energiebilanz zu erstellen und 
im Gebäudebestand vorhandene Mögliehkeiten zur Ener- 
gieeinsparung in wirtsehaftlieh vertretbarer Weise auszu- 
sehöpfen. Ferner werden Produktirmovationen angeregt, 
Energiekosten für Eigentümer- bzw. Mieterhaushalte ge- 
senkt und Anreize für Sanierungsmaßnahmen gesefzf. 

Die 2002 in Kraft getretene EnEV fasste die Wärme- 
sehutzverordnung (WSehVO) und die Heizungsanlagen- 
verordnung (HeizAnlVO) zusammen. Damit finden in 
der Gesamtbilanz eines Gebäudes die Faktoren Anlagen- 
teehnik, insbesondere bei der Bereitstellung von Raum- 
wärme, und baulieher Wärmesehutz Berüeksiehtigung. 
Am 1 . Oktober 2007 trat die EnEV 2007 in Kraft, mit der 
die EG-Riehtlinie über die Gesamtenergieeffizienz von 
Gebäuden von 2002 umgesetzt wurde. Wesentliehes Ele- 
ment der EnEV 2007 sind Regelungen für Energieaus- 
weise im Bestand. 

Mit dem Energieausweis wird der Energiebedarf oder -ver- 
braueh eines Gebäudes transparent dargestellt, um der 
Energieeffizienz als Entseheidungskriterium bei der Woh- 
nungsnaehfrage einen höheren Stellenwert zu verleihen. 
Eine entspreehende Naehfrage der Mieterhaushalte be- 
günstigt verstärkte Investitionen der Vermieter. Es gibt 
den Energieausweis als Bedarfsausweis, der den bereeh- 
neten Energiebedarf eines Gebäudes abbildet und als Ver- 
brauehsausweis, der auf Basis des ermittelten Verbrauehs 
ausgestellt wird. Bei älteren Wohngebäuden mit weniger 
als fünf Wohneinheiten, die nieht mindestens die Anfor- 


Quelle: BMVBS. 
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derungen der ersten Wärmesehutzverordnung einhalten, 
ist ein Bedarfsausweis erforderlieh. Bei allen anderen Ge- 
bäuden besteht Wahlfreiheit. 

Die Pfliehten zur Vorlage von Energieausweisen bei Ver- 
kauf und Vermietung von Immobilien treten gestaffelt 
naeh Gebäudeart und Baualter in Kraft. Bei Wohngebäu- 
den der Baufertigstellungsjahre bis 1965 müssen Eigentü- 
mer und Vermieter seit 1. Juli 2008 den potenziellen Käu- 
fern und Mietern Energieausweise zugänglieh maehen. 
Für später erbaute Wohngebäude gilt dies seit 1. Januar 
2009, für Nichtwohngebäude ab 1. Juli 2009. 

Die Bundesregierung hat in Umsetzung des lEKP die No- 
vellierung der EnEV beschlossen. Schwerpunkte der 
EnEV 2009, die im Herbst 2009 in Kraft treten wird, 
sind: 

- Verschärfung der Anforderungen an den Jahres-Pri- 
märenergiebedarf beim Neubau um durchschnittlich 
30 Prozent; 

- Verschärfung der Anforderungen bei größeren Ände- 
rungen von Altbauten um durchschnittlich 30 Prozent; 
dies gilt sowohl für einzelne Bauteile als auch für die 
Gesamfenergieeffizienz des Gebäudes, 

- Verschärfung bzw. Einführung einzelner Nachrüstpflich- 
fen bei Anlagen und Gebäuden enfsprechend den allge- 
meinen fechnischen Instandsefzungserfordemissen, 

- sfufenweise Außerbetriebnahme von Nachtstromspei- 
cherheizungen ab 2020. Die Bundesregierung unter- 
stützt den Austausch finanziell im Rahmen eines Mo- 
dellvorhabens sowie seit April 2009 im Rahmen der 
KfW-Förderung (vgl. Kap. 4.6.3 ), 

- Stärkung des Vollzugs durch ein Maßnahmenbündel, 
das teilweise an Vorbilder in Landesgesetzen an- 
knüpft: 

- private Nachweise (Untemehmererklärungen) mit 
Vorlagepflicht auf Verlangen der zuständigen Be- 
hörde, 

- bestimmte Prüfungen des Bezirksschomsteinfeger- 
meisters im Bereich der haustechnischen Anlagen 
sowie 

- bundeseinheitliche Bußgeldvorschriften bei Verstö- 
ßen gegen zentrale Energieeinsparbestimmungen. 

Mit Einführung zunächsf der Wärmeschufzverordnung 
und dann der EnEV isf es gelungen, den Energiebedarf 
von Neubauten deutlich zu senken. So haben vor 1979 
gebaute Mehrfamilienhäuser häufig einen Heizenergiebe- 
darf von mehr als 200 kWh/m^, neue Mehrfamilienhäuser 
von unfer 100 kWh/m^ pro Jahr. 

4.6.2.2 Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz 

Ziel isf es, bis 2020 den Anfeil der emeuerbaren Energien 
an der Bereifsfellung von Wärme für Prozesswärme, Ge- 
bäudeheizung und -kühlung, Warmwasserbereitung auf 
14 Prozent zu erhöhen. 2007 lag der Anteil bei 6,7 Pro- 
zent. Hier setzt das am 1. Januar 2009 in Kraft getretene 
Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) an. 
Dieses macht es für Neubaufen zur Pflicht, einen Min- 


destanteil des Wärmeenergiebedarfs aus emeuerbaren 
Energien zu decken, z. B. bei solarer Strahlungsenergie 
mindestens 15 Prozent. Genutzt werden können alle For- 
men von emeuerbaren Energien, auch in Kombination. 
Auf Landesebene eröffnet das Gesetz die Möglichkeit 
weitergehender Regelungen für den Gebäudebestand. Die 
EnEV und das EEWärmeG ergänzen sich. 

Wer keine emeuerbaren Energien einsetzen will, kann an- 
dere klimaschonende Maßnahmen ergreifen: Eigentümer- 
haushalte können ihr Haus stärker dämmen, Abwärme 
nutzen, Wärme aus Femwärmenetzen beziehen oder 
Wärme aus Kraft-Wärme-Kopplung einsetzen. Im Falle 
unbilliger Härten kann im Einzelfall eine Ausnahme von 
der Verpflichtung erteilt werden. Auf die besonderen Be- 
dingungen des Baugmndstücks kann auf diese Weise re- 
agiert werden, individuelle Vielfalt, regionale und opti- 
male technische Lösungen sind also weiterhin möglich. 
Das Gesetz erleichtert zugleich den Ausbau von Wärme- 
netzen. Es sieht vor, dass Kommunen auch im Interesse 
des Klimaschutzes den Anschluss und die Nutzung eines 
solchen Netzes vorschreiben können. 

4.6.2. 3 Heizkostenverordnung 

Auch die Novelliemng der Heizkostenverordnung (Heiz- 
kosten V) dient dem Ziel einer weiteren Ausschöpfung 
von Energieeinspamngspotenzialen. Gegenstand der 
1981 auf der Gmndlage des Energieeinspargesetzes erlas- 
senen HeizkostenV ist die Verpflichtung zur Erfassung 
des Energieverbrauchs für die zentrale Beheizung von 
Räumen und für die zentrale Warmwasserbereitung sowie 
die Verteilung der hierdurch entstandenen Kosten auf die 
Nutzer nach Verbrauch. Durch diese Kostenverteilung 
soll ein Anreiz zur sparsamen Energieverwendung gesetzt 
werden. 

Bisher konnte der Gebäudeeigentümer in einer Spanne 
von 50 bis 70 Prozent selbst entscheiden, welcher Anteil 
der Heiz- und Warmwasserkosten nach Verbrauch abzu- 
rechnen war. Gewählt wurde in der Regel eine Kostenver- 
teilung von 50 Prozent verbrauchsabhängig zu 50 Prozent 
verbrauchsunabhängig. Bei älteren schlecht gedämmten 
Häusern hat das Nutzerverhalten den größten Einfluss auf 
den Energieverbrauch, wie eine Untersuchung festgestellt 
hat. Hier sind nunmehr verpflichtend 70 Prozent der Kos- 
ten nach Verbrauch zu verteilen, wenn die freiliegenden 
Leitungen der Wärmeverteilung überwiegend gedämmt 
sind und das Gebäude mit einer Öl- oder Gasheizung ver- 
sorgt wird. Bei Gebäuden mit Passivhausstandard ist 
künftig keine verbrauchsabhängige Abrechnung mehr er- 
forderlich. Damit werden Anreize für ehrgeizige Sanie- 
rungen und für den Neubau von Mehrfamilienhäusern mif 
diesem Sfandard gesefzf. Die Verordnung isf am 1. Januar 
2009 in Kraft getreten. 

4.6.2.4 Wärmecontracting 

Als weitere Maßnahme zur Energieeinsparung bei der 
Beheizung von Wohngebäuden wird diskutiert, ob mit ei- 
ner Erleichterung der Umstellung auf das so genannte 
Wärmecontracting der Ersatz veralteter ineffizienter Hei- 
zungsanlagen durch modernere Anlagen beschleunigt und 
die eingesetzte Energie besser genutzt werden kann. Un- 
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ter dem Begriff Wärmecontracting wird die Einschaltung 
eines gewerblichen Dritten zur Versorgung von Nutzem 
mit Heizwärme und Warmwasser verstanden. Das lie- 
fernde Unternehmen übernimmt neben der Finanziemng 
der Heizungsanlage auch deren Betrieb einschließlich 
Verwaltung, Wartung und Instandsetzung und stellt dem 
Vermieter die Kosten der Wärmelieferung in Rechnung, 
ln laufenden Mietverträgen stößt die Umstellung auf 
Contracting ohne Zustimmung des Mieters auf rechtliche 
Unsicherheiten, weil Kosten ausgelagert werden, die bis- 
her in der Grundmiete enthalten waren. 

Ein Ende 2007 vom BMVBS in Auftrag gegebenes Gut- 
achten dient der Prüfung, ob Contracting in wesentlichem 
Umfang zur Energieeinsparang und damit zur C02-Min- 
derang beitragen kann, wie groß der Anteil des Woh- 
nungsbestandes ist, der für Contracting in Betracht 
kommt und wie groß die mobilisierbaren Energieeinspar- 
potenziale sind. Ferner wird geprüft, wie ggf bestehende 
rechtliche und sonstige Hemmnisse beseitigt werden kön- 
nen. Die Ergebnisse des Gutachtens werden Mitte 2009 
vorliegen. 

4.6.3 Förderung des energieeffizienten 
Bauens und Sanierens von 
Wohngebäuden 

Eine tragende Säule des lEKP bildet die staatliche Förde- 
rung des energieeffizienten Bauens und Sanierens. Der 
Schwerpunkt der Fördermaßnahmen liegt auf dem Woh- 
nungsbestand, denn der Wohnungsneubau kann wegen 
seines geringen Anteils am Wohnungsmarkt nur einen ge- 
ringen Beitrag zur Steigerung der Energieeffizienz im Ge- 
bäudebereich leisten. Im Bestand besteht überdies ein ho- 
hes Energieeinsparpotenzial, da drei Viertel der Gebäude 
vor dem Inkrafttreten der ersten Wärmeschutzverordnung 
1979 errichtet wurden. 

Die Förderung des energieeffizienten Bauens und Sanie- 
rens erfolgt über zinsverbilligte Kredite und Investitions- 
zuschüsse, die über die Hausbank bzw. die KfW-Förder- 
bank ausgereicht werden. Im Mittelpunkt steht das im 
Jahr 2001 mit Bundesmitteln aufgelegte und seither suk- 
zessive ausgebaute COj-Gebäudesanierangsprogramm, 
das aus verschiedenen KfW-Förderprogrammen besteht. 
Der Schwerpunkt lag zunächst bei der Förderung hoch- 
effizienter Einzelmaßnahmen, wie z. B. der Dämmung 
der Gebäudehülle und dem Austausch von Fenstern und 
Heizungsanlagen. 2003 kam die Förderung besonders 
energieeffizienter Neubauten hinzu. Zugleich wurde der 
Anreiz für energetische Sanierungen durch Einführung 
eines Tilgungszuschusses erhöht. 

Zum 1. Februar 2006 wurden die KfW-Förderprogramme 
neu gestaltet und die Konditionen deutlich verbessert. 
Seit 2007 ergänzen Investitionszuschüsse die Förderung 
durch die Kreditprogramme. Darüber hinaus wurden 
zinsverbilligte Kreditprogramme zur Sanierung von Bil- 
dungseinrichtungen in kommunaler oder gemeinnütziger 
Trägerschaft eingeführt. 

Die im Rahmen des C02-Gebäudesanierangsprogramms 
eingerichteten KfW-Programme sind als lernende Pro- 


gramme angelegt. Zur Qualitätssicherung gibt es seit De- 
zember 2007 einen Zuschuss für Baubegleitung bei 
Sanierung mindestens auf Neubauniveau nach EnEV in 
Höhe von max. 1 000 Euro pro Wohneinheit. Seit 2008 
nimmt die KfW darüber hinaus Stichprobenhafte Vor-Ort- 
Prüfungen der geförderten Gebäude vor. Die Programme 
werden jährlich evaluiert und kontinuierlich fortentwi- 
ckelt. 

2009 erfolgt deshalb eine inhaltliche Verbesserung und 
Verschlankung der Programme. Zugleich werden die In- 
vestitionsanreize erhöht. Bereits seit Jahresbeginn werden 
zinsverbilligte Kredite und Investitionszuschüsse auch für 
die Förderung einzelner, hocheffizienfer Maßnahmen an- 
gebofen, wie z. B. die Erneuerung von Fenstern oder 
Heizungen. Ferner können Eigentümer von Ein- und 
Zweifamilienhäusern und von Eigentumswohnungen in 
Wohnungseigentümergemeinschaften im C02-Gebäude- 
sanierungsprogramm Zuschüsse in Höhe von bis zu max. 
2 500 Euro für energetische Einzelmaßnahmen erhalten. 
Mit Inkrafttreten der EnEV 2009 werden die Förderbe- 
dingungen entsprechend angepasst. 

Mit dem ersten Konjunkturpaket der Bundesregierung 
wurden zudem die Programmmittel für Zinsverbilligung 
und Zuschüsse zur energefischen Gebäudesanierang für 
2009 auf rund 1,5 Mrd. Euro aufgesfockt. Auch in den 
Jahren 2010 und 2011 soll die Förderung mif jeweils rund 
1,5 Mrd. Euro Programmmiffeln auf hohem Niveau fort- 
geführt werden. 

2008 wurden Modellvorhaben zum freiwilligen Aus- 
tausch von Nachtstromspeicherheizungen aufgelegt, die 
sich an Eigentümer von Gebäuden von sechs bis etwa 
50 Wohnungen wenden. Gemeinsam mit den Eigentü- 
mern, Energieversorgera und in Zusammenarbeit mit den 
wohnungswirtschaftlichen Verbänden wird nach Lösun- 
gen gesucht, den Heizungsaustausch vorzugsweise im 
Zuge umfassender Sanierungen durchzuführen. So soll 
der hohe finanzielle Aufwand für den Ausfausch des 
Heizsysfems durch Senkung der zukünftigen Heizkosfen 
kompensiert werden. Der Austausch von Nachtstromspei- 
cherheizungen wird ergänzend zu den bisher verfügbaren 
zinsverbilligfen Darlehen ab April 2009 im Rahmen des 
C02-Gebäudesanierangsprogramms auch durch einen In- 
vesfifionszuschuss finanziell unterstützt. 

Die KfW-Förderprogramme zur C02-Gebäudesanierang 
haben in den lefzfen Jahren eine durchweg hohe Nach- 
frage erfahren. Zunehmend wird erkannf, dass sich 
energieeffizienfes Sanieren und Bauen über die Nuf- 
zungsdauer der Maßnahmen auszahlf. Durch die von 
2006 bis 2008 finanzierfen Investitionen konnten rund 
800 000 Wohnungen umfassend energetisch saniert bzw. 
energieeffizient errichtet werden. Das gesamte Investi- 
tionsvolumen betrag in diesem Zeitraum 35,5 Mrd. Euro. 
Über die durchschnittlich 30-jährige Nutzungszeit der 
Maßnahmen werden mit dem ausgereichten Kredit- und 
Zuschussvolumen von rund 18,3 Mrd. Euro in den sanier- 
ten Gebäuden bundesweit mehr als 2,4 Mio. Tonnen CO 2 
jährlich eingespart. Zwei Drittel der Sanierungen errei- 
chen oder übertreffen das energetische Niveau eines Neu- 
baus nach den Anforderungen der EnEV 2007. 
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Tabelle 4 


Förderung des energieeffizienten Bauens und Sanierens 



2006 

2007 

2008 

Summe 

Sanierte und neu errichtete Wohnungen 

Anzahl der Wohnungen 

320.000 

200.000 

280.000 

800.000 

Fördermittel 

Programmmittel 

1,35 Mrd. € 

0,85 Mrd. € 

1,4 Mrd. € 

3,6 Mrd. € 

Investitionsvolumen 

ll,8Mrd. € 

10,7 Mrd. € 

13,0 Mrd. € 

35,5 Mrd. € 


Quelle: KfW-Förderbank. 


Die energetische Gebäudesanierung entlastet dabei nicht 
nur die Umwelt, sondern auch die Bürgerinnen und Bür- 
ger bei den Heizkosten. So resultiert aus den seit 2006 ge- 
forderten Maßnahmen 2008 eine Heizkostenerspamis von 
rund 390 Mio. Euro. Die Gebäudesanierung stützt zu- 
gleich Wachstum und Beschäftigung. Die durch die För- 
derung ausgelösten Investitionen haben jährlich bis zu 
220 000 Arbeitsplätze im Baugewerbe und in den vor- 
und nachgelagerten Bereichen gesichert oder neu ge- 
schaffen. 

Es gilt jedoch, auch über das einzelne Gebäude hinaus zu 
blicken. So können quartiersbezogene Lösungen der 
Wärmeversorgung erheblich zur Energieeinsparung bei- 
tragen. Die Bundesregierung setzt daher 2009 einen 
neuen Akzent mit dem Wettbewerb „Energetische Sanie- 
rung von Großwohnsiedlungen auf der Grundlage inte- 
grierter Stadtteilentwicklungskonzepte“, ln rund 2,4 Mil- 
lionen Wohnungen in Großwohnsiedlungen leben etwa 
fünf Mio. Menschen. Für die Sanierung von Großwohn- 
siedlungen sfehen in den kommenden Jahren Mittel aus 
dem C02-Gebäudesanierungsprogramm bereit. Die Wett- 
bewerbsteilnehmer sind aufgerufen, integrierte Konzepte 
unter energetischen, wohnungswirtschaftlichen, städte- 
baulichen und demografischen Gesichtspunkten für große 
Wohnsiedlungen ab efwa 1 000 Wohneinheiten zu entwi- 
ckeln. Ein Schwerpunkt liegt auf den quartiersbezogenen 
und gebäudeübergreifenden Lösungen der Wärmeversor- 
gung auch unter Nutzung emeuerbarer Energien. Die 
Bundesregierung verfolgt dabei einen integrierten An- 
satz: Ideen und Konzepte aus dem Stadtumbau, der So- 
zialen Stadt sowie zur Energieeinsparung und zum Kli- 
maschutz sollen gebündelt und bei der Sanierung dieser 
Siedlungen einfließen. 

Die KfW-Programme werden durch das Marktanreizpro- 
gramm für emeuerbare Energien im Wärmemarkf er- 
gänzt, dessen jährliches Fördervolumen flankierend zum 
Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (vgl. Kap. 4. 6. 2.2) 
im Jahr 2009 auf 400 Mio. Euro aufgestockt wurde. Die- 
ses Programm wird vom Bundesamt für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle und der KfW durchgeführt. 

Modemisierungsmaßnahmen werden seit dem 1 . Januar 
2006 auch über die Steuerermäßigung für die Inanspruch- 


nahme von Handwerkerleistungen in privaten Haushalten 
unterstützt - soweit keine Förderung über KfW-Pro- 
gramme in Anspruch genommen wurde. Im Rahmen des 
ersten Konjunkturpakets wurde der abzugsfähige Höchsf- 
befrag für Handwerkerleistungen in privaten Haushalten 
zum 1 . Januar 2009 auf 1 200 Euro verdoppelt. 

4.6.4 Förderung der energetischen Sanierung 
der kommunaien und soziaien 
infrastruktur 

4.6.4.1 investitionen in die Zukunft: Programme 
für die kommunaie und soziaie 
infrastruktur 

Ein weiteres wichtiges Handlungsfeld der Energieeinspa- 
rung und des Klimaschutzes ist die Modernisierung der 
kommunalen und sozialen Infrastruktur. So besteht bei 
den bundesweit ca. 40 000 Schulen, ca. 48 000 Kinder- 
gärten, Kindertagesstätten und Krippen sowie mehreren 
zehntausend (Schul-)Tumhallen ein entsprechender Sa- 
nierungsstau. Kommunen und gemeinnützige Organisa- 
tionen können über die seit Januar 2007 bestehenden 
KfW-Programme „Kommunalkredif - energefische Ge- 
bäudesanierung“ und „Sozial Investieren- energetische 
Gebäudesanierung“ zinsverbilligte Kredite für die ener- 
gefische Sanierung von Schulen, Schulsporthallen, Kin- 
dertagesstätten und Gebäude der Kinder- und Jugendar- 
beit beziehen. 

Im Jahr 2008 wurde den Kommunen durch den von 
Bund, Ländern und Gemeinden geschlossenen Investi- 
tionspakt ein neues Finanzierungsinstrument insbeson- 
dere für die energefische Sanierung der sozialen Infra- 
strukfur in den Gemeinden eröffhef. Hierfür sfellfe der 
Bund 2008 ein Finanzvolumen von 200 Mio. Euro Pro- 
grammmittel bereit. Durch entsprechende Kofinanzierun- 
gen der Länder und Kommunen umfasst das Fördervolu- 
men 600 Mio. Euro. Er soll insbesondere Kommunen 
unterstützen, die aufgrund ihrer angespannten Haushalts- 
tage dringend notwendige energetische Sanierungen nicht 
allein mit Darlehen finanzieren können. Das Programm 
war 2008 insgesamt mehrfach überzeichnet. 
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4.6.4.2 Infrastrukturinvestitionen im Rahmen 
der Konjunkturpakete der 
Bundesregierung 

Das im November 2008 verabsehiedete Maßnahmenpaket 
„Besehäftigungssieherung dureh Waehstums Stärkung“ 
(Konjunkturpaket I) der Bundesregierung verstärkt die 
Anreize für Investitionen in die Modernisierung der kom- 
munalen Infrastruktur. Die Investitionsoffensive Infra- 
struktur stellt in den Jahren 2009 und 2010 hierfür insge- 
samt 300 Mio. Euro Programmmittel für die Gewährung 
besonders zinsgünstiger Kredite an struktursehwaehe Ge- 
meinden bereit. Finanziert werden können grundsätzlieh 
alle Investitionsvorhaben und Investitionsfordermaßnah- 
men für die kommunale und soziale Infrastruktur sowie 
wohnungswirtsehaftliehe Projekte. 

Das Konjunkturpaket I beinhaltet zudem die Fortführung 
und Aufsfoekung des Bundesanteils am Investitionspakt 
auf 300 Mio. Euro für 2009. Aufgrund der hohen Naeh- 
frage in den Ländern werden diese Mittel sehnell kon- 
junkfurwirksam. Für Kommunen in Haushalfsnotlage isf 
ab 2009 eine wehere Option vorgesehen: Der kommunale 
Eigenanteil kann abweiehend vom übliehen Drittel auf 
bis zu zehn Prozent gesenkt werden, Bund und Land 
übernehmen dann jeweils bis zu 45 Prozent. Damit soll 
erreieht werden, dass diese Kommunen noch stärker am 
Förderprogramm teilhaben können. Ein Land kann zu- 
dem abweichend von dieser Regelung den Bundesanteil 
an den förderfähigen Kosten auf bis zu 75 Prozent erhö- 
hen. Näheres regeln die Landesrichtlinien. 

Im Januar 2009 hat die Bundesregierung das Konjunktur- 
paket II verabschiedet, den „Pakt für Beschäftigung und 
Sfabilifäf“. Kemsfück isf das Programm „Zukunftsinves- 
titionen der Kommunen und Länder“, für das 10 Mrd. 
Euro Bundesmiffel für zusätzliche öffentliche Investitio- 
nen zur Verfügung gesfellt werden. Länder und Kommu- 
nen übernehmen einen Kofinanzierungsanfeil von min- 
desfens 3,3 Mrd. Euro. Wesenfliche Programmbausfeine 
des Invesfifionspakfs bilden die Grundlage für das neue 
Zukunftsinvestifions-Programm. 

Invesfifionsschwerpunkt des Zukunftsinvesfifions-Pro- 
gramms sind Bildungseinrichtungen. Auf diese Investi- 
tionen entfallen 65 Prozent (6,5 Mrd. Euro) der Finanz- 
hilfen des Bundes. Weitere 35 Prozent der Finanzhilfen 
(3,5 Mrd. Euro) können für die Modernisierung weherer 
Infrastrukturen eingesetzt werden, u. a. für Krankenhäu- 
ser, Infrastruktur im Städtebau, ländliche Infrastruktur, 
Informationstechnologie und Lärmschutzmaßnahmen an 
kommunalen Straßen. 70 Prozent der Mittel sollen für 
kommunalbezogene Invesfitionen eingesefzt werden. 
Förderberechtigf sind alle Gemeinden. 

Der Bund unterstützt außerdem unabhängig vom Kon- 
junkturprogramm im Bildungsbereich die Länder beim 
quantitativen als auch qualitativen Ausbau frühkindlicher 
Betreuung bis 2013 mit vier Mrd. Euro. Davon sind 
2,15 Mrd. Euro für Investitionen und 1,85 Mrd. für Be- 
triebskosfen vorgesehen. Anschließend erhalten die Län- 
der einen jährlichen Festbetrag von 770 Mio. Euro. Diese 


Mittel sollen insbesondere der Steigerung der Qualität der 
Angebote dienen. 

4.6.5 Information und gute Beispiele 

Öffentlichkeitsarbeit und Informationskampagnen sowie 
Forschungs- und Demonstrationsprogramme zur Sanie- 
rung und Senkung des Energiebedarfs von Gebäuden tra- 
gen zur Verbreitung vorbildlicher Verfahren bei. Deshalb 
werden die Förderinstrumente durch verschiedene öffent- 
lichkeitswirksame Maßnahmen flankiert. Die Öffentlich- 
keitskampagne zur C02-Gebäudesanierung wirbt etwa 
über Informationsbroschüren, Anzeigen („Ziehen Sie Ihr 
Haus warm an“) und die wandernden Litfaßsäulen. Die 
„rote Mütze“ ist mittlerweile als Markenzeichen für die 
sfaatliche Förderung der C02-Gebäudesanierung 
etabliert. Der C02-Gebäudereport 2007 bietet Informatio- 
nen zur Entwicklung des klimagerechten Bauens und Sa- 
nierens in Deutschland. 2009 wird der Folgereport mit 
dem Schwerpunkt „öffentliche Gebäude“ veröffentlicht. 

Auf der BAU 2009 wurde das Plus-Energie-Haus des 
Bundes eröffnet, das unter Nutzung der Technologien und 
der Architektur des preisgekrönten „Solar Decathlon 
Hauses“ der TU Darmstadt errichtet wurde. Das Plus- 
Energie-Haus präsentiert in einer Wanderausstellung die 
technischen Möglichkeiten und Förderangebote des ener- 
gieeffizienten Bauens und Sanierens. 

Mitte Dezember 2008 lobte das BMVBS den bundeswei- 
ten Bauherren- Wettbewerb „Effizienzhaus-Energieeffi- 
zienz und gute Architektur“ aus. Der Wettbewerb zeich- 
net sanierte Gebäude und Neubauten aus, die eine hohe 
architektonische und energetische Qualität vereinen, und 
sich städtebaulich gut in die Umgebung einfügen. Mit ei- 
ner Datenbank werden die Beispielgebäude auch nach der 
Preisverleihung öffentlich dargestellt und damit die 
Nachfrage nach energieeffizienten und gestalterisch at- 
traktiven Häusern gestärkt. Zugleich wird mit dem „Effi- 
zienzhaus“ eine neue Marke für hoch energieeffizienfe 
Wohngebäude eingeführt, mit der Vorreiter des energie- 
sparenden und klimaschützenden Bauens zukünftig aus- 
gezeichnet werden können. 

Die schrittweise Markteinführung eines hochinnovativen 
Energiestandards unterstützt die Bundesregierung zudem 
durch verschiedene Modellvorhaben der Deutschen Ener- 
gie-Agentur (dena) unter der Dachmarke Zukunft Haus. 
So zielt etwa das Modellvorhaben Niedrigenergiehaus im 
Bestand (Wohngebäude und Schulen) mit rund 420 Pro- 
jekten darauf ab, innovative, kurz vor der Marktfähigkeit 
und Wirtschaftlichkeit stehende Energiespartechnologien 
auch bei Sanierungsmaßnahmen verstärkt in den Markt 
zu bringen. Mittelfristig sollen die Maßnahmen ohne För- 
derung am Markt bestehen können. Die Modellprojekte 
sind Multiplikatoren, die - auch über das Netz der regio- 
nalen Energieberater der dena - durch den Wissenstrans- 
fer zur Nachahmung anregen. Im Schnitt unterschreiten 
die Wohngebäude nach Sanierung die Anforderungen der 
EnEV an vergleichbare Neubauten um rund 50 Prozent, 
der Energiebedarf wurde um durchschnittlich 85 Prozent 
reduziert. 
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Seit 2008 werden modellhafte Klimasehutzmaßnahmen 
zur Steigerung der Energieeffizienz und der verstärkten 
Nutzung emeuerbarer Energien im Gebäudebereieh aueh 
im Rahmen der Klimasehutzinitiative des Bundesministe- 
riums für Umwelt, Natursehutz und Reaktorsieherheit aus 
den Erlösen des Emissionshandels finanziell unterstützt. 
Ziel der Klimasehutzinitiative ist es, die vorhandenen 
großen Potenziale zur Emissionsminderung kostengüns- 
tig und in der Breite zu ersehließen sowie innovative Mo- 
dellprojekte voranzubringen. Städte, Gemeinden und 
Landkreise, ebenso wie Kirehen, Hoehsehulen, gemein- 
nützige Vereine und kulturelle Einriehtungen können eine 
Förderung für die Erstellung von Klimasehutzkonzepten 
und die Durehführung von Modellprojekten mit dem 
Leitbild der C02-Neutralität erhalten. 

Häufig sind Informationsdefizite das wiehtigste Hemm- 
nis, das Energieeffizienz-lnvestitionen im Gebäude- 
bereieh entgegensteht. Das Bundesministerium für 
Wirtsehaft und Teehnologie (BMWi) hat deshalb die För- 
derung der qualifizierten und anbieterunabhängigen 
Energieberatung - z. T. gegenfinanziert aus Erlösen des 
Emissionshandels - ausgebaut. Die Energieberatung in 
Wohngebäuden Vor-Ort, deren Ergebnis ein detaillierter 
Berieht mit Maßnahmenvorsehlägen zur energetisehen 
Sanierung ist, wird mit 50 Prozent, je Einzelberatung bis 
zu 350 Euro gefördert. Die Antragszahlen haben sieh in 
2009 gegenüber dem Monatsdurehsehnitt des vergange- 
nen Jahres mehr als verdoppelt. Aueh die geförderte 
Energieberatung in den Verbraueherberatungsstellen wird 
mittlerweile in 500 Orten angeboten. Der Eigenanteil bei 
der Beratung beträgt lediglieh fünf Euro. Im „Sonder- 
fonds Energieeffizienz in KMU“, einer Initiative des 
BMWi und der KfW, werden Energieberatungen für das 
gesamfe Unfemehmen einsehließlieh der Gewerbeimmo- 
bilien mif bis zu 80 Prozenf der Beratungskosfen geför- 
dert. 

4.7 Leitgedanke Nachhaltigkeit 

Eine sieh an den Prinzipien einer naehhaltigen Entwiek- 
lung orientierende Planung und Bewirtsehaftung von Ge- 
bäuden trägt nieht nur zum Klimasehutz bei. Sie wirkt 
aueh auf die Reduzierung der Fläeheninanspruehnahme, 
die Verringerung der lokalen Belastungen von Böden und 
des Grundwassers, die Sieherung der Gesundheit der Be- 
völkerung, die städtebauliehe Qualität, die Sehaffimg und 
Erhaltung von Arbeitsplätzen sowie die Sieherung der 
Wettbewerbsfähigkeit von Planem und Bauwirtsehaft hin. 
Die Reduziemng von Lebenszykluskosten verbessert die 
Wirtsehaftliehkeit aus betriebs- und volkswirtsehaft li- 
eber Sieht; die Wertstabilität naehhaltiger Immobilien 
trägt zum Erhalt von Kapital bei. 

Das Interesse am Thema Naehhaltigkeit ist in der Bau-, 
Wohnungs- und Immobilienwirtsehaft stark gestiegen. Es 
besteht ein großer Bedarf an entspreehenden Informatio- 
nen sowie an geeigneten Instmmenten zur Kommunika- 
tion der Eigensehaften und Vorteile naehhaltiger Ge- 
bäude. ln der dureh das BMVBS koordinierten Forsehung 
werden derzeit erhebliehe Mittel für die Bereifsfellung 
von Dafen für die Ökobilanzierang, die Enfwieklung und 


Zusammenfühmng von Planungs- und Bewertungshilfs- 
mitteln, die Erarbeitung eines nationalen Systems für die 
Zerfifiziemng naehhaltiger Gebäude sowie die Bereifsfel- 
lung von Handlungsempfehlungen eingesefzf. Ergebnisse 
wurden auf dem Kongress „Naehhaltiges Planen, Bauen 
und Befreiben von Gebäuden“ im Dezember 2007 in Ber- 
lin vorgesfellf. Diese fließen in den überarbeifefen Leiffa- 
den des BMVBS zum Thema „Naehhaltiges Bauen“ ein. 

Ausländisehe Investoren fragen in Deutsehland verstärkt 
Immobilien naeh, deren Naehhaltigkeit über ein Zertifikat 
naehgewiesen werden kann. Gleiehzeitig wird die Mög- 
liehkeit, ein derartiges Zertifikat auszustellen oder vorzu- 
legen, ein Wettbewerbsfaktor für die in ausländisehen 
Märkten agierenden deutsehen Unternehmen. Neue Pro- 
dukte, wie naehhaltige Immobilienfonds oder „green 
RElTs“ sind in Deutsehland bisher kaum vorhanden. 

Naehhaltige Immobilien bieten eine hohe Nutzungsquali- 
tät in Verbindung mit einer Wertstabilität. Ein Gebäude- 
pass als lebenszyklusbegleitende Objektdokumentation 
und Naehweis der durehgeführten Instandhaltung ge- 
winnt damit an Bedeutung. 

Im Januar 2009 wurde dureh das BMVBS auf der BAU 
2009 in Münehen im Rahmen des Kongresses „Bauen für 
die Zukunft - naehhaltig und energieeffizient“ erstmalig 
in Deutsehland das „Deutsehe Gütesiegel Naehhaltiges 
Bauen“ für Neubaufen des öffentliehen und privafen 
Büro- und Verwaltungsbaus verliehen. Auf Basis der 
Naehhaltigkeitskriterien der Pilotversion 2008 wurden 
insgesamt 49 Einzelkriterien aus den seehs Kriteriengrup- 
pen Ökologisehe Qualität, Ökonomisehe Qualität, Sozio- 
kulturelle Qualität, Teehnisehe Qualität, Prozessqualität 
und Standortqualität bewertet und zu einer Gesamtbewer- 
tung zusammengeführt. Erstmalig wurden Lebenszyklus- 
kosten sowie globale Umweltwirkungen in einem Zeitho- 
rizont von 50 Jahren bereehnet und bewertet. Fünf 
öffentliehe und elf private Verwaltungsgebäude erzielten 
insgesamt seehs Goldzertifikate, sieben Silberzertifikate 
und drei Bronzezertifikate, wobei die Vorbildwirkung öf- 
fentlieher Gebäude unterstriehen werden konnte. 

Aufbauend auf den Ergebnissen der ersten Pilotphase 
werden in Kooperation des BMVBS und der Deutsehen 
Gesellsehaft für naehhaltiges Bauen (DGNB) die Einzel- 
kriterien evaluiert, gesehärft und voraussiehtlieh zum 
Sommer 2009 in einer Vollversion des Deutsehen Güte- 
siegel Naehhaltiges Bauen im Markt eingeführt. Das 
Deutsehe Gütesiegel Naehhaltiges Bauen stellt somit ein 
ganzheitliehes Bewertungssystem zum naehhaltigen 
Bauen für Neubauten des Büro- und Verwaltungsbaus 
dar. Weitere Informationen zum System sowie der Pilot- 
zertifizierung sind unter www.naehhaltigesbauen.de zu 
finden. 

4.8 Steuerliche Rahmenbedingungen und 
Wertermittlung 

Für die Entwieklung der Wohnungs- und Immobilien- 
märkte sind die steuerliehen Rahmenbedingungen von er- 
heblieher Bedeutung. Änderungen braehten insbesondere 
die Untemehmensteuerreform 2008 und die Erbsehaft- 
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Steuerreform. Außerdem wurde die Wertermittlungsver- 
ordnung novelliert. 

4.8.1 Unternehmensteuerrecht 

Ziel der Untemehmensteuerreform war es, Deutschland 
im internationalen Steuerwettbewerb zu stärken. Die Re- 
form trat zum 1. Januar 2008 in Kraft. Wichtigste Maß- 
nahme der Untemehmensteuerreform ist die Senkung des 
Körperschaftsteuersatzes auf 15 Prozent. Damit hat 
Deutschland einen international wettbewerbsfähigen Un- 
temehmensteuersatz. Im Einzelnen ist die Wohnungs- 
und Immobilienwirtschaft insbesondere von den folgen- 
den Regelungen betroffen. 

Zinsschranke bei der Einkommen- nnd 
Körperschaftstener 

Viele Unternehmen versuchten in der Vergangenheit, ihre 
in Deutschland erwirtschafteten Erträge z. B. durch Zah- 
lung von Kreditzinsen infolge grenzüberschreitender 
Kreditvergabe in das niedriger besteuerte Ausland zu ver- 
lagern. Die Zinsschranke schränkt daher die Abzugsfä- 
higkeit von Zinsaufwendungen, die die Zinserträge über- 
steigen, gmndsätzlich auf 30 Prozent um den Zinssaldo 
und die Abschreibungen erhöhten Gewinns (so genannte 
EBITDA) ein. Diese Regelung erschwert die Verlagemng 
von Gewinnen ins Ausland. Allerdings sind auch Unter- 
nehmen ohne Auslandsgeschäft betroffen, da die Vor- 
schrift aus europarechtlichen Gründen nicht auf grenz- 
überschreitende Sachverhalte beschränkt werden konnte. 

Gerade für die sfark fremdfinanzierte Immobilienwirt- 
schaft spielt die Zinsschranke eine große Rolle. Sie profi- 
tiert jedoch von einer Reihe von Erleichtemngen: 

- Durch die Freigrenze von einer Mio. Euro sind kleine 
und mittelgroße Unternehmen nicht von der Zins- 
schranke betroffen. 

- Unternehmen, die nicht konzemgebunden sind und bei 
denen keine Gesellschafter-Fremdfinanzierang gege- 
ben ist (die also keinen Gewinn verlagern können), 
sind generell von der Zinsschranke ausgenommen. 

- Konzemgebundene Unternehmen können sich von der 
Anwendung der Zinsschranke befreien, wenn sie 
nachweisen, dass ihre Eigenkapitalquote mindestens 
dem Konzemdurchschnitt entspricht. 

- Auch durch die Bildung von steuerlichen Organschaf- 
ten können Unternehmen die Anwendung der Zins- 
schranke vermeiden. 

- Nicht abziehbare Zinsaufwendungen können zeitlich 
unbeschränkt und unter bestimmten Voraussetzungen 
in späteren Wirtschaftsjahren abgezogen werden. 

Hinzurechnungen bei der Gewerbesteuer 

Mit dem Untemehmensteuerreformgesetz 2008 ist bei der 
Gewerbesteuer der Katalog der Finanzierungsaufwendun- 
gen, die dem Gewerbeertrag zuzurechnen sind, erweitert 
worden. Finanzierungsaufwendungen werden nun zu ei- 
nem Viertel in die Bemessungsgrundlage der Gewerbe- 


steuer einbezogen, soweit sie insgesamt den neuen Frei- 
betrag von 100 000 Euro übersteigen. Gegenüber der 
bisherigen Regelung, nach der von den Finanzierungs- 
aufwendungen Dauerschuldzinsen zur Hälfte hinzuzu- 
rechnen waren, dürfte dies die Immobilienwirtschaft ent- 
lasten. Denn dort sind langfristige Finanzierungen 
branchenüblich. 

Zu den Finanzierungsaufwendungen zählen nun auch die 
Finanzierungsanteile von Mieten und Pachten unbewegli- 
cher Vermögensgüter (z. B. Immobilien). Von den gezahl- 
ten Mieten und Pachten werden 65 Prozent als pauschal 
ermittelter Finanzierungsanteil in die Bemessungsgrund- 
lage für die Hinzurechnung einbezogen. 

Nachversteuerung von Eigenkapital der früheren 
gemeinnützigen Wohnungswirtschaft 

Durch das Jahressteuergesetz 2008 wurde die Regelung 
zur Ablösung des unversteuerten Eigenkapitals aus der 
Zeit des bis 2000 geltenden Anrechnungsverfahren (so 
genannte EK 02) geändert. Bis einschließlich 2006 wurde 
das EK 02 im Falle einer Ausschüttung an den Anteils- 
eigner mit 30 Prozent nach versteuert, was bei Unterneh- 
men, die über hohe EK 02-Bestände verfügen - z. B. ehemals 
gemeinnützige Wohnungsuntemehmen -, als Ausschüt- 
tungshindemis empfunden wurde. Nach der Neuregelung 
wird das EK 02 unabhängig von einer Ausschüttung pau- 
schal mit 3 Prozent nachbelastet; dabei wird der Steuer- 
betrag im Regelfall in Raten über zehn Jahre verteilt. 

Um die Besonderheiten insbesondere kommunaler Woh- 
nungsuntemehmen und Wohnungsgenossenschaften zu 
berücksichtigen, die aufgrand ihres öffentlich oder ge- 
setzlich festgelegten besonderen Zwecks in den Möglich- 
keiten zur Ausschüttung beschränkt sind, besteht für 
diese Unternehmen eine Ausnahme von der verpflichten- 
den Nachversteuemng. Auf Antrag kann danach weiter- 
hin die bisherige Regelung einer ausschüttungsabhängi- 
gen Nachbelastung angewendet werden, solange die 
Unternehmen in den Kreis der bezeichneten Wohnungs- 
untemehmen fallen. 

4.8.2 Steuerliche Absetzungen für Abnutzung 
im Immobilien- und Wohnungssektor 

Ein Förderinstmment für Wohnungs- und Immobilien- 
märkte sind erweiterte steuerliche Abschreibungen. 
Hierzu zählen aktuell die erweiterten Absetzungen bei 
Gebäuden in Saniemngsgebieten und städtebaulichen 
Entwicklungsbereichen, bei kulturhistorisch wertvollen 
Gebäuden sowie der Abzugsbetrag für selbsfgenutzfe 
Baudenkmale und Gebäude in Saniemngsgebieten und 
städtebaulichen Entwicklungsgebieten. Diese drei Steuer- 
vergünstigungen hatten 2008 ein Volumen von insgesamt 
116 Mio. Euro. Dazu kommt die Steuerermäßigung für 
die Inanspmchnahme von Handwerkerleistungen in pri- 
vaten Haushalten - soweit keine Fördemng über KfW- 
Programme in Anspmch genommen wurde -, die 2008 
ein Fördervolumen von etwa 2,2 Mrd. Euro hatte. Im 
Rahmen des ersten Konjunkturpakets wurde der abzugs- 
fähige Höchsfbefrag für Handwerkerleistungen in priva- 
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ten Haushalten zum 1. Januar 2009 auf 1 200 Euro ver- 
doppelt. 

Reguläre steuerliehe Absehreibungen, die aueh energeti- 
sehe Investitionen begünstigen, sind bei Herstellungs- 
oder Ansehaffungskosten möglieh. Das gilt insbesondere 

- bei umfangreiehen (aueh energetisehen) Baumaßnah- 
men, die in engem Zusammenhang mit dem Erwerb 
eines Objektes anfallen (ansehaffungsnahe Herstel- 
lungskosten innerhalb von drei Jahren naeh Ansehaf- 
fung), 

- bei umfassenden (nieht nur energetisehen) Sanierun- 
gen insbesondere von Gebäuden mit sehr einfaehem 
Standard, wenn im Einzelfall eine wesentliehe Verbes- 
serung des Standards erreieht wird. Das ist insbeson- 
dere der Fall, wenn die Modernisierung bei drei der 
vier zentralen Ausstattungsmerkmale Heizung, Fens- 
ter, Sanitär- und Elektroinstallation zu einer Erhöhung 
und Erweiterung des Gebrauehswertes führt. 

Einzelmaßnahmen der energetisehen Gebäudesanierung 
an bestehenden Gebäuden wie zum Beispiel die Verbesse- 
mng der Wärmedämmung, der Austauseh der Heizung 
oder der Einbau einer Solaranlage zu Brauehwasser- 
erwärmung sind in vielen Fällen Erhaltungsaufwendun- 
gen, die sofort in voller Höhe als Werbungskosten/Be- 
triebsausgaben steuerlieh absetzbar sind, wenn das 
Gebäude der Einkunftserzielung dient. 

4.8.3 Erbschaftsteuerreform 

Das neue Erbsehaftsteuer- und Bewertungsreeht ist von 
erheblieher Bedeutung für die Wohnungs- und Immobi- 
lienwirtsehaft. Grundlage für die Reform war die Ent- 
seheidung des Bundesverfassungsgeriehtes vom 7. No- 
vember 2006, naeh der das bis dahin geltende Reeht 
insofern für verfassungswidrig erklärt wurde, als den un- 
tersehiedliehen Vermögensarten bei einheitliehen Steuer- 
sätzen untersehiedliehe Wertansätze zugrunde gelegt 
wurden. Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rats daher eine Neuregelung der Erbsehaftsteuer verab- 
sehiedet, die am 1. Januar 2009 in Kraft getreten ist. 
Gegenüber der bisherigen Reehtslage ergeben sieh insbe- 
sondere folgende Änderungen: 

- Alle Vermögensarten, also aueh Grundvermögen, 
orientieren sieh künftig einheitlieh am gemeinen Wert 
(Verkehrswert). 

- Erwerber von Betriebsvermögen, Anteilen an Kapital- 
gesellsehaften, bei denen der Erblasser eine Beteili- 
gung von mehr als 25 Prozent hatte, sowie land- und 
forstwirtsehaftliehem Vermögen können wählen, ob 
sie statt der Regelversehonung von 85 Prozent eine 
vollständige Steuerverschonung von 100 Prozent in 
Anspruch nehmen wollen. Allerdings sind diese Be- 
günstigungen an eine längerfristige Fortführung des 
Betriebes und den Erhalt einer bestimmten Lohn- 
summe geknüpft. Die Begünstigungen finden keine 
Anwendung, wenn das Betriebsvermögen zu mehr als 
50 Prozent (bzw. im Falle der vollständigen Steuerver- 
schonung: zu mehr als 10 Prozent) aus Verwaltungs- 


vermögen besteht. Zum Verwaltungsvermögen gehö- 
ren u. a. Dritten zur Nutzung überlassene Grundstücke 
und Bauten. Betriebe, deren Hauptzweck in der Ver- 
mietung von Wohnungen besteht und die hierfür einen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb benötigen, können 
jedoch die Verschonungsregelung in Anspruch neh- 
men. 

- Für zu Wohnzwecken vermietete Grundstücke ist ein 
Bewertungsabschlag von 10 Prozent vorgesehen. Da- 
mit sollen insbesondere die privaten Vermieter unter- 
stützt werden. 

- Selbstgenutztes Wohneigentum wird von der Erb- 
schaftsteuer bei Übergang auf den Ehegatten oder die 
Kinder freigestellt, sofern der Erbe die Wohnung un- 
verzüglich bezieht und über einen Zeitraum von zehn 
Jahren zu eigenen Wohnzwecken nutzt (für Kinder gilt 
dies nur für eine Wohnflächengrenze bis zu 200 m^). 

- Die Stundungsregelung für Betriebsvermögen wird 
auf Grundstücke, die zu Wohnzwekken vermietet wer- 
den sowie auf selbstgenutzte Ein- und Zweifamilien- 
häuser bzw. selbstgenutztes Wohneigentum erweitert, 
sofern der Erbe die Steuer nur durch eine Veräußerung 
dieses Vermögens aufbringen kann. 

- Die persönlichen Freibefräge in der Sfeuerklasse 1 er- 
höhen sich (für Ehegatten von 307 000 Euro auf 
500 000 Euro und für Kinder von 205 000 Euro auf 
400 000 Euro). 

- Für Überfragungen in den Sfeuerklassen 11 (z. B. Ge- 
schwisfer) und 111 (Dritte) erhöhen sich die Freibefräge 
(in Sfeuerklasse 11 von 10 300 Euro auf 20 000 Euro 
und in Sfeuerklasse 111 von 5 200 Euro auf 20 000 Euro). 
Die Steuersäfze befragen in beiden Sfeuerklassen 11 
und 111 je nach Umfang der Übertragung 30 Prozent 
bzw. 50 Prozent (ab einem Wert des Vermögens von 
mehr als sechs Mio. Euro). 

Durch die Reform wird es zu Verschiebungen der Erb- 
schaftsteuerbelastung zwischen den einzelnen Vermö- 
gensarten kommen. Durch den Ansatz der Verkehrswerte 
kann es zu einer Mehrbelastung bei der Übertragung von 
Immobilien kommen. Dies gilt insbesondere, wenn grö- 
ßere Immobilienvermögen übertragen werden und/oder 
die Übertragung nicht zwischen Angehörigen der Steuer- 
klasse 1 stattfindet. Allerdings gibt es wie dargestellt auch 
besondere Regelungen, die die Höherbewertung auffan- 
gen oder abmildem können. 

4.8.4 Grundsteuerrecht 

Die Gmndsteuer betrifft als Steuer auf den Gmndbesitz 
die Immobilienwirtschaft in besonderer Weise. Die Belas- 
tung des einzelnen Gmndstücks hängt von der Gmnd- 
stücksbewertung und den Hebesätzen der jeweilige Ge- 
meinde ab. 

Das Aufkommen aus den Gmndsteuem steht den Ge- 
meinden zu. Die Steuereinnahmen aus Gmndsteuem be- 
tmgen im Jahr 2007 10,7 Mrd. Euro; im Jahr 2009 sollen 
die Einnahmen laut Arbeitskreis „Steuerschätzung“ mehr 
als 1 1 Mrd. Euro betragen. 
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Erlass der Grundsteuer bei strukturell bedingtem 
Leerstand 

Das Grundsteuergesetz sieht einen teilweisen Erlass der 
Grundsteuern u. a. bei bebauten Grundstücken vor, wenn 
der normale Rohertrag gemindert ist und der Steuer- 
schuldner die Minderung nicht zu vertreten hat. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat den Standpunkt ver- 
treten, dass dem tatsächlich erzielten Ertrag eine Vermu- 
tung der Normalität beizumessen sei. Daher liege eine für 
die Grundsteuer beachtliche Ertragsminderung nur vor, 
wenn diese auf Besonderheiten zurückzuführen sei, die 
den Sachverhalt atypisch erscheinen lassen. Eine Minde- 
rung des Ertrages durch strukturell bedingten Leerstand 
sei aber für eine Leersfandsregion gerade fypisch. Das 
Bundesverwaltungsgerichf haf allerdings diese Rechfs- 
auffassung mit Beschluss vom 20. April 2007 aufgegeben 
und sieht, wie auch der Bundesfinanzhof (z. B. Urteil 
vom 24. Oktober 2007) die Möglichkeit eines Teilerlasses 
der Grundsteuer bei strukturell bedingtem Leerstand als 
gegeben an. 

Das Jahressteuergesetz 2009 schränkt die Erlassregelung 
ein. Voraussetzung ist nunmehr, dass der normale Roher- 
trag um 50 Prozent (bisher 20 Prozent) gemindert ist. Zu- 
dem beträgt der Steuererlass nur noch 25 Prozent (bei 
100 Prozent Ertragsminderung: 50 Prozent). Bisher 
wurde die Grundsteuer um einen Prozentsatz gemindert, 
der vier Fünftel der Ertragsminderung entsprach. 

Insgesamt stellt die neuere Entwicklung eine Entlastung 
der Betroffenen bei strukturell bedingtem Leerstand dar, 
da sie nun die (wenn auch eingeschränkte) Erlassregelung 
in Anspruch nehmen können. 

Grundsteuerreform 

Die Bundesregierung befürwortet eine Grundsteuerre- 
form. Sie soll neben einer bundesweiten Rechtsverein- 
heitlichung das Grundsteuerrecht vereinfachen und für 
den Bürger transparenter machen. Denn maßgeblich für 
die Grundsteuer sind immer noch die Einheitswerte für 
das Grundvermögen auf der Basis des Jahres 1964, in den 
neuen Ländern sogar des Jahres 1935 und - soweit keine 
Einheitswerte des Jahres 1935 vorliegen - gilt in den 
neuen Ländern der Ersatzwirtschaftswert. Allen Werten 
ist gemein, dass sie die derzeitigen Immobilienwerte 
nicht realitätsgerecht widerspiegeln. Die zwischenzeitli- 
che unterschiedliche Entwicklung hat zu großen Verzer- 
rungen der Immobilienwerte untereinander geführt. 

Das Re form Vorhaben wurde allerdings wegen der Dring- 
lichkeit der Erbschaflsteuerreform zurückgestellt. Von der 
Erbschaftsteuerreform gehen auch Auswirkungen auf 
eine Grundsteuerreform aus. Denn bei beiden Reformpro- 
jekten spielt die Frage einer realitätsgerechten Bewertung 
von Immobilien eine entscheidende Rolle. 

4.8.5 Novellierung der Wertermittlungs- 
verordnung 

Einen wichtigen Beitrag für eine marktnahe, den heutigen 
Anforderungen entsprechende Ermittlung der Verkehrs- 


werte von Grundstücken leistet die Novellierung der 
Wertermittlungsverordnung (WertV). Sie wurde am 
1 . April 2009 vom Bundeskabinett beschlossen. 

Die Bedingungen auf dem Grundstücksmarkt haben sich 
seit dem Erlass der geltenden - auf das Baugesetzbuch 
(BauGB) gestützten - WertV im Jahr 1988 tief greifend 
verändert. So haben die Wiedervereinigung, die neuen 
Aufgabenbereiche Stadtumbau und Soziale Stadt sowie 
der demografische und wirtschaftliche Wandel, die Inter- 
nationalisierung der Immobilienwirtschaft und die stär- 
kere Kapitalmarktori entierung zu neuen Rahmenbedin- 
gungen geführt. Darüber hinaus hat sich seit Erlass der 
WertV die Wertermittlungspraxis erheblich weiterentwi- 
ckelt. Vor diesem Hintergrund ist ein von BMVBS einge- 
setztes Sachverständigengremium zu dem Ergebnis ge- 
langt, dass die WertV sich zwar grundsätzlich bewährt 
hat, aber dennoch einer umfassenden Fortentwicklung be- 
darf Die geltende WertV aus dem Jahr 1988 wird durch 
eine neue Verordnung abgelöst, mit der neue Entwicklun- 
gen in der Wertermittlungspraxis und -lehre umgesetzt 
werden. Im Einzelnen umfasst die Novelle folgende 
Neuerungen: 

Die Veränderungsprozesse aufgrund des demografischen 
und wirtschaftlichen Wandels führen immer häufiger zu 
Änderungen in der Werfentwicklung. Mit der neuen Ver- 
ordnung können diese Änderungen besser berücksichtigt 
werden, z. B. durch eine Regelung zu den Marktanpas- 
sungsfaktoren, die zur Angleichung finanzmathematisch 
errechneter Werte an die jeweiligen Grundstücksmarkt- 
verhältnisse notwendig sind. Außerdem wird geregelt, 
unter welchen Voraussetzungen künftige Entwicklungen 
berücksichtigt werden. 

Neue für den Grundstücksverkehr wichtige Aspekte wer- 
den durch die Novellierung erfasst, z. B. durch die Auf- 
nahme von energetischen Eigenschaften als Gebäude- 
merkmal und dem Hinweis auf die Wertrelevanz 
städtebaulicher Umstände, wie sie etwa in Stadtumbauge- 
bieten vorliegen. 

Der Intemationalisierung des Immobilienmarktes wird 
durch eine international besser vermittelbare Begriffiich- 
keit Rechnung getragen, z. B. durch Aufnahme des Be- 
griffs Marktwert (market-value). Das international wie 
national gebräuchliche Discounted-Cashflow- Verfahren 
(DCF) wird in einer für die Verkehrswerfermiftlung ge- 
eignefen Form aufgenommen. 

Mit der Novellierung werden die Rechtsgrundlagen für 
die Werfermittlung verbessert und die Vorschriften zu den 
einzelnen Wertermittlungsverfahren präzisiert. Für eine 
größere Transparenz der Wertermittlung werden Sachver- 
halte, die zusammengehören, wie z. B. Aussagen zur Bo- 
denwertermittlung oder zu objektspezifischen Grund- 
stücksmerkmalen, nunmehr jeweils in einem einzigen 
Paragraphen geregelt. Dies trägt auch zum Bürokratieab- 
bau bei. 

Mit der Novelle der WertV erhält die Praxis der Grund- 
stückswertermittlung eine systematisch aufgebaute Ver- 
ordnung auf Basis aktueller Erkenntnisse. Sie regelt die 
Grundlagen der Wertermittlung und gewährleistet eine 
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einheitliche Vorgehensweise der Praxis bei der Verkehrs- 
wertermittlung, was im Falle der Gutachterausschuss- 
informationen auch zu besseren Datengrundlagen führt. 

4.9 Verbesserung der Datengrundlagen und 
Marktinformationen 

Politik und private Akteure brauchen differenzierte, ver- 
lässliche und aktuelle Marktinformationen, um Entschei- 
dungen zu treffen. Das gilt aus zwei Gründen: Neben der 
Betrachtung der Gesamtentwicklung ist für viele Frage- 
stellungen der regionale Bezug zunehmend von hoher Be- 
deutung, auch für die Marktbeobachtung. Dadurch steigt 
der Bedarf an aktuellen regionalen Daten und differenzie- 
renden Auswertungen. Zunehmende Intemationalisierung 
und Professionalisierung der Immobilienmärkte erfordern 
eine stärkere Markttransparenz, um Marktstrukturen und 
ihre Potenziale und Risiken plausibel einschätzen zu kön- 
nen. Markttransparenz wird so zum Standortvorteil. 

Verschiedene aktuelle Marktstudien kommen allerdings 
zu dem Ergebnis, dass aussagekräftige, sowohl konsis- 
tente und angemessen untergliederte als auch aktuelle Da- 
ten in der Immobilienwirtschaft fehlen. Dies erschwert 
sachgerechte Entscheidungen privater und institutioneller 
Investoren oder Nutzer der Daten. Datenlücken bestehen 
vor allem bei der Marktentwicklung, der Entwicklung 
(regionaler) Immobilienwerte, Immobilientransaktionen, 
zum Leerstand und der Wohnsituation der Haushalte. 
Hinzu kommen unterschiedliche Definitionen und Ab- 
grenzungen. 

Der EU -weite Zensus 2011, der eine komplette Erhebung 
des Wohnungsbestands vornehmen wird, wird ebenso wie 
die seit einigen Jahren erhobene Dienstleistungsstatistik 
und das Untemehmensregister der Statistischen Ämter ei- 
nen Beitrag zur Lückenschließung leisten. Das BBSR 
erweitert im Auftrag des BMVBS seine immobilienwirt- 
schaftliche Berichterstattung um ein Monitoring gewerb- 
licher Immobilienmärkte. Neben einer besseren Abbil- 
dung regionalisierter Mietpreisentwicklungen zeichnet 
sich auch im Bereich der Kaufpreisbeobachtung durch 
eine optimierte Nutzung von Gutachterausschussinforma- 
tionen eine Qualitätssteigerung ab. 

Neben der amtlichen Statistik gibt es auch eine Reihe pri- 
vater Anbieter, die schon heute wichtige Informationen 
zu den Immobilienteilmärkten veröffentlichen. Wichtig 
ist daher eine abgestimmte Arbeitsteilung öffentlicher 
und privater Akteure, um Synergieeffekte zu nutzen. 

5 Integration von Raumordnung, 

Wohnungs- und Stadtentwicklungs- 
politik 

Die Regionalisierung der Wohnungsmärkte hat enorme 
Auswirkungen auf die Raumnutzung und den Erhalt und 
Ausbau der Infrastruktur. Raumordnungs- und Raument- 
wicklungspolitik müssen auf diese Herausforderungen 
reagieren. Die Erarbeitung einer Nationalen Stadtent- 
wicklungspolitik sowie eines Handlungskonzepts zur 
Weiterentwicklung der ländlichen Räume stellen wichtige 
Schritte dar, die durch die Integration anderer Politikfel- 


der den räumlichen Zusammenhalt und die Entwicklung 
der Städte stärken. 

5.1 Raumordnung 

5.1.1 Entwicklungspotenziale von den 

Metropolenregionen bis zu den 

ländlichen Räumen stärken 

Die Metropolregionen und ihr Verhältnis zu ländlichen 
Räumen stehen zunehmend im Blickpunkt von Politik, 
Wirtschaft und Öffentlichkeit. Um die Voraussetzungen 
für Chancengerechtigkeit und gleichwertige Lebensver- 
hältnisse in allen Teilräumen aufrechtzuerhalten, müssen 
die räumliche Vielfalt und die Polyzentralität als beson- 
dere Qualität stärker in den Fokus der Raumentwick- 
lungspolitik rücken. Sie müssen zu regional angepassten 
Politik- und Handlungsansätzen führen. 

Die Globalisierung und die europäische Integration haben 
zu einer Verschärfung des Standortwettbewerbs, zu einer 
verstärkten Arbeitsteilung und zu wachsenden Verflech- 
tungen zwischen Regionen geführt. Damit geht ein 
Wachstum der Verkehrsströme einher. Bildung, Wissen 
und Innovationsfähigkeit werden zu entscheidenden Pro- 
duktions- und Standortfaktoren. 

Metropolregionen sind nicht automatisch auch Wachs- 
tumszentren, genauso wenig wie ländlich geprägte 
Räume mit strukturschwachen Regionen gleichzusetzen 
sind. Ebenso wenig sind sie hinsichtlich der Siedlungs- 
struktur und bei der wirtschaftlichen und sozialen Aus- 
gangssituation und Entwicklung homogen. Beispiele wie 
das Emsland, der Landkreis Bamberg oder der Wartburg- 
kreis zeigen, wie unter vergleichsweise ungünstigen Aus- 
gangsbedingungen Wachstum und zukunftsfähige Ent- 
wicklungen möglich sind. Entwicklungsstrategien, die 
alle wesentlichen Akteure des Raumes langfristig einbin- 
den, unterstützen eine erfolgreiche Regionalpolitik. Die 
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft ist hier ein wichti- 
ger Partner. 

Vor Ort ist ein fachübergreifendes Vorgehen notwendig, 
das wirtschaftliche, soziale Fragen sowie den Umwelt- 
und Ressourcenschutz einbezieht. Dies betrifft Stadt- 
regionen ebenso wie ländliche Räume. Die Bundesregie- 
rung verfolgt daher eine Doppelstrategie: zum einen eine 
Wachstums- und Innovationspolitik zur Stärkung regio- 
naler Wachstumspotenziale an den dafür geeignefen 
Standorten und zum anderen differenzierte Politikansätze 
für Räume mit besonderem Anpassungsbedarf Diese 
müssen die verstärkte Nutzung regionalspezifischer 
Kompetenzen, die Etablierung und den Ausbau von Netz- 
werken in (über-)regionalen Wachstumsbündnissen er- 
möglichen und die Grundversorgung mit Leistungen der 
Daseinsvorsorge sichern. 

Die Umsetzung dieser Strategie vor Ort erfordert einen 
Blick über Zuständigkeitsgrenzen hinweg sowie neue 
Formen der engen regionalen Kooperation und Vernet- 
zung. Das BMVBS fördert 2007 bis 2010 im Rahmen des 
Programms Modellvorhaben der Raumordnung in sieben 
Modellregionen praxisorientierte Ansätze zur Konkreti- 
sierung und Umsetzung großräumiger Verantwortungs- 
gemeinschaften. Unter dem Motto „Überregionale Part- 
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Abbildung 21 
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Quelle: BBR Raumordnungsbericht 2005. 


nerschaften - Innovative Projekte zur stadtregionalen 
Kooperation, Vernetzung und gemeinsamen großräumi- 
gen Verantwortung“ umfassen die Kooperationsräume 
städtische und ländliche, zentrale und periphere sowie 
wirtschaftlich starke und schwache Gebiete. 

Auch Initiativen im Rahmen der Nationalen Stadtent- 
wicklungspolitik sowie das Handlungskonzept zur Wei- 
terentwicklung der ländlichen Räume unterstreichen die 


wachsende Bedeutung neuer Partnerschaften zwischen 
Stadt und Land. 

5.1.2 Novellierung des Raumordnungs- 
gesetzes 

Diese neuen Strategieansätze berücksichtigt auch das 
neue Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008. Ei- 
ner der Schwerpunkte ist die Aktualisierung der gesetzli- 
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eben Grundsätze der Raumordnung, um ein naehhaltiges 
Managementsystem für Raumnutzungen und Raumfunk- 
tionen zu etablieren. 

Das neue Raumordnungsgesetz zielt auf eine Balance 
zwischen der Regelung weitgehender bundeseinheitlicher 
Standards und der gesetzgeberischen Zurückhaltung des 
Bundes hinsichtlich landesspezifischer Besonderheiten. 
Im Zuge der Föderalismusreform 1 von 2006 wurde die 
Raumordnung in den neu geschaffenen Kompetenztyp 
der konkurrierenden Gesetzgebung mit Abweichungs- 
möglichkeit der Länder überfuhrt. 

5.1.3 Flächen- und Baulandpolitik 

Ziel der Bundesregierung ist die Verminderung der Flä- 
cheninanspruchnahme für Siedlung und Verkehr auf 
30 ha pro Tag bis zum Jahr 2020. Die fafsächliche Flä- 
cheninanspruchnahme isf noch immer zu hoch (vgl. 
Kap. 3.8). Die Bundesregierung hat Ziele und Maßnah- 
men zur Erreichung des 30-ha-Ziels im Fortschrittsbe- 
richt zur Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie vom No- 
vember 2008 im Einzelnen dargestellt. Es liegt nun in der 
Verantwortung der Länder, Regionen und Gemeinden, bis 
2015 raum- und gebietsbezogene Ziele zur Reduktion der 
Flächeninanspruchnahme zu erarbeiten. Die verstärkte 
Innenentwicklung in den Städten und Gemeinden, die Re- 
vitalisierung von Brachflächen, die Nutzung leer stehen- 
der Bausubstanz sowie eine angemessene Nachverdich- 
tung tragen dazu bei, die Neuinanspruchnahme von 
Siedlungs- und Verkehrsfläche deutlich zu reduzieren. 
Unter Berücksichtigung der kommunalen Planungshoheit 
müssen die Interessen auf regionaler Ebene und auf Lan- 
desebene gebündelt worden. Die Instrumente für eine 
nachhaltige Siedlungsentwicklung sind weiterzuentwi- 
ckeln, um ein nachhaltiges wirtschaftliches Wachstum zu 
unterstützen. 

Der Fortschrittsbericht 2004 zur Nachhaltigkeitsstrategie 
forderte, die Erfassung quantitativer und qualitativer As- 
pekte der Flächeninanspruchnahme weiterzuentwickeln. 
Dazu wurde im Forschungsprojekt „Nachhaltigkeitsbaro- 
meter Fläche“ ein Indikatorensystem zur Ermittlung und 
Fortschreibung der Nachhaltigkeit flächenpolitischer 
Ziele erarbeitet. 

Die Flächenkreislaufwirtschaft muss der strategische An- 
satz künftiger Stadtentwicklung sein, um effiziente und 
tragfähige Siedlungssfrukturen zu gewährleisten. Dabei 
geht es um ein systematisches Flächenressourcenmanage- 
ment nach dem Prinzip „Vermeiden - Verwerten - Aus- 
gleichen“ mit vorrangiger Mobilisierung von Flächen- 
potenzialen in der Stadtregion. 

ln sieben Modellvorhaben „Nachhaltige Siedlungsent- 
wicklung“ wurden Handlungsansätze entwickelt, die dem 
weiteren Zuwachs der Flächeninanspruchnahme für Sied- 
lungszwecke entgegenwirken, fm Programm Aufbau Osf 
widmefen sich mehrere Projekte Fragen der Standortent- 
wicklung, u. a. zum Flächenrecycling in suburbanen 
Räumen sowie zu Fragen der Zwischennutzung, dem Ge- 
werbefiächenmonitoring und Flächenrecycling aus Ak- 
teursperspektive. 


Ein wesentliches Ergebnis der Forschungsprogramme be- 
steht in der Empfehlung an die Gemeinden, Kosten-Nut- 
zen-Betrachtungen im Hinblick auf eine Neuausweisung 
auf der „grünen Wiese“ und einen Neubau in der Innen- 
stadt auf Brachflächen oder Baulücken aufzustellen. 
Bislang fehlen dafür methodische und inhaltliche Grund- 
lagen. Um eine praktikable Handreichung für die Kom- 
munen zu erarbeiten, erfolgt eine Weiterentwicklung 
dieses Ansatzes in laufenden Forschungsprojekten (For- 
schung für die Reduzierung der Flächeninanspruchnahme 
und ein nachhaltiges Flächenmanagement - REFINA). 

5.2 Neue Strategien für unsere Städte - 
Nationale Stadtentwicklungspolitik 

Über die Ziele der Stadtentwicklung besteht weitgehen- 
der Konsens; es geht um sozialen Zusammenhalt, ökolo- 
gische Verträglichkeit, ökonomische Tragfähigkeit und 
baukulturelle Qualitäten. Nach Jahrzehnten der Suburba- 
nisierung eröffnen sich gegenwärtig Chancen für eine er- 
neufe Orientierung auf urbane Räume und Lebensweisen. 
Veränderungen in Wirtschaft und Technik, im Bewusst- 
sein und Verhalten der Menschen bieten neue Chancen 
für das „Sfädfische“. Die Rückbesinnung auf akfives Le- 
ben in einer attraktiven Stadt ist ein zentrales Ziel des 
neuen Politikansatzes der Nationalen Stadtentwicklungs- 
politik. Die gemeinsame Arbeit mit den europäischen 
Partnern im Rahmen der deutschen EU-Ratspräsident- 
schaft 2007 hat verdeutlicht, dass es angesichts dieser He- 
rausforderungen neben regionalen Initiativen auch einen 
nationalen Standpunkt im Politikbereich Stadtentwick- 
lung geben muss. 

Dies geschieht auf Bundesebene im Zusammenwirken 
mit den Ländern und Kommunen, aber auch mit Bürgern 
und Unternehmen unter dem Dach der im Jahre 2007 vom 
BMVBS initiierten Nationalen Stadtentwicklungspolitik. 
Ziele dieser Politik- und Handlungsansätze sind die Er- 
haltung des sozialen Friedens in den Städten, die Förde- 
rung von Innovationen und wirtschaftlicher Entwicklung, 
der Klimaschutz, die Erhaltung von baulichen Qualitäten 
(Baukultur), die Einbettung der Stadtentwicklung in ei- 
nen stadtregionalen Kontext und die Mobilisierung 
gesellschaftlichen Engagements. Die Verbände und Un- 
ternehmen der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft un- 
terstützen in vielfältiger Weise die Umsetzung dieser 
Ziele und sind aktiv an den Prozessen beteiligt. 

Die Nationale Stadtentwicklungspolitik schafft Plattfor- 
men für einen lebendigen Ausfausch, thematisiert 
aktuelle Trends und greift beispielhafte Handlungs- und 
Lösungsansätze auf Zwei Strategieelemente tragen zur 
Umsetzung dieser Politik bei. Der Handlungsbereich 
„Gute Praxis“ bildet das Rückgrat der Nationalen Stadt- 
entwicklungspolitik. Die Projektreihe „Für Stadt und Ur- 
banität“ stellt eine Ergänzung um flexible, zeitlich befris- 
tete und experimentelle Programmbausteine dar. 

Stärkung der Innenstädte 

Die Wettbewerbsfähigkeit städtischer Quartiere ist gegen- 
über dem suburbanen Raum weiter zu verbessern. Es gilt. 
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das wirtschaftliche Potenzial der Innenstädte zu stärken, 
ihre Multi funktionalität zu sichern, zentrale Stadträume 
aufzuwerten und Verkehrsbelastungen zu reduzieren. Mo- 
bilitätskonzepte, Siedlungs- und Einzelhandelsplanung 
und die Erschließung der Quartiere durch den öffentli- 
chen Personennahverkehr (ÖPNV) sind daher konsequent 
auf diese Ziele auszurichten. Benötigt werden dabei ins- 
besondere gezielte Angebote für Familien mit Kindern, 
für ältere Menschen und für alle Altersgruppen, die es 
wieder zurück in die Stadt zieht. Dazu gehören nicht nur 
bedarfsgerechte und zeitlich flexible Kinderbetreuungs- 
angebote, sondern auch eine Vernetzung der lokalen 
Dienstleistungen für Familien und Kinder. Mit dem 
Aktionsprogramm Mehrgenerationenhäuser hat die Bun- 
desregierung erste Vemetzungsgelegenheiten geschaffen. 
Die Reurbanisierung bietet die Chance, unter angemesse- 
ner Berücksichtigung aller Innenstadtnutzungen auch 
neue Prioritäten zu setzen. 

Die Novelle des Baugesetzbuches (BauGB) von 2007 ist 
ein weiterer Schritt zur Stärkung der Innenstädte. Sie ent- 
hält Regelungen zur Erleichterung und Beschleunigung 
von Bebauungsplanverfahren für die Irmenentwicklung 
der Städte und die Gestaltung eines planungsrechtlichen 
Instrumentariums zur Schaffung und Sicherung zentraler 
Versorgungsbereiche . 

5.3 Programme der Städtebauförderung 

Die Städtebauförderung isf das invesfive Kemelemenf der 
Nafionalen Sfadtentwicklungspolitik und ihre „gufe Pra- 
xis“ zugleich. Die Sfadfenfwicklungs- und im engeren 
Sinne die Sfadfemeuerungspolitik mif ihrem wichtigsfen 
Instrumenf, der SfädfebaufÖrderung, sfehen in einer engen 
wechselseitigen Beziehung zu den Enfwicklungen auf 
den Wohnungs- und Immobilienmärkfen. 

Im Mittelpunkt der Städtebauförderung sfehen Pro- 
gramme zur sozialen Sfadfenfwicklung, zum Sfadfumbau, 
zur Zentrenenfwicklung und zum sfädfebaulichen Denk- 
malschufz. Darüber hinaus leisfef die SfädtebaufÖrderung 
im Rahmen des Invesfitionspakfs zwischen Bund, Län- 
dern, Gemeinden zur energetischen Sanierung der sozia- 
len Infrastruktur in den Kommunen ihren Beitrag zu Kli- 
maschutz. Außerdem ist das neue Programm 
„Zukunftsinvestitionen der Kommunen und Länder“ Be- 
standteil des zweiten Konjunkturpakets der Bundesregie- 
rung (vgl. Kap. 4.6.4). 

5.3.1 Stadtumbau Ost und West 

Schrumpfende Städte und ihre Wohnungs- und Immobi- 
lienmärkte weisen besondere Eigenschaften auf und 
erfordern problemorientierte Instrumente in der Stadtent- 
wicklungspolitik. Der Stadtumbau zielt darauf ab, die 
städtischen Strukturen auch bei rückläufigen Bevölke- 
rungszahlen lebensfähig zu halfen und die Lebensqualifät 
in den befroffenen Sfädfen und Sfadtfeilen zu sichern. Be- 
gleiferscheinungen der Schrumpfung sind Verlusf von Ar- 
beitsplätzen, dauerhaft hohe Arbeitslosigkeit, geringe 
Kauf- und Steuerkraft. Für die Städte eröffnet der Stadt- 
umbau die Chance, neue Stadtqualitäten zu schaffen, die 


den neuen räumlichen Rahmenbedingungen und den ge- 
änderten Ansprüchen der Gesellschaft Rechnung tragen. 
Dabei stehen die Innenentwicklung der Städte, die Auf- 
wertung und der bedarfsorientierte Um- und Rückbau der 
Stadtquartiere im Mittelpunkt einer nachhaltigen Strate- 
gie. 

Das Programm Stadtumbau Ost ist eines der wichtigsten 
Instrumente der Städtebauförderung in den neuen Län- 
dern. Es sfabilisiert vor allem die Städfe und die Woh- 
nungsmärkfe, die in besonderem Maße vom demografi- 
schen und wirfschaftlichen Wandel befroffen sind. Bund, 
Länder und Gemeinden sfellen von 2002 bis 2009 insge- 
samf 2,5 Mrd. Euro Fördermittel bereif, davon der Bund 
allein rund 1,1 Mrd. Euro Programmmittel. Drei Viertel 
aller ostdeutschen Kommunen mit mehr als 10 000 Ein- 
wohnern sind in das Stadtumbauprogramm einbezogen. 

Der Rückbau leer stehender Wohnungen ist gut vorange- 
kommen und trägt zu einer Stabilisierung des Wohnungs- 
marktes bei. Bis Ende 2008 wurden über 240 000 Wohnun- 
gen zurückgebaut. Die Leerstandsquote der kommunalen 
Wohnungsuntemehmen und Wohnungsgenossenschaften 
konnte von 16,2 Prozent im Jahr 2002 auf 11 Prozent 
Ende 2008 gesenkt werden. 

Gleichwohl kommen die gewünschten Effekte insbeson- 
dere in den Altbauquartieren noch nicht überall zum Tra- 
gen. Deshalb gewinnt die zweite Säule des Stadtumbaus 
Ost, die Aufwertung der Innenstädte und erhaltenswerten 
Stadtquartiere, an Bedeutung. Dazu gehört auch der Er- 
halt Stadtbild prägender Bausubstanz. Im Ergebnis der öf- 
fentlichen Debatte zum Erhalt und zur Stärkung der in- 
nerstädtischen Altbaubestände konnte der Bund eine 
Wende in der Förderpolitik einleiten. Bund und Länder 
haben sich auf Neuregelungen zur zukünftigen Ausgestal- 
tung des Programms Stadtumbau Ost geeinigt. 

Die Rückbauförderung von vor 1919 errichtefen und von 
denkmalgeschüfzfen Gebäuden wird ausgeschlossen. 
Künftig können 15 Prozenf sfatt fünf Prozenf des Finanz- 
volumens des Stadfumbau Osf für Sicherungsmaßnahmen 
an Alfbaufen bis zum Baujahr 1948 eingesefzf werden. 
Der Bund sucht nach Möglichkeiten für die sfärkere Ein- 
beziehung privater Eigentümer, die zusammen über 
40 Prozent aller Mietwohnungen in den neuen Ländern 
und über 80 Prozent aller Altbauten in den Innenstädten 
verfügen. Modellvorhaben zur Bildung von Eigentümer- 
standortgemeinschaffen sollen untersfützt werden. Dazu 
haf das BMVBS ein neues ExWoSt-Forschungsfeld 
„Eigentümersfandortgemeinschaften im Stadfumbau“ ge- 
schaffen (vgl. Kap. 5.4.3). 

Das Programm Sfadfumbau Wesf umfassf Finanzhilfen 
für die besonders vom Sfrukturwandel befroffenen Kom- 
munen in den alfen Ländern. Kernpunkte sind die Erar- 
beitung von integrierten städtebaulichen Entwicklungs- 
konzepten als Grundlage für die Herstellung nachhaltiger 
städtebaulicher Strukturen, die Aufwertung der von 
Strukturwandel betroffenen Stadtgebiete, die Anpassung 
der Wohngebiete der 1950er bis 1970er Jahre, die Schaf- 
fung zukunftsfähiger Wohnformen sowie die Vermeidung 
von Leersfand. Die Rückführung von ungenufzfen Lie- 
genschaften in guf erschlossener Lage in den Flächen- 
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kreislauf bietet zugleieh Chaneen für die Immobilienwirt- 
sehafl, sowohl an der Aufwertung mitwirken als aueh von 
der Ersehließung der Wertpotenziale dieser Liegensehaf- 
ten zu profitieren. 

5.3.2 Bessere Zukunftschancen für 
benachteiligte Stadtquartiere - 
Soziale Stadt 

ln vielen deutsehen Städten gibt es Stadtquartiere mit ei- 
ner Konzentration von städtebauliehen, wirtsehaftliehen 
und sozialen Problemen: Mängel im Gebäudebestand und 
Wohnumfeld, unzureiehende Infrastruktur, geringe Wirt- 
sehaflstätigkeit sowie niedrige Einkommen, fehlende 
Sehul- und Bildungsabsehlüsse und hohe Arbeitslosigkeit 
der Quartiersbewohnersehaft. Betroffen sind vor allem 
Großsiedlungen mit Sozialwohnungsbestand und inner- 
städtisehe Altbauquartiere. 

Im Sinne einer voraussehauenden Stadtentwieklungspoli- 
tik ist es notwendig, die Anzeiehen einer sieh versehleeh- 
temden Stadtquartierssituation zu erkennen und frühzei- 
tig Gegenmaßnahmen einzuleiten. Die Politik muss den 
Bewohnern in betroffenen Stadtquartieren Perspektiven 
und Hilfestellungen anbieten. Dabei ist eine aktive Einbe- 
ziehung der Bewohner und ein intensiver Dialog mit allen 
Beteiligten erforderlieh. Zentrales Instrument ist das 
Bund-Länder-Programm Soziale Stadt, in dem seit dem 
Programmstart 1999 insgesamt 523 Quartiere in 
328 Kommunen mit insgesamt rund 2,3 Mrd. Euro Pro- 
grammmitteln gefordert wurden. Ziel ist, negative Ent- 
wieklungsprozesse und Abwärtsspiralen zu durehbreehen 
und eine Trendwende zur Stabilisierung und Aufwertung 
der Quartiere einzuleiten, ln den Fördergebieten werden 
daher über die bauliehe Erneuerung hinaus in integrierten 
Stadtentwieklungskonzepten Maßnahmen in den Berei- 
ehen Wohnen und Wohnumfeld, Wirtsehaft und Besehäf- 
tigung, Bildungs- und Sozialpolitik zusammengeführt. 
Ein aktivierendes Quartiersmanagement unterstützt die 
Prozesse vor Ort. 

Die Wohnungs- und Immobilienwirtsehaft kann einen 
entseheidenden Beitrag zur Stabilisierung der Quartiere 
leisten. Insbesondere dort, wo große Wohnungsuntemeh- 
men zentrale Akteure der Quartiersentwieklung sind, 
werden investive Maßnahmen wie die Modernisierung 
des Gebäudebestandes zunehmend dureh Maßnahmen zur 
sozialen Stabilisierung ergänzt (z. B. aktives Belegungs- 
management, Mieter- und Sehuldnerberatung, Einsatz 
von Coneiergen, Mietergärten). Darüber hinaus haben 
sieh Maßnahmen zur Wohneigentumsbildung und zur 
Angebotsdiversifizierung im Mietwohnungsbestand 
(z. B. Mehrgenerationenwohnen, familiengereehte Woh- 
nungsangebote) als tragfähige Ansäfze erwiesen. 

5.3.3 Aktive Stadt- und Ortsteilzentren 

Im Bereieh der Städtebauforderung sind seit 1998 als 
Sehwerpunkte für den Einsatz der Finanzhilfen u. a. die 
Stärkung von Innenstädten und Ortsteilzentren, die Wie- 
demutzung von Braehen unter Berüeksiehtigung von flä- 
ehensparenden Bauweisen definiert. Das BMVBS hat ge- 


meinsam mit den Ländern die Fördersehwerpunkte ab 
dem Programmjahr 2008 in der Verwaltungsvereinbarung 
zur Städtebauforderung deutlieher akzentuiert. Mit dem 
Programm Aktive Stadt- und Ortsteilzentren sollen die 
zentralen Versorgungsbereiehe in den Stadt- und Ortsteil- 
zentren wegen bestehender oder drohender Funktionsver- 
luste wieder attraktive Wirtsehaftsstandorte und Orte für 
Wohnen, Arbeiten, Leben und Kultur werden. Damit er- 
gänzt die finanzielle Unterstützung die reehtliehen Instru- 
mente der Baugesetzbuehnovelle von 2007. 

5.3.4 Städtebaulicher Denkmalschutz 

Der Sehutz des baukulturellen Erbes und der Erhalt histo- 
riseher Stadtkerne mit denkmalwerter Bausubstanz ist 
eine Gemeinsehaftsaufgabe. Dieser trägt der Bund im 
Rahmen der StädtebaufÖrderung mit der Einführung des 
Bund-Länder-Programms Städtebaulieher Denkmal- 
sehutz im Jahr 1991 besonders Reehnung. Ziel des Pro- 
gramms ist es, die historisehen Innenstädte als Ensembles 
in ihrer Gesamtheit und strukturellen Eigenheit, d. h. in 
Stadtgrundriss, Silhouette und Stadtgestalt, in Bebau- 
ungsstruktur sowie Bausubstanz zu erhalten und zu revi- 
talisieren. Dabei geht es nieht um eine museale Konser- 
vierung oder die Rekonstruktion historiseher Stadtbilder 
um jeden Preis, sondern um die strategisehe Steuerung ei- 
nes dynamisehen Prozesses in Stadtquartieren von hohem 
baukulturellem Rang. Dabei gilt aueh, diese Gebiete als 
Standorte für Dienstleistungen, Einzelhandel, Verwal- 
tung, Gewerbe und Wohnen weiterzuentwiekeln. Insge- 
samt hat der Bund seit Einführung des Programms rund 
1,7 Mrd. Euro an Finanzhilfen über die Städtebauforde- 
rung bereitgestellt. Wegen seiner großen Erfolge wird das 
Programm 2009 aueh auf die alten Länder ausgeweitet. 

5.4 Beispielhafte integrative 
Handlungsfelder 

5.4.1 Kommunale Konzepte „Wohnen“ 

Bereits bei den Überlegungen zur Reform des Wohnungs- 
baureehts im Jahre 2001 hatte sieh die allgemeine Auffas- 
sung durehgesetzt, dass Städte und Gemeinden besonders 
geeignet sind, wohnungspolitisehe Verantwortung zu 
übernehmen. Sie sind mit den Wohnraumversorgungspro- 
blemen ihrer Bürgerinnen und Bürger unmittelbar kon- 
frontiert und mit den Verhältnissen auf dem örtliehen 
Wohnungsmarkt vertraut. Deshalb wurde das kommunale 
Wohnraumversorgungskonzept als Instrument der lokalen 
Wohnungspolitik im Wohnraumforderungsgesetz (WoFG) 
2002 verankert. 

Um diesen Ansatz weiter zu stärken, fördert das BMVBS 
im Ansehluss an das ExWoSt-Forsehungsprojekt „Kom- 
munale Wohnraumversorgungskonzepte“ Modellvor- 
haben im Forsehungsfeld „Kommunale Konzepte: 
Wohnen“. Ziel ist es, kommunale Handlungsstrategien 
zur effizienten Lösung wohnungspolitiseher Fragen in 
den Kommunen zu entwiekeln und zu erproben. Ausge- 
wählt wurden aeht Modellvorhaben in den Städten Bonn, 
Cuxhaven, Dortmund, Halle (Saale), Hamburg, Hildes- 
heim, Leipzig und Münehen sowie eine Interkommunale 
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Plattform des Regionalverbands Frankfurt (Main). Die 
Reiehweite „Kommunaler Konzepte: Wohnen“ geht über 
den ursprüngliehen im WoFG definierten Zweck der 
Wohnraumversorgungskonzepte hinaus. Neben der quan- 
titativen und qualitativen Wohnraumversorgung spielt die 
Verknüpfung von Wohnungs- und Sfadfenfwicklung eine 
wichtige Rolle. 

Mit dem Vorhaben werden der Wissenstransfer und Er- 
fahrungsaustausch gefordert und die Erstellung, Weiter- 
entwicklung und Umsetzung „Kommunaler Konzepte: 
Wohnen“ in konkreten Einzelfallen begleifef. Aufgezeigf 
wird, wie die Konzepfe zur Bewälfigung wohnungspolifi- 
scher und sfädfebaulicher Anforderungen beifragen kön- 
nen und welches die Erfolgsfakforen für ein Konzepf 
sind. Darüber hinaus wird erprobt, wie kommunale Woh- 
nungsuntemehmen und -genossenschaften und private Ei- 
gentümer, in die Konzepterarbeitung eingebunden wer- 
den können. Die Abschlussveranstaltung ist für den 
18. Juni 2009 vorgesehen; Ende 2009 wird der Endbe- 
richt vorliegen. 

ln diesem Zusammenhang steht auch die Frage, welche 
Rolle die kommunalen Eigentümer ihren Wohnungsbe- 
ständen heute und zukünftig beimessen und welche Ziele 
sie mit diesen verfolgen. Das BMVBS hat deshalb Ende 
2008 ein Forschungsprojekt „Strategien der Kommunen 
für ihre kommunalen Wohnungsbestände“ gestartet. 

5.4.2 Ökologische Stadterneuerung 

Stadtentwicklungspolitik muss zum integrativen Bestand- 
teil einer umfassenden Energie- und Klimapolitik weiter- 
entwickelt werden. Städte haben absolut betrachtet einen 
hohen Energieverbrauch und einen hohen CO 2 - Ausstoß. 

Die Stärkung des städtischen Wohnens und Lebens trägt 
zu einer Ressourcen schonenden Stadtentwicklung bei. 
Beispiele sind kürzere Wege, bessere Versorgung mit dem 
ÖPNV, geringere Wärmeverluste kompakter Baustruktu- 
ren und weniger Erschließungsfiächen. Aufgrund der ho- 
hen Dichte bieten Städte Einsparmöglichkeiten, etwa 
durch den Einsatz der Kraft-Wärme-Kopplung oder von 
Solartechnik auf Dach- und an Fassadenfiächen. 

Das BMVBS fordert derzeit im Rahmen von Ex Wo St in 
Zusammenarbeit mit den Ländern Brandenburg und 
Sachsen- Anhalt 15 Modellvorhaben der energetischen 
Stadtemeuerung. Sie sollen dazu beitragen, den Stadtum- 
bau für beispielhafte Maßnahmen der energetischen 
Stadtemeuerung zu nutzen. Ziele sind Energieeinspamng, 
Steigemng der Energieeffizienz sowie Erzeugung und 
Anwendung emeuerbarer Energien. Die Modellvorhaben 
umfassen zwei Stufen: 

- die Fortschreibung des integrierten Stadtentwick- 
lungskonzepts, das im Rahmen des Programms Stadt- 
umbau Ost entwickelt worden ist und das jetzt die 
Energiefrage einbeziehen soll und 

- die Umsetzung daraus abgeleiteter praktischer Maß- 
nahmen mit messbaren Ergebnissen. 

Das Aufgabenspektmm reicht von der Energieeinspamng 
durch die Saniemng der Gebäude, über den Einsatz rege- 


nerativer Energien beim Neubau, effizienzsteigemde 
Maßnahmen der zentralen bzw. dezentralen Energie- 
erzeugungs- und Versorgungsanlagen bis hin zur Redu- 
ziemng des energieintensiven Verkehrs in städtischen 
Räumen und der Optimiemng regionaler Stoff- und Wirt- 
schaftskreisläufe. Das Forschungsprojekt wird voraus- 
sichtlich Mitte 2011 abgeschlossen. 

5.4.3 Beteiligung privater Investoren stärken 

Für die Bewältigung der städtebaulichen Herausforderan- 
gen sind erhebliche Investitionen in den Neu- und Ausbau 
sowie in den Erhalt der öffentlichen Infrastruktur erfor- 
derlich. Angesichts der finanziellen Lage vieler Kommu- 
nen und des bestehenden Investitionsstaus bieten alterna- 
tive Beschaffungsvarianten, wie z. B. Public Private 
Partnerships (PPP), die Möglichkeit, privates Kapital und 
Fachwissen stärker in die Organisation öffentlicher Auf- 
gaben einzubinden, ln geeigneten Fällen können mit 
Hilfe von PPP- Strukturen staatliche Infrastrakturmaßnah- 
men auch im Rahmen der Stadtentwicklung kosteneffi- 
zienter und Ressourcen sparender verwirklicht realisiert 
werden. Dazu trägt auch eine auf das konkrete Vorhaben 
zugeschnittenen Risikoverteilung bei. 

Das Handlungsfeld reicht von der Nutzungsmischung bei 
Einzelprojekten, der Revitalisierang von Innenstädten bis 
zur Umwidmung ganzer Industrie- und Gewerbefiächen. 
Um diese Effekte in einer größeren Breite wirksam wer- 
den zu lassen, strebt die Bundesregierang mittelfristig die 
Steigerung der PPP-Quote auf 15 Prozent des Investi- 
tionsaufkommens an. Wichtig hierfür sind die Standardi- 
sierung des Verfahrens und die Verbesserung der Rah- 
menbedingungen von PPP. 

Ein weiteres Instrument zur verstärkten Beteiligung pri- 
vater Investoren ist die EU-Initiative JESSICA (Joint 
European Support for Sustainable Investments in City 
Areas). Sie eröffnet die Möglichkeit, Stadtentwicklungs- 
investitionen neben Zuschüssen über verbilligte Kredite, 
Garantien und Beteiligungskapital zu fordern. Dazu sol- 
len Stadtenfwicklungsfonds gegründef werden, die Inves- 
tifionen in die Sfadfenfwicklung auf der Grundlage von 
infegrierten Sfadfenfwicklungsplänen finanzieren. Die 
Fonds werden aus Sfrakturfondsmitteln der Mifgliedsfaa- 
fen gespeisf, im Falle Deufschlands der Länder. 

JESSICA-Finanzierangen sefzen eine Reihe von ökono- 
mischen Anreizen: Kredite und Eigenkapital erhöhen 
durch die Rückzahlungsverpfiichtung den Effizienzdrack 
bei der Realisierung von Projekten. Eigenkapital und Ga- 
rantien sind zur Risikoabsicherang gut geeignet und kön- 
nen in größerem Umfang Privatkapital mobilisieren. 
Zudem fließen die eingesetzten Mittel zuzüglich Zinsein- 
nahmen und Eigenkapitalverzinsungen an den Fonds zu- 
rück, so dass für die Sfadfenfwicklung zusätzlich langfris- 
tige Finanzierangsquellen geschaffen werden. 

Das BMVBS fordert derzeit im Rahmen von Ex Wo St 
fünf Modellvorhaben zur Gründung von Sfadfenfwick- 
lungsfonds. Sie sollen dazu beifragen, die Nufzung inno- 
vativer Finanzierangsinstramente im Bereich der Stadt- 
entwicklung praxistauglich zu machen. Zudem findet ein 
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intensiver Erfahrungsaustauseh mit den EU-Mitgliedstaa- 
ten statt. 

Im Rahmen des Städtebaureehts wurden zudem Voraus- 
setzungen gesehaffen, um Bewohner und private Akteure 
aus der Wohnungs- und Immobilienwirtsehaft stärker an 
der Gestaltung von Stadtquartieren zu beteiligen. Die am 
1. Januar 2007 in Kraft getretene Vorsehrift des BauGB 
über „Private Initiativen zur Stadtentwieklung“ soll Ei- 
gentümer und Gewerbetreibende motivieren, sieh in eige- 
ner Verantwortung gemeinsam für die Entwieklung ihres 
Viertels zu engagieren. Die Länder müssen hierfür ent- 
spreehende Regelungen insbesondere zur Finanzierung 
erlassen. 

Beispiele für diese Initiativen sind „Immobilien- und 
Standortgemeinsehaften“ (ISG) und „Business Improve- 
ment Distriets“ (BIDs). Unter BIDs sind Gebiete zu ver- 
stehen, in denen sieh Immobilienentwiekler auf Grund- 
lage einer gesetzliehen Regelung (kommunale Satzung) 
zu einer Abgabe (Selbstbesteuerung) verpfliehten, mit der 
sie Maßnahmen zur Aufwertung und Entwieklung ihres 
Standortes in Eigenverantwortung umsetzen. Vorausset- 
zung für die Festsetzung eines BIDs ist die mehrheitliehe 
Zustimmung der Grundeigentümer. So werden alle Ei- 
gentümer an den Kosten der Aufwertung beteiligt und 
verbindliehe Abspraehen zwisehen Eigentümern und 
Kommune festgelegt. 

Im Fokus der stadtentwieklungspolitisehen Diskussion 
steht eine wesentliehe Verbreiterung des BID-Ansatzes, 
was aueh die weitgefasste Regelung des BauGB beför- 
dert. Als „Housing Improvement Distriets“ (HIDs) lässt 
sieh das Instrument aueh für Wohnquartiere nufzen, als 
„Neighbourhood Improvement Distriets“ für gemiseht 
genutzfe Quartiere. Hamburg hat das HID-Instrument mit 
dem Gesetz zur Stärkung von Wohnquartieren dureh pri- 
vate Initiativen eingeführt und näher geregelt. Der Bund 
unterstützt Hamburg bei der praktisehen Erprobung im 
Rahmen des Forsehungsfeldes „Kommunale Konzepte: 
Wohnen“. 

Das Programm der Städtebauforderung Akfive Sfadf- und 
Ortsfeilzentren eröffnet mit dem Instrument des „Verfü- 
gungsfonds“ ebenfalls den sfärkeren Einbezug Privater. 
Zur stärkeren Beteiligung und Mitwirkung der Betroffe- 


nen kann die Gemeinde einen Fonds einriehten, dessen 
Mittel ein lokales Gremium bewirtsehaftet. Der Fonds fi- 
nanziert sieh bis zu 50 Prozent aus den Mitteln der Städ- 
tebauforderung von Bund, Ländern und Gemeinden, min- 
desfens zu 50 Prozenf aus Mitteln von Wirfsehaft, 
Immobilien- und Standortgemeinsehaften, Privaten oder 
zusätzliehen Mitteln der Gemeinde. Sofern die Mittel 
nieht aus der Städtebauforderung stammen, können sie 
aueh für niehtinvesfive Maßnahmen eingesefzf werden. 

„Eigentümersfandortgemeinsehaften“ sind standortbezo- 
gene, verbindliehe, selbst verfasste Kooperationen (z. B. 
Verein, GbR, GmbH). Sie können private Eigentümer, 
Wohnungsuntemehmen, Mieter, Päehter, Einzelhandel 
und Gewerbetreibende umfassen. Eigentümerstandortge- 
meinsehaften sind keine Beteiligungsverfahren in der 
Stadtemeuerung oder Stadtteilvereine. Für die Aufwer- 
tung innerstädtiseher Wohnquartiere im Stadtumbau wird 
die Aktivierung und Zusammenarbeit versehiedener Ei- 
gentümer immer wiehtiger. Viele Quartiere weisen eine 
stagnierende oder negative Entwieklungsdynamik auf 
und die notwendigen Investitionen einzelner Eigentümer 
können erst dureh hinreiehende Perspektiven für das Ge- 
samfquartier angeregt und sinnvoll umgesetzt werden. 
Eigentümerstandortgemeinsehaften können dabei ein 
wiehtiges Instrument zur Ergänzung des vorhandenen 
städtebauliehen Instrumentariums sein. Das BMVBS und 
das BBSR haben daher im Laufe des Jahres 2008 ein 
ExWoSt-Forsehungsfeld zu Eigentümerstandortgemein- 
sehaften eingeriehtet. 

Mit diesem Projekt wurden zunäehst in einer Qualifizie- 
rungsphase im Dialog mit Ländern, Verbänden und 
Kommunen die konzeptionellen Vorarbeiten für die Ein- 
riehtung des Forsehungsfeldes wissensehaftlieh unter- 
sfüfzt. Dabei wurden die Abgrenzung der in Frage kom- 
menden Formen von Eigentümersfandortgemeinsehaften, 
das Spekfrum und die Tragfähigkeit der Projekte als Mo- 
dellvorhaben betraehtet. Auf dieser Grundlage wurden 
Ende 2008 Förderanträge von sieben Eigentümerstandort- 
gemeinsehaflen in den Städten Leipzig, Dresden, Magde- 
burg, Görlitz, Bremerhaven, Halle (Saale) und St. Wendel 
positiv besehieden. Weitere Modellvorhaben sind in Vor- 
bereitung. 
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